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Vorwort
Viele sehen in der Europäischen Union immer noch 

eine Zivilmacht, die mit Krieg und Rüstung wenig zu tun 
hat. Eine „Zivilmacht Europa“ würde jedoch keinen rie-
sigen Militärapparat benötigen. Eine Weltmacht Europa, 
die bereit ist, ihre Interessen notfalls mit Gewalt durch-
zusetzen, jedoch schon. Und tatsächlich ist es nahezu 
unmöglich, die Augen vor der seit einigen Jahren stattfin-
denden Militarisierung der Europäischen Union zu ver-
schließen, sie ist eigentlich unübersehbar. Dennoch wird 
immer wieder behauptet, die Europäische Union sei eine 
gute Sache, gerade für diejenigen, die im Militärbereich 
sparen wollten. Mit wohlfeilen Phrasen wie „Effizienzstei-
gerung“, „Skaleneffekte“, „Einsparpotenziale“ wird dabei 
die Realität übertüncht. Während sich die Sozialausgaben 
fast in jedem EU-Land im freien Fall befinden, bleiben die 
Rüstungsetats nahezu ungeschoren: Die Mitgliedsstaaten 
gaben in diesem Bereich im Jahr 2010 nur unwesentlich 
weniger als in den Vorjahren aus: 288 Mrd. Dollar!

Doch hierbei handelt es sich lediglich um die traurige 
Spitze des Eisbergs. Selbst gut informierte und kritische 
Beobachter der EU-Außen- und Sicherheitspolitik dürf-
ten durch das in dieser Studie umfassend ausgeleuchtete 
Ausmaß, mit dem die Europäische Union derzeit zahlrei-
che Militarisierungsprozesse vorantreibt, erschreckt sein. 
Die hierfür verantwortliche allgegenwärtige Allianz aus 
Politik und Industrie, die mir auch im Europäischen Par-
lament unablässig begegnet, hat sich diesbezüglich leider 
als überaus effektiv erwiesen. Weit gehend unbemerkt ist 
es dieser Militärlobby gelungen, einen enormen Rüstungs-
druck aufzubauen, immer mehr offizielle, aber vor allem 
auch inoffizielle Rüstungshaushalte einzurichten und die 
Herausbildung eines europäischen Militärisch-Industriel-
len Komplexes zu forcieren. Dies alles ist das Ergebnis aus 
der Kombination zwischen den Weltmachtambitionen der 
Europäischen Union bzw. ihrer Politiker und den Profitin-
teressen der Rüstungsindustrie. Sie ist dafür verantwort-
lich, dass die Europäische Union zu einem regelrechten 
Rüstungstreiber geworden ist.

Diese Entwicklung wird leider auch und gerade von 
fast allen meinen Kolleginnen und Kollegen im Europä-
ischen Parlament mit vorangetrieben. Symptomatisch für 
die Haltung der großen Mehrheit der Abgeordneten ist 
etwa der „Bericht über die Auswirkungen der Finanzkrise 
auf den Verteidigungssektor in den EU-Mitgliedstaaten“, 
der im November 2011 im Auswärtigen Ausschuss des Eu-
ropäischen Parlaments (AFET), dem auch ich angehöre, 
vorgelegt wurde. Dort wird gewarnt, dass „Kürzungen der 
Verteidigungshaushalte zu dem vollständigen Verlust be-
stimmter militärischer Fähigkeiten in Europa führen könn-
ten.“ Um dies zu verhindern, fordert der Bericht künftig 
auch Rüstungsforschung aus dem EU-Haushalt finanzie-
ren zu können und die Querfinanzierung von EU-Militär-
einsätzen über den so genannten ATHENA-Mechanismus 
auszubauen. Ferner seien „Fortschritte bei der Konsoli-
dierung der verteidigungstechnologischen und -industri-
ellen Basis Europas notwendig.“ All das sind Vorschläge, 
die dem Rüstungssektor mehr Geld zufließen lassen, aber 
auch die Herausbildung eines Militärisch-Industriellen 
Komplexes vorantreiben.

Gleichzeitig wird so getan, als sei kein Geld vorhanden, 
um die Not und Armut unzähliger Menschen innerhalb, 
aber vor allem auch außerhalb der Europäischen Union zu 
adressieren. Ein Bruchteil der weltweiten Rüstungsausga-
ben würde jedoch genügen, um die Millennium-Entwick-
lungsziele zur Bekämpfung der Armut umsetzen zu kön-
nen. Doch die große Allianz für Krieg und Profit päppelt 
lieber einen gigantischen Militärapparat weiter auf, dessen 
wesentliche Aufgabe gerade darin besteht, die existieren-
den Ausbeutungsstrukturen auf der Welt zu erhalten und 
gewaltsam abzusichern. Dass dies alles derzeit auch noch 
mit angeblichen Sparzwängen gerechtfertigt wird, die in 
Wahrheit für den Militärbereich in dieser Form überhaupt 
nicht existieren, setzt dem allem die Krone auf. Die Alter-
native dazu liegt auf der Hand: Denn wer wirklich sparen 
will, rüstet ab!
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Im Zuge der schweren Wirtschafts- und Finanzkrise, 
in der sich die EU-Länder derzeit befinden, werden quer 
über den Kontinent die Haushalte teils radikal zusammen-
gestrichen. Die große Mehrheit der europäischen1 Bevöl-
kerung spricht sich in diesem Zusammenhang für drasti-
sche Kürzungen bei den Rüstungshaushalten aus, anstatt 
die Sozialausgaben immer weiter zu senken – in Deutsch-
land waren es bei einer Umfrage etwa überwältigende 82 
Prozent.2 Auch in Frankreich und in anderen europäischen 
Ländern ist die Stimmung ähnlich3: „Werden die Men-
schen vor die Wahl gestellt, einen Kompromiss zwischen 
Leistungen wie Renten, Gesundheitsversorgung und So-
zialhilfeausgaben einerseits und Verteidigungsausgaben 
andererseits zu finden, ist die Antwort eindeutig. In Euro-
pa ‚zählen abstrakte Verweise auf die nationale Sicherheit 
und Verteidigung wenig, wenn fundamentale Fragen der 
sozialen Existenz auf dem Spiel stehen.‘“4 Dennoch sind 
die EU-Rüstungsausgaben 2010 gegenüber dem Vorjahr 
nur minimal gesunken und auch für die kommenden Jahre 
ist leider mit gleichbleibend hohen Etats zu rechnen (vgl. 
Kapitel 3.4). 

Vor diesem Hintergrund ist es umso empörender, dass 
Politiker nahezu jedweder Couleur weiterhin erfolgreich 
den Eindruck erwecken, europaweit befänden sich die 
Rüstungsausgaben im freien Fall. Symptomatisch für 
den kreativen Umgang mit der Realität ist etwa eine Ent-
schließung der EU-Parlamentarier, in der es heißt: „Das 
Europäische Parlament […] nimmt mit Sorge den zuneh-
menden Trend der vergangenen Jahre zu Kürzungen in den 
Verteidigungshaushalten der meisten EU-Mitgliedstaaten 
infolge der Finanz-, Wirtschafts- und Schuldenkrise und 
die potenziellen negativen Auswirkungen zur Kenntnis, 
die diese Maßnahmen auf die militärischen Fähigkeiten 
und damit auf die Fähigkeit der EU haben, ihrer Verant-
wortung bei Friedenserhaltung, Konfliktvermeidung und 
Stärkung der internationalen Sicherheit […] wirksam zu 
entsprechen.“5 Vertreter der Rüstungsindustrie nehmen 
solche Steilvorlagen natürlich gerne auf und versuchen 
ihrerseits nach Kräften von sich das Bild einer vor sich 

hindarbenden Branche zu erwecken, die händeringend auf 
umfassende staatliche Unterstützung angewiesen sei. Ex-
emplarisch hierfür ist etwa Domingo Ureña-Raso, Leiter 
von Airbus Military und bis Oktober 2011 Chef des größ-
ten europäischen Branchenverbandes, der AeroSpace and 
Defence Industries Association of Europe (ASD): „Sollte 
sich die Lage in den nächsten Jahren nicht grundlegend 
verbessern, dann riskiert Europa, Schlüsselkapazitäten im 
Verteidigungsbereich zu verlieren. Bis Europa aufwacht, 
wird es zu spät sein. Einmal verloren oder signifikant 
erodiert, können High-Tech-Kapazitäten nicht so einfach 
wieder hergestellt werden. Die Zeit zum Handeln ist nun 
gekommen.“6 So wird bewusst und erfolgreich der Ein-
druck erweckt, die Branche kämpfe um ihr Überleben. 
Überschriften wie „Rüstungskonzerne wie EADS gehen 
schweren Zeiten entgegen“ oder „Budgetkürzungen zwin-
gen Rüstungsindustrie zum Sparen“ sind in den Massen-
medien an der Tagesordnung.7 

Bevor allerdings allzu großes Mitleid für die scheinbar 
notleidende Rüstungsindustrie aufkommen sollte: Diese 
Kassandra-Rufe haben mit der Realität nichts zu tun. Eine 
im Mai 2011 veröffentlichte Untersuchung des Center for 
Strategic and International Studies (CSIS) kam etwa zu 
dem Ergebnis: „Die europäischen Sicherheits- und Vertei-
digungsfirmen haben sich in den letzten Jahren sehr gut 
gehalten, sowohl was die absoluten Zahlen anbelangt, als 
auch gegenüber ihresgleichen im kommerziellen Sektor.“8 
Zwar seien die Gewinne in den 1990er Jahren eingebro-
chen, in den letzten zehn Jahren sei das Geschäft mit 
Kriegsgütern jedoch äußerst profitabel gewesen. Die Ge-
winne der Branche wären von 63 Mrd. Euro im Jahr 2003 
um 49 Prozent auf 93 Mrd. Euro 2009 gestiegen. Das Fazit 
der Studie ist demzufolge eindeutig: „Die europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungsunternehmen sind auf dem 
globalen Markt konkurrenzfähig.“9 Dieser Trend zu immer 
größeren Gewinnen setzte sich auch 2010 fort und hält bis 
heute an. Kurz und schlecht: Der Rüstungsindustrie geht 
es prächtig.10 Die ganze Jammerei zielt demzufolge er-
stinstanzlich nicht darauf ab, eine Branche vor dem Un-
tergang zu retten. Vielmehr geht es darum, die üppigen 
Profitmargen auf hohem Niveau zu stabilisieren oder im 
Optimalfall gar auszubauen und die militärische Schlag-
kraft der Europäischen Union zu vergrößern. 

Hierfür hat sich eine mächtige Allianz gebildet, die 
auf einem Militarisierungskonsens von Politik und 
(Rüstungs-)Industrie basiert. Mit dem Ende des Kalten 
Krieges entfielen zahlreiche Beschränkungen, die eu-
ropäischen machtpolitischen Ambitionen bis dato enge 
Fesseln angelegt hatten. Fortan stand der Aufstieg der Eu-
ropäischen Union zu einem Global Player ganz oben auf 
der politischen Agenda. Hinzu kam der zunehmende Ein-
flussgewinn global operierender europäischer Konzerne, 
die auf die Erschließung neuer Absatz- und Investitionsge-
legenheiten außerhalb Europas – und letztlich auch auf de-

1. Einleitung
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ren militärische Absicherung - drängten. Vor diesem Hin-
tergrund verfolgt die Europäische Union mittlerweile eine 
gezielte Strategie, die auf die militärisch unterfütterte Er-
weiterung der eigenen Macht- und Einflusssphäre abzielt. 
Auf dieser Basis hat sich innerhalb der Eliten die Überzeu-
gung durchgesetzt, die Militarisierung der Europäischen 
Union müsse weiter intensiviert werden. Es handelt sich 
hierbei also um weit mehr als lediglich das Produkt effek-
tiver Einflussnahme rein rüstungsindustrieller Interessen, 
obwohl von dieser Seite her logischerweise deutlich am 
meisten Druck ausgeübt wird. Inzwischen wurde eine am-
bitionierte Militarisierungsagenda ausgearbeitet, für deren 
Umsetzung sich ein zunehmend dichtmaschiges und ein-
flussreiches Lobbygeflecht stark macht (Kapitel 2). 

Diesem Lobbynetzwerk ist es mittlerweile gelungen, 
aus der Europäischen Union einen regelrechten Rüstungs-
treiber zu machen und hierdurch die Militarisierung der 
Europäischen Union massiv voranzutreiben. Hierfür wer-
den die Einzelstaaten von Brüssel unter anderem einem 
enormen Aufrüstungsdruck ausgesetzt. Mit dem am 1. 
Dezember 2009 in Kraft getretenen Vertrag von Lissabon 
(EUV) werden zahlreiche neue „Aufrüstungsanreize“ ge-
setzt, sodass nicht damit zu rechnen sein wird, dass die 
Militärhaushalte der Einzelstaaten in absehbarer Zeit sub-
stanziell sinken werden. Ursprüngliche Ankündigungen 
in den Mitgliedsstaaten drastische Einschnitte vornehmen 
zu wollen, wurden mittlerweile teils oder vollkommen re-
vidiert. In einigen Staaten wird sogar mehr in den Mili-
tärbereich investiert als vor Beginn der Wirtschafts- und 
Finanzkrise (Kapitel 3).

Allerdings sind sich Politik und Wirtschaft darüber 
im Klaren, dass unter den derzeitigen Bedingungen eine 
deutliche Erhöhung der Rüstungsausgaben wohl am Wi-
derstand der Öffentlichkeit scheitern dürfte.11 Aus diesem 
Grund werden Versuche intensiviert, Gelder aus Einnah-
mequellen jenseits der klassischen Verteidigungshaushal-
te für militärische Belange mobilisieren zu können. Auch 
hier weiß Brüssel zu helfen, denn augenscheinlich treffen 
Rüstungsausgaben auf weniger Widerstand in der Bevöl-
kerung, wenn sie im Rahmen der Europäischen Union ge-
tätigt werden, wie eine Studie des Strategic Studies Insti-
tute (SSI) der US-Armee ausführt: „Das EU-Label scheint 
die Europäer in einer Weise dafür gewinnen zu können, 
Geld zum Ausbau militärischer Kapazitäten auszugeben, 
wie es die NATO nicht könnte.“12 Vor diesem Hintergrund 
werden derzeit auf EU-Ebene immer mehr offene und 
verdeckte Rüstungshaushalte eingerichtet, die sich zu-
dem auch noch weit gehend der Kontrolle durch die je-
weiligen nationalstaatlichen oder durch das Europäische 
Parlament entziehen. Hinzu kommt eine immer offenere 
Zweckentfremdung von Geldern aus zivilen EU-Haus-
haltstöpfen – vom Agrarhaushalt über das Forschungs-
rahmenprogramm bis zur Entwicklungshilfe – für militär-
relevante Zwecke. Mit der Einrichtung des Europäischen 

Auswärtigen Dienstes (EAD) ist die Vermischung ziviler 
und militärischer Kapazitäten und Gelder mittlerweile in-
stitutionalisiert worden und hat einen Grad erreicht, dass 
von einer zivilen, unabhängigen EU-Außenpolitik inzwi-
schen keine Rede mehr sein kann (Kapitel 4). 

Darüber hinaus sind sich Politik und Industrie darin ei-
nig, dass die Bündelung (Konsolidierung) des fragmentier-
ten EU-Militärbereiches oberste Priorität hat. Ob gewollt 
oder ungewollt, letztlich wird dies zwingend zur Heraus-
bildung eines Europäischen Militärisch-Industriellen 
Komplexes (EU-MIK) führen. Denn die bereits angelau-
fenen Konzentrationsprozesse sollen über die Schaffung 
eines einheitlichen europäischen Rüstungsmarktes, die 
Bündelung von Beschaffungsprojekten sowie die massive 
Förderung von Rüstungsexporten weiter vorangetrieben 
werden. Am Ende dieser Entwicklung soll staatlicherseits 
eine möglichst weit gehende Europäisierung der Militär-
politik stehen, die für die Umsetzung ihrer imperialen Am-
bitionen von wenigen mächtigen Superkonzernen im Rü-
stungsbereich, so genannten „Eurochampions“, mit Mili-
tärgütern versorgt wird. Die Politik verspricht sich hiervon 
erhebliche Effizienzsteigungen und damit einen insgesamt 
deutlich schlagkräftigeren Militärapparat, während der In-
dustrie an einer Steigerung ihrer Wettbewerbsfähigkeit – 
und damit ihrer Profite – gelegen ist. Allerdings stehen die 
Nationalstaaten im hochsensiblen Militärbereich einem 
Abtritt von Souveränitätsrechten an die suprastaatliche 
EU-Ebene extrem skeptisch gegenüber. Vor diesem Hin-
tergrund sehen Befürworter eines EU-MIK in der aktuel-
len Wirtschafts- und Finanzkrise eine Gelegenheit, diese 
Vorbehalte unter dem Deckmantel angeblicher Sparzwän-
ge auszuhebeln (Kapitel 5).

Tatsächlich wird mit diesem Militärapparat massiv 
Geld zum Fenster hinausgeworfen; und das in einer Zeit, 
in der viele Menschen in der Europäischen Union von 
nackter Existenzangst betroffen sind. Ebenso wenig lassen 
sich die Ursachen heutiger Konflikte militärisch beseitigen 
– im Gegenteil. Hierfür müsste stattdessen der ausbeute-
rischen europäischen Außenwirtschaftspolitik der Rücken 
zugewendet, jegliche Form von Rüstungsexporten sofort 
beendet und umfassend abgerüstet werden. Die hierdurch 

Dwight D. Eisenhower: Warner vor dem Militärisch-
Industriellen Komplex, Foto: Wikipedia



6

freiwerdenden Gelder müssten als Reparationszahlungen 
in sinnvolle Maßnahmen zur Armutsbekämpfung umgelei-
tet werden. So würde etwa ein kleiner Teil dessen, was die 
NATO-Staaten jährlich für Rüstung ausgeben, genügen, 
um die Millennium-Entwicklungsziele zur Reduzierung 
der Armut in der Welt zu erreichen. 

Kurz gesagt: Die Etablierung einer gerechteren Welt-
ordnung ist die einzige Alternative zur gegenwärtig 
stattfindenden Militarisierung. Weil die Eliten in Politik, 
Wirtschaft und Militär hierzu aber nicht bereit sind, wird 
auf den Ausbau der Fähigkeiten zum gewaltsamen Kri-
senmanagement gesetzt. Die Tatsache, dass es gelingt, für 
diesen Zweck weiter riesige Summen für die Rüstung zu 
mobilisieren, zeigt, wie stark die Lobby für Krieg und Pro-
fit in der Europäischen Union schon geworden ist – und 
ihr Einfluss droht durch die mittlerweile in Gang gesetz-
ten Konzentrationsprozesse noch weiter zuzunehmen. Je 
mächtiger der sich herauskristallisierende Militärisch-
Industrielle Komplex jedoch wird, desto mehr droht eine 
Militarisierungsdynamik zu entstehen, die zur Folge 
haben wird, dass zur „Lösung“ von Konflikten mehr und 
mehr auf Gewalt gesetzt wird (vgl. Kapitel 6).

Ein ebenso anschauliches wie erschreckendes Beispiel 
für die stattfindende „Versicherheitlichung“ von Proble-
men, deren Lösung auf ganz andere als auf militärische 
Weise erfolgen müsste, liefert eine Umfrage unter Exper-
ten der Rüstungsindustrie, deren wichtigste Ergebnisse die 
Unternehmensberatung Horváth & Partners im November 
2011 in einer Pressemitteilung veröffentlichte: „Mehr als 
70 Prozent der für die Studie ‚Wehrtechnik im Wandel – 
Herausforderungen für die Industrie‘ befragten 73 Exper-
ten aus der Rüstungsindustrie glauben, dass die Zahl der 
bewaffneten Auseinandersetzungen weltweit zunehmen 
wird. Dabei wird vor allem eine Bedeutungszunahme von 
bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen, Konflikten 
um knappe Güter wie Nahrungsmittel, Wasser und Roh-
stoffe sowie von Terrorismus erwartet. Ein weiterer Trend 
besteht in der Verlagerung von Kämpfen in bewohnte Ge-

biete. […] Damit die Industrie diese Anforderungen erfül-
len kann, bedarf es eines effektiven und effizienten Be-
schaffungsprozesses auf Seiten des Auftraggebers: Über 
70 Prozent der Befragten sehen hier Verbesserungsbedarf. 
Auch die wehrtechnische Industrie selbst muss sich auf 
neue Bedingungen einstellen. Sparzwänge der Streitkräf-
te in Europa und wachsender internationaler Wettbewerb 
zwingen die nationale Rüstungsindustrie dazu, ihre Ge-
schäftsfelder auszuweiten und neue Märkte zu erschlie-
ßen. […] Trotz der massiven Herausforderungen bewerten 
die Teilnehmer der Studie die Zukunftsaussichten ihrer 
Unternehmen durchweg positiv: 73 Prozent der Befragten 
glauben an steigende Umsätze innerhalb der nächsten zehn 
Jahre. Gleichzeitig halten aber über 80 Prozent eine Kon-
solidierung der Rüstungsindustrie auf europäischer Ebene 
für wahrscheinlich.“13

Fast genau 50 Jahre nachdem der damalige US-Präsi-
dent Dwight D. Eisenhower in seiner Abschiedsrede im 
Januar 1961 vor den Folgen des sich herauskristallisie-
renden Militärisch-Industriellen Komplexes für die USA 
warnte, sind seine Ausführungen deshalb heute aktueller 
denn je – es ist eine bittere Ironie, dass dies nun auch und 
gerade für die Europäische Union zutrifft: 

„In der Regierung müssen wir uns in unserem Denken 
vor dem Eindringen von unberechtigten Einflüssen des mi-
litärisch industriellen Komplexes hüten, seien sie gewollt 
oder auch nicht. Das Potential für die katastrophale Zunah-
me fehlgeleiteter Kräfte ist vorhanden und wird weiterhin 
bestehen. Wir dürfen es nie zulassen, dass die Macht die-
ser Kombination unsere Freiheiten oder unsere demokra-
tischen Prozesse gefährdet. […] Jede Kanone, die gebaut 
wird, jedes Kriegsschiff, das vom Stapel gelassen wird, 
jede abgefeuerte Rakete bedeutet letztlich einen Diebstahl 
an denen, die hungern und nichts zu essen bekommen, an 
denen, die frieren und keine Kleidung haben. Eine Welt 
unter Waffen verpulvert nicht nur Geld allein. Sie verpul-
vert auch den Schweiß ihrer Arbeiter, den Geist ihrer Wis-
senschaftler und die Hoffnung ihrer Kinder.“14 
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Immer offener und raubeiniger reklamiert die Europä-
ische Union für sich eine Führungsrolle unter den Welt-
mächten. Ein schlagkräftiges Militär nebst potenter rü-
stungsindustrieller Basis wird hierfür als notwendige Be-
dingung erachtet: „Die Europäische Union will über bei-
des verfügen, die militärischen Fähigkeiten, die mit einer 
globalen Macht assoziiert werden, und die Kapazitäten, 
diese innerhalb ihrer Grenzen herzustellen.“15 Die Gründe 
hierfür liegen in einer veränderten machtpolitischen und 
wirtschaftlichen Interessenlage, die beide dazu geführt ha-
ben, dass die Europäische Union immer offensiver auf die 
Expansion ihrer Macht- und Einflusssphäre drängt. 

Dies führt zu zunehmenden Konflikten, sowohl mit an-
deren Großmächten als auch mit Staaten der Peripherie, 
die aus Sicht der Eliten nur militärisch im eigenen Sinne 
„gelöst“ werden können. Der auf dieser Basis entstande-
nen Überzeugung, eine Militarisierung der Europäischen 
Union sei dringend erforderlich, verleiht ein zunehmend 
einflussreicheres Lobbynetzwerk aus Politik und (Rü-
stungs-)Industrie Nachdruck: „Dass die graduelle Annähe-
rung der Interessen der europäischen Verteidigungsindu-
strie und der Befürworter der Gemeinsamen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik das militärische Element in der 
EU-Politik gestärkt hat, ist unbestreitbar.“16

2.1 Militärisch unterfütterter Weltmachtanspruch 

Bis heute wird der Mythos, die Europäische Union sei 
eine Art „Zivilmacht“, die der profanen Macht- und In-
teressenspolitik vergangener Jahrhunderte abgeschworen 
habe, in manchen Kreisen sorgsam gehegt und gepflegt: 
„Die Gründungsphilosophie der EWG, aus der die EG und 
dann die EU wurden, richtete sich nach innen und entwic-
kelte ein Gegenkonzept zu Geopolitik und zu geostrate-
gischen Dimensionen: Befriedung, Aussöhnung und po-
litische Kooperation durch wirtschaftliche Verflechtung 
als Antithesen zur Geopolitik und zum Imperialismus.“17 
Diese „geostrategische Abstinenzphase“ ist mittlerweile 
zu Ende: „Kurz gesagt: seit den späten 1990ern hat sich 
die Europäische Union von der ‚Zivilmacht‘ (oder ‚nor-
mativen Macht‘) mit ihrem Fokus auf die innere Entwick-
lung wegbewegt und begann damit, eine globale Macht zu 
werden.“18 

Die lange beobachtbare relative Zurückhaltung der 
Europäischen Union war allerdings nicht einer Aversion 
gegenüber harter Machtpolitik, sondern der spezifischen 
Konstellation des Kalten Krieges geschuldet. Gemeint ist 
hier die - zumindest so empfundene – existenzielle Bedro-
hung durch die Sowjetunion, der die EU-Staaten allein we-
nig entgegenzusetzen hatten. Dies machte die Vereinigten 
Staaten zwangsläufig zur unbestrittenen Hegemonialmacht 
im westlichen Bündnis. Ohnehin galt darüber hinaus der 
„deutschen Frage“, der Einbindung des deutschen Macht-
strebens, in den Anfangsjahrzehnten der Europäischen 
Union die Hauptaufmerksamkeit, weshalb die „innere 

Integration“ im Vordergrund stand. Diese „Strukturde-
terminanten“ hatten zur Folge, dass (militär-)strategische 
Fragen auf EU-Ebene lange kaum eine Rolle spielten, sie 
waren Sache der NATO – und damit vor allem der USA: 
„Unter den Bedingungen der US-Hegemonie und der Sy-
stemkonkurrenz konnte in den Nachkriegsjahrzehnten von 
einer eigenständigen europäischen Strategie keine Rede 
sein. Dies galt insbesondere für die Außen- und Sicher-
heitspolitik.“19 Mit dem Untergang der Sowjetunion, dem 
– schrittweisen – Machtverlust der Vereinigten Staaten so-
wie der offensiven Ausrichtung der deutschen Militärpoli-
tik veränderten sich alle bisherigen Rahmenbedingungen 
ab Anfang der 1990er Jahre grundlegend. Die Gelegenheit 
für einen machtpolitischen Aufstieg zum Global Player 
war günstig – und sie wurde zielstrebig genutzt.

Umfassende militärische Fähigkeiten werden in die-
sem Zusammenhang als notwendige Bedingung gesehen, 
um den angestrebten „globalen Einfluss“ geltend machen 
zu können. So schreibt der ehemalige Leiter der EU-Ver-
teidigungsagentur (EVA, engl.: EDA), Nick Witney: „Der 
Wert der bewaffneten europäischen Streitkräfte besteht 
nicht so sehr darin, speziellen ‚Gefahren‘ zu begegnen, 
sondern weil sie ein notwendiges Instrument von Macht 
und Einfluss in einer sich schnell verändernden Welt dar-
stellen, in der Armeen immer noch wichtig sind.“20 Kurz 
und schlecht: Eine Weltmacht Europa ist ohne einen 
mächtigen Militärapparat nicht zu haben, den es deshalb 
aufzubauen gilt. So schreibt Carlo Massala von der Bun-
deswehr-Universität in München: „Der politische Wille 
nach einer globalen (Mit-)Führung kann nur dann geltend 
gemacht werden, wenn er auch machtpolitisch unterfüttert 
wird. Dies bedeutet: solange militärische Macht und die 
Bereitschaft, sie einzusetzen, das Charakteristikum einer 
globalen Macht auch im 21. Jahrhundert darstellt, so lange 
wird Europa kein Pol dieser sich herausbildenden Welt-
ordnung sein. Es muss bereit sein, globale sicherheitspoli-
tische Verantwortung zu tragen.“21 

2.2 Wirtschaftliche Expansionsagenda 

Neben den beschriebenen politischen Entwicklungen 
sind Veränderungen in der Außenwirtschafts- und Handels-
politik eine weitere wesentliche Triebfeder für die neuen 
europäischen Weltmachtambitionen: „Bei der Betrachtung 
strategischer Leitideen, welche die EU-Politik bestimmen, 
lässt sich spätestens seit den 1990er Jahren ein Kurswech-
sel feststellen. Die aktuelle Ausrichtung beruht auf einer 
Verschiebung der Kräfteverhältnisse innerhalb der herr-
schenden Eliten seit den 1970er/80er Jahren. Bestimmend 
sind seitdem die globalen Absatz- und Investitionsstrate-
gien europäischer transnationaler Konzerne (TNKs), die 
in Folge von Fusions- und damit Konzentrationsprozessen 
enorm an Bedeutung und Einfluss gewonnen hatten. Das 
eher nach innen gerichtete Ziel der Konsolidierung eines 
gemeinsamen Wirtschaftsraums wurde dadurch verdrängt. 

2. Imperium Europa: Politische und wirtschaftliche 
Interessen an der Militarisierung der Europäischen 
Union
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Mittlerweile bestimmt ein Elitenetzwerk bestehend aus 
Kommission (Bürokratie), globalisierten Unternehmen, 
einzelnen EU- und nationalen Politikern und Experten 
die europäische Außenwirtschaftspolitik. Unterstützt wird 
ihr Projekt von der Presse durch die Rhetorik der „not-
wendigen“ Weltmachtrolle, welche die EU einzunehmen 
habe. Die inhaltliche Ausrichtung nach dem beschriebenen 
Kurswechsel ist in wichtigen Strategiepapieren wie der 
‚Lissabon-Strategie‘ (2000), ‚Global Europe‘ (2006) und 
‚Europe 2020‘ (2010) nachzulesen.“22

Die aggressive Erschließung neuer Märkte und Inve-
stitionsmöglichkeiten wurde so zu einem vorrangigen Ziel 
der EU-Politik – und das wesentliche Mittel hierfür war 
die Predigt des neoliberalen Evangeliums von offenen 
Märkten, Freihandel und Wettbewerbsgleichheit. Exem-
plarisch hierfür ist ein im Oktober 2007 unter dem Namen 
„Das europäische Interesse – Erfolg im Zeitalter der Glo-
balisierung“ vorgelegtes Kommissionspapier, in dem es 
heißt: „Als weltgrößter Exporteur von Waren und Dienst-
leistungen [...] profitiert die EU in erheblichem Maße von 
einer offenen Weltwirtschaft. [...] Sie hat ein offenkundi-
ges Interesse daran, dass die Weltordnungspolitik Regeln 
folgt, die ihre Interessen und Werte widerspiegeln. [...] Die 
EU muss das ihr zur Verfügung stehende Instrumentarium 
in vollem Umfang nutzen, wenn sie ihre Stellung in ei-
ner globalisierten Welt stärken will. [...] Gleichzeitig ist es 
wichtig, dass die EU ihren Einfluss in internationalen Ver-
handlungen geltend macht, um auch von anderen Offen-
heit einzufordern: Offenheit lässt sich politisch nur dann 
rechtfertigen, wenn sie auf Gegenseitigkeit basiert. Die 
EU muss dafür sorgen, dass ihre Exporteure und Investo-
ren in Drittländern ein angemessenes Niveau an Offenheit 
sowie Grundregeln vorfinden, die unsere Fähigkeit nicht 
beeinträchtigen, unsere Interessen zu schützen.“23

Die gesamte EU-Außenwirtschafts- und Handelspoli-
tik basiert also auf der Auffassung, ein Wettrennen zwi-
schen einem Ferrari und einem VW Käfer sei deshalb fair, 
weil sie auf derselben Straße fahren. Was sich allerdings 
hinter so egalitär anmutenden Phrasen wie „Offenheit“ 

und „gleiche Bedingungen“ verbirgt, ist nackter Egois-
mus, denn Freihandel unter ungleichen Partnern nutzt 
immer dem ökonomisch Stärkeren: „Die Freihandelsför-
derung war historisch immer das Vorrecht der Mächtigen. 
Und die Förderung und Aufrechterhaltung der Ungleich-
heit war immer eine Voraussetzung für das erfolgreiche 
Funktionieren der auf Freihandel basierenden kapitali-
stischen Marktwirtschaft. […] Die Evozierung der Prin-
zipien der sportlichen Fairness und des unbehinderten 
Wettbewerbs, ignoriert aber die schreiende Disparität der 
wirtschaftlichen und politischen Machtverhältnisse im 
globalen Handel.“24 Obgleich diese neoliberale Politik 
eine massive Verarmung der Bevölkerungen im globalen 
Süden zur Folge hat25, wird dieser Umstand zugunsten der 
eigenen Konzernprofite augenscheinlich billigend in Kauf 
genommen. Mittlerweile hat die Europäische Union sogar 
die Vereinigten Staaten als weltweit wichtigsten Liberali-
sierungstreiber überholt.26

Dabei wäre es naiv anzunehmen, dass die „erfolgrei-
che“ Durchsetzung dieser Wirtschaftsagenda letztlich 
nicht auch auf der Fähigkeit zur „effektiven“ Androhung 
und Anwendung von Gewalt beruhen würde: „Kom-
plementär zum internen Umbau zielt ‚Global Europe’ 
vor allem auf die aggressive Durchsetzung der eigenen 
Wirtschaftsagenda gegenüber anderen Ländern, während 
‚Europe 2020’ die Fortführung beider Strategien über die 
globale Wirtschaftskrise hinaus festlegt. Im Kern werden 
hierbei stets dieselben Maßnahmen propagiert: Die Schaf-
fung günstiger Wettbewerbsbedingungen für europäische 
TNKs durch die Liberalisierung von Waren- und Dienst-
leistungshandel durch die Gleichstellung ausländischer 
und inländischer Investitionen und den weltweiten Schutz 
von Unternehmen und geistigem Eigentum vor dem Zu-
griff der Staaten. Dementsprechend besteht natürlich auch 
ein Interesse seitens der EU-Konzerne, dass Rechtssicher-
heit und Investitionsschutz nötigenfalls von der Europä-
ischen Union auch militärisch gewährleistet werden – so 
zieht der Expansionsdrang der Unternehmen auch den des 
Militärs nach sich. Die strategische Ausrichtung der EU 

zielt also auf eine Ver-
tiefung der ökonomi-
schen Globalisierung, 
was insbesondere den 
weiteren, radikalen 
Umbau von Staaten des 
Südens durch Freihan-
delsverhandlungen er-
fordert.“27 

Wohl nicht zufällig 
begann deshalb der for-
cierte Aufbau eines EU-
Militärapparates kurz 
vor Veröffentlichung 
der Lissabon-Strategie. 
Mit ihr wurde im Jahr 
2000 das ehrgeizige 
Ziel ausgegeben, inner-
halb von zehn Jahren 
zur Weltwirtschafts-
macht Nummer eins 
aufsteigen zu wollen 
– spätestens ab diesem 
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Zeitpunkt war die Zeit der Bescheidenheit vorüber. Ähn-
lich forsch klang auch die „Europäische Sicherheitsstrate-
gie“ vom Dezember 2003: „Als Zusammenschluss von 25 
Staaten mit über 450 Millionen Einwohnern, die ein Vier-
tel des Bruttosozialprodukts (BSP) weltweit erwirtschaf-
ten, ist die Europäische Union, der zudem ein umfangrei-
ches Instrumentarium zur Verfügung steht, zwangsläufig 
ein globaler Akteur.“28 

2.3 Imperiale Geostrategie

Die Erweiterung der europäischen Macht- und Ein-
flusssphäre wird innerhalb der Brüsseler Chefetagen als 
notwendige Bedingung für den anvisierten Aufstieg zur 
Globalmacht erachtet (und sie deckt sich zudem auch noch 
mit den Expansionsinteressen der Wirtschaft): „Eine Rei-
he von Berichten der Europäischen Kommission und Ana-
lysen von EU-Wissenschaftlern argumentieren, dass eine 
fortgesetzte Erweiterung notwendig ist, will die EU öko-
nomisch und politisch in der Lage sein, mit anderen glo-
balen Akteuren zu konkurrieren“.29 Hierbei gilt es Schritt 
für Schritt vorzugehen: „Selbstverständlich muss die EU 
sich als Macht in ihrer eigenen Region etablieren, wenn sie 
eine globale Macht werden will.“30 

Diesem Ziel diente zunächst die „Expansion per Erwei-
terung“ durch die Aufnahme zehn neuer EU-Mitgliedslän-
der in den Jahren 2004 und 2007.  Bereits 1993 hatte der 
Europäische Rat hierfür die so genannten „Kopenhagener 
Kriterien“ aufgestellt, die als Vorbedingung für eine EU-
Mitgliedschaft einen neoliberalen Umbau des Wirtschafts-
systems sowie die vollständige Übernahme des gesamten 
Rechtsbestands der EU, des so genannten Acquis commu-
nautaire, verlangten. Hinsichtlich der Triebfedern der EU-
Osterweiterung schreibt der Wirtschaftshistoriker Hannes 
Hofbauer in seinem Standardwerk über diesen Prozess: 
„Die Triebkraft zur Erweiterung der Europäischen Union 
in Richtung Osten geht 
von der Produktivität der 
großen anlagesuchenden 
Unternehmen Westeuro-
pas aus. [...] Nicht Ent-
wicklungshilfe oder ka-
rikativer Gestus sind es, 
auch nicht die Solidarität 
einer christlichen Werte-
gemeinschaft, die Brüssel 
veranlassen, die Grenzen 
der Europäischen Union 
auszudehnen, sondern 
eine Überproduktions-
krise in den westeuro-
päischen Zentren ist der 
Grund. [...] Die Osterwei-
terung der Europäischen 
Union dient vornehmlich 
dazu, den stärksten Kräf-
ten im Westen - den so 
genannten ‚Global Play-
ers‘ – neuen Marktraum 
zu erschließen und mit 
Hilfe des Regelwerks des 
‚Acquis communautaire‘ 
abzusichern.“31 

Doch weil der Beitritt weiterer Länder die Machtposi-
tion der EU-Großmächte aus ihrer Sicht zu stark schwä-
chen würde, stehen derzeit - abseits einiger kleinerer 
Länder - keine neuerlichen Beitritte ernsthaft zur Debat-
te.32 Neue Wege für die Expansion der EU-Einflusssphäre 
mussten deshalb gesucht und gefunden werden: „Schon 
vor dem Vollzug der Osterweiterung 2004 setzten in der 
EU-Kommission Überlegungen ein, wie es danach weiter-
gehen sollte. Klar war aber auch, daß ein abruptes Ende 
der Expansionsdynamik nicht im Interesse der EU sein 
konnte.“33 Das Ergebnis dieser Überlegungen ist die Eu-
ropäische Nachbarschaftspolitik (ENP), deren Intention 
über die Formel „Expansion ohne Erweiterung“ treffend 
beschrieben ist.

Die Arbeiten an der ENP wurden bereits im November 
2002 aufgenommen und die Ergebnisse von der EU-Kom-
mission in Form des Papiers „Größeres Europa“ im März 
2003 veröffentlicht. Das Dokument steckte erstmals den 
Rahmen der Europäischen Nachbarschaftspolitik ab, die 
ein Jahr später auch offiziell so benannt wurde und die sich 
gegenwärtig auf 16 Staaten erstreckt. Das Ziel sei es, um 
die Europäische Union einen „Ring befreundeter Staaten“ 
zu schaffen, ohne diesen aber eine Beitrittsperspektive zu 
eröffnen: „Die durch Nähe und Nachbarschaft aufgewor-
fenen praktischen Fragen sind getrennt von der Frage der 
Aussicht auf einen EU-Beitritt zu beantworten.“34 Den-
noch – oder gerade deswegen – war die Einführung der 
ENP von der Signalwirkung her „revolutionär“: Mit ihr 
untermauerte die Europäische Union ihr „Bestreben, ein 
Machtblock außerhalb ihrer Grenzen zu sein bzw. zu wer-
den, ein Global Player.“35

Vorrangiges Ziel der ENP ist die Schaffung einer 
„Großeuropäischen Wirtschaftszone“, indem die angren-
zenden Länder ganz ähnlich wie beim EU-Ostererweite-
rungsprozess mit zahlreichen Maßnahmen zum Abbau 

Grand Area: Imperiales Raumkonzept, Quelle: James Rogers, A New Geography of European Power, 
Egmont Paper 42, Januar 2011, S. 25
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von Handelshemmnissen und zur Übernahme des Acquis 
communautaire „ermutigt“ werden.36 Der neoliberale Um-
bau erfolgt in Form von Aktionsplänen, die von Brüssel 
einseitig diktiert werden. Erst wenn die Europäische Uni-
on zu dem Ergebnis gelangt, dass diese Vorgaben zufrie-
denstellend implementiert wurden, erfolgt eine Belohnung 
in Form einer engeren wirtschaftlichen Integration. Die 
Mitspracherechte der Anrainerstaaten sind also - vorsich-
tig formuliert - begrenzt, weshalb zahlreiche Beobachter 
kritisch auf den imperialen Charakter und das ausgepräg-
te Zentrum-Peripherie-Gefälle der Nachbarschaftspoli-
tik hingewiesen haben.37 Andere, wie etwa der ehemali-
ge Kommentarchef der Welt am Sonntag, Alan Posener, 
kommen zwar zu demselben Ergebnis, sehen dies jedoch 
als eine „naturgegebene“ Folge der aus ihrer Sicht erfor-
derlichen EU-Expansionspolitik: „Auf die Feinheiten der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik kommt es hier nicht 
an, sondern auf die Feststellung, dass Europa, von seinen 
eigenen Bürgern fast unbemerkt, bereits eine imperiale 
Politik des ‚Größeren Europa‘ betreibt; und dass es dabei 
das typische Merkmal aller Imperien entwickelt, nämlich 
eine Asymmetrie und ein Spannungsverhältnis zwischen 
Zentrum und Peripherie.“38

Doch geht es nach den Propagandisten einer Weltmacht 
Europa, ist mit der Kontrolle des Nachbarschaftsraums 
beileibe noch nicht das Ende der Fahnenstange erreicht. 
So plädiert etwa Mark Leonard, Chef des einflussreichen 
European Council on Foreign Relations, perspektivisch 
für die Etablierung eines deutlich größeren imperialen 
Großraums, den er als „Eurosphere“ bezeichnet: „Die Eu-
ropäische Union beginnt damit, eine enorme Einflusssphä-
re zu entwickeln, die sich weit über ihre Grenzen hinaus 
erstreckt und die ‚ Eurosphere ‘ genannt werden könnte. 
Dieser Ring aus achtzig Staaten umfasst die ehemalige 
Sowjetunion, den westlichen Balkan, den Mittleren Osten, 
Nordafrika und Sub-Sahara Afrika und beinhaltet 20 Pro-
zent der Weltbevölkerung.“39

Am bündigsten wurden diese imperialen Expansions-
pläne von dem Briten James Rogers, der u.a. beim Institu-
te for Security Studies der Europäischen Union publizierte 
und auch als Berater des Europäischen Rates tätig war, in 
ein einheitliches geostrategisches EU-Raumkonzept ge-
gossen. Der Chef der Group on Grand Strategy (GoGS), 
in deren Beirat sich Mitglieder zahlreicher einflussreicher 
EU-Denkfabriken tummeln, macht keinen Hehl daraus, 
worin er die Hauptaufgabe einer Geostrategie sieht – in 
militärgestützter Machtakkumulation: „Das ultimative 
Ziel einer Geostrategie ist es, Geografie und Politik mitein-
ander zu verknüpfen, um die Macht und die Einflusssphä-
re des heimischen Territoriums zu maximieren. […] Ein 
solches Konzept muss von einem subtilen, aber hervorra-
gend aufgestellten Militär unterstützt werden, das darauf 
abzielt, das Auftauchen möglicher Rivalen zu vereiteln.“40

Anschließend steckt James Rogers einen „Grand Area“ 
genannten europäischen Großraum ab, den es gelte, unter 
Kontrolle zu bringen und legt damit nicht weniger als die 
Kartografie eines „Imperium Europa“ vor. Es umfasst gro-
ße Teile Afrikas, die ölreiche kaspische und zentralasiati-
sche Region und den Mittleren Osten, reicht aber auch bis 
weit nach Ostasien, wo es gilt, die zentralen Schifffahrts-
routen zu kontrollieren (siehe Grafik). Konkret sollen Län-
der und Regionen in die „Grand Area“ integriert werden, 

die folgendes „Anforderungsprofil“ erfüllen: „Aus einem 
geopolitischen Blickwinkel muss diese Zone fünf Kriteri-
en genügen: Sie muss
1. 	 über alle grundlegenden Ressourcen verfügen, die not-

wendig sind, um die europäische industrielle Produkti-
on und künftige industrielle Bedürfnisse zu decken;

2. 	 alle wesentlichen Handelsrouten, insbesondere Ener-
gie-Pipelines und maritime Schifffahrtsrouten aus an-
deren Regionen ins europäische Heimatland einschlie-
ßen;

3. 	 so wenig wie möglich geopolitische Problemfälle ent-
halten, die zu einer Desintegration der Region führen 
und damit die künftige wirtschaftliche Entwicklung 
Europas schädigen könnten;

4. 	 die geringste Wahrscheinlichkeit einer relevanten 
Beanspruchung durch andere mächtige ausländische 
Akteure im Vergleich zu ihrer Bedeutung für die euro-
päische Wirtschaft und ihre geopolitischen Interessen 
aufweisen;

5. 	 eine Region sein, die die Europäische Union am ko-
steneffektivsten durch eine Ausweitung der Gemeinsa-
men Sicherheits- und Verteidigungspolitik verteidigen 
kann.“41  
Die „Grand Area“ soll Rogers zufolge mit einem eng 

gestrickten Netz aus europäischen Militärbasen überzo-
gen und so unter Kontrolle gebracht werden: „Das Kon-
zept der ‚Grand Area‘ würde versuchen, diese Länder in 
ein dauerhaftes EU-geführtes System zu integrieren, das 
durch Militärbasen, bessere Kommunikationslinien und 
engere Partnerschaften abgesichert wird – eine europä-
ische Vorwärtspräsenz, um die Notwendigkeit sporadi-
scher Interventionen zu reduzieren.“42 Mit diesem Mili-
tärbasennetz soll vor allem folgenden Zielen Nachdruck 
verliehen werden: „Erstens, ausländische Mächte davon 
abzuhalten, sich in Länder in der größeren europäischen 
Nachbarschaft einzumischen; und zweitens Halsstarrigkeit 
und Fehlverhalten auf Seiten der lokalen Machthaber vor-
zubeugen.“43 Konkret wird daraufhin die Errichtung einer 
ganzen Reihe neuer Basen vorgeschlagen: „Neue europä-
ische Militäranlagen könnten im Kaukasus und Zentrala-
sien, der arktischen Region und entlang der Küstenlinie 
des indischen Ozeans benötigt werden. Das Ziel dieser 
Einrichtungen wäre es, […] eine latente aber permanente 
Macht innerhalb der ‚Grand Area‘ auszuüben.“44

Das imperiale Konzept von James Rogers entstand 
selbstredend nicht im luftleeren Raum. Direkt rekurriert 
er etwa auf die Arbeiten von Robert Cooper45, dem frü-
heren Büroleiter des langjährigen EU-Außenbeauftragten 
Javier Solana. Cooper gilt als einer der einflussreichsten 
EU-Strategen46 und tritt gleichzeitig schon lange mit der 
Forderung an die Öffentlichkeit, die Europäische Union 
müsse sich einer Strategie zuwenden, die er als „liberaler 
Imperialismus“ bezeichnet: „Der postmoderne Imperialis-
mus hat zwei Komponenten. Die erste ist der freiwillige 
Imperialismus der globalen Ökonomie. Er wird normaler-
weise von einem internationalen Konsortium durch inter-
nationale Finanzinstitutionen wie IWF und Weltbank aus-
geübt […] Die zweite Dimension des postmodernen Impe-
rialismus könnte der Imperialismus des Nachbarn genannt 
werden. Instabilität in der Nachbarschaft stellt eine Gefahr 
dar, die kein Staat ignorieren kann. Politische Misswirt-
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schaft, ethnische Gewalt und Kriminalität auf dem Balkan 
stellen eine Gefahr für Europa dar. Die Antwort hierauf 
war, eine Art freiwilliges UN-Protektorat im Kosovo und 
in Bosnien zu schaffen.”47 

Offen redet Cooper damit einer neuen EU-Koloni-
alpolitik das Wort, wobei gerade das von ihm gewählte 
Beispiel Kosovo zeigt, wie wenig „freiwillig“ die europä-
ischen wirtschaftspolitischen Präferenzen aufgezwungen 
werden. Die serbische Provinz wurde unter der westlichen 
Besatzung vollständig entlang neoliberaler Ordnungs-
vorstellungen umgebaut – ebenso im Übrigen wie auch 
Bosnien, Afghanistan und der Irak.48 Die volle Wucht 
des EU-Militärapparats soll nach den Vorstellungen Coo-
pers all diejenigen treffen, die seine Begeisterung für den 
„freiwilligen Imperialismus der globalen Ökonomie“ aus 
verständlichen Gründen nicht teilen: „Die Herausforde-
rung der postmodernen Welt ist es, mit der Idee doppelter 
Standards klarzukommen. Unter uns gehen wir auf der Ba-
sis von Gesetzen und offener kooperativer Sicherheit um. 
Aber wenn es um traditionellere Staaten außerhalb des 
postmodernen Kontinents Europa geht, müssen wir auf die 
raueren Methoden einer vergangenen Ära zurückgreifen – 
Gewalt, präventive Angriffe, Irreführung, was auch immer 
nötig ist, um mit denen klarzukommen, die immer noch im 
19. Jahrhundert leben, in dem jeder Staat für sich selber 
stand. Unter uns halten wir uns an das Gesetz, aber wenn 
wir im Dschungel operieren, müssen wir ebenfalls das Ge-
setz des Dschungels anwenden.”49 Überhaupt ist es seit ei-
nigen Jahren wieder chic, von einem „Imperium Europa“ 
zu reden50,  selbst hohe EU-Politiker wie EU-Kommissi-
onschef José Manuel Barroso bedienen sich mittlerweile 
ohne falsche Scheu dieser Begrifflichkeit.51

Jedenfalls ist klar, dass sich die Europäische Union 
mit diesem imperialen Programm endgültig von der Zi-
vilmacht verabschiedet, die sie teils immernoch vorgibt 
zu sein. So beschrieb die Bertelsmann-Stiftung in einer 
Studie über mögliche EU-Zukunftsszenarien die von ihr 
präferierte Option folgendermaßen: „Im Szenario Super-
macht Europa wird das große Europa seinem objektiven 
Weltmachtpotential gerecht. Die Europäische Union nutzt 
ihre materiellen und institutionellen Ressourcen in vol-
lem Umfang. Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, Bevöl-
kerungszahl, militärisches Potential und das europäische 
Wertesystem bieten ihr eine beachtliche Handlungsbasis. 
[...] Die Supermacht Europa verabschiedet sich endgültig 
von der Idee einer Zivilmacht und bedient sich uneinge-
schränkt der Mittel internationaler Machtpolitik. […] Die 
sich stetig in Richtung einer Supermacht Europa entwic-
kelnde Europäische Union erweist sich als ein äußerst 
offenes System, das auch im Prozess der Staatswerdung 
fähig ist, neue Mitglieder aufzunehmen. Damit ist die EU 
global das einzige System, das territorial kontinuierlich 
expandiert.“52

2.4 Rückkehr der Großmachtkonflikte

Angesichts der hochgesteckten Ziele sieht die Realität 
für die europäischen Weltmachtansprüche allerdings eher 
düster aus: Kaum jemand bestreitet heute ernsthaft, dass 
die Macht und der globale Einfluss der USA, aber eben 
auch die Europäische Union abnehmen.53 So konstatierte 
etwa ein Berichtsentwurf des Europäischen Parlaments im 
September 2011, „dass die derzeitige Wirtschaftskrise den 

Prozess des Machtübergangs von den bestehenden Mäch-
ten auf die aufstrebenden Mächte beschleunigt hat.”54 An-
schließend wird jedoch unmissverständlich klargestellt, 
dass man nicht beabsichtigt, diese Entwicklung still-
schweigend hinzunehmen: „Das Europäische Parlament 
[…] weist die Behauptung nachdrücklich zurück, dass 
sich der Westen angesichts des Entstehens neuer außenpo-
litisch maßgeblicher Wirtschaftsmächte und potenzieller 
Rivalen damit abfinden sollte, seine Führungsrolle aufzu-
geben, und sich auf die Bewältigung seines Niedergangs 
konzentrieren sollte.“55 

Um sich für diese heraufziehenden Rivalitäten zu 
wappnen, müsse die Europäische Union stärker machtpo-
litische Fragen in den Mittelpunkt rücken und ihre Kapa-
zitäten bündeln, ansonsten sei der Abstieg nicht zu vermei-
den, so die weitverbreitete Auffassung. Beispielhaft hier-
für äußerte sich der ehemalige britische Premierminister 
Tony Blair im Juni 2011: „Für Europa ist es wesentlich, 
dass es versteht, dass die einzige Möglichkeit, um Unter-
stützung für Europa zu erhalten, heute nicht auf einer Art 
Nachkriegssicht basieren kann, dass die EU notwendig für 
den Frieden ist. […] Die Existenzberechtigung Europas 
basiert heute auf Macht, nicht auf Frieden. […] In einer 
Welt, in der vor allem China dabei ist, zur dominierenden 
Macht des 21. Jahrhunderts zu werden, ist es für Europa 
vernünftig, sich zusammenzuschließen, um sein kollek-
tives Gewicht zu nutzen, um globalen Einfluss zu erlan-
gen.“56 Vor dem Hintergrund dieser Auseinandersetzungen 
spielt aus herrschender Sicht ein mächtiger Militärapparat 
eine wichtige Rolle: „Das Recht des Stärkeren war und ist 
[…] ein wesentlicher Aspekt des zwischengesellschaftli-
chen Verkehrs. Macht und Einfluss in internationalen Or-
ganisationen hängen hiervon entscheidend ab. Militärische 
Stärke etwa gilt als ‚diskrete Hintergrundinformation‘ 
über die Kräfteverhältnisse.“57

Es mehren sich seit einigen Jahren sogar die westlichen 
Stimmen, die einer neuen epochalen Konfrontation, einem 
„Neuen Kalten Krieg“ zwischen „Demokratien“ (USA und 
EU) und „Autokratien“ (China und Russland) das Wort re-
den.58 Vor allem die Thesen des einflussreichen Politikwis-
senschaftlers Robert Kagan prägen die diesbezügliche De-
batte: „Die alte Rivalität zwischen Liberalismus und Au-
tokratie ist neu entflammt, und die Großmächte der Welt 
beziehen entsprechend ihrer Regierungsform Position. [...] 
Die Geschichte ist zurückgekehrt, und die Demokratien 
müssen sich zusammentun, um sie zu gestalten – sonst 
werden andere dies für sie tun.“59 Ganz ähnlich prophezeit 
Nikolaus Busse, Brüssel-Korrespondent der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung, eine „globale Großkonkurrenz“, auf 
die folgendermaßen reagiert werden müsse:  „Auf immer 
mehr Feldern werden wir leidenschaftliche Konkurrenz 
und harte Interessengegensätze mit den aufsteigenden 
Großmächten erleben. Das erfordert eine beherzte globale 
Präsenz des Westens, und zwar nicht nur der USA. [...] 
Europa kann in einer Welt harter geopolitischer Rivalität 
nicht als große Friedensbewegung bestehen, sondern muss 
zu einer anspruchsvollen Diplomatie und einem selbstbe-
wussten Auftritt finden. Dieses Problem löst man nicht 
mit der Schaffung neuer Posten und Strukturen in Brüssel, 
sondern indem die Eliten in den großen Mitgliedsstaaten 
einen größeren Willen entwickeln, sich harten machtpoli-
tischen Fragen gemeinsam zu stellen.“60 
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Teils wird sogar offen ausgesprochen, das EU-Militär 
müsse sich für bewaffnete Auseinandersetzungen mit ri-
valisierenden Großmächten rüsten. Im Mai 2011 erschien 
etwa die deutsche Ausgabe des Sammelbandes „Perspek-
tiven für die europäische Verteidigung 2020“, der von der 
hauseigenen Denkfabrik der Europäischen Union, dem 
Institute for Security Studies (ISS) in Paris, herausgege-
benen wurde. In diesem derzeit wohl wichtigsten Vor-
schlagskatalog zur künftigen EU-Militärpolitik findet sich 
ein schockierend deutlicher Artikel von Tomas Ries, dem 
Direktor des Swedish Institute for International Affairs. 
Unter namentlichem Bezug auf Russland und einige an-
dere Länder wird darin etwa festgestellt: „Die GSVP [Ge-
meinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik] wird bis 
2020 wahrscheinlich mehrere Aufgaben erfüllen müssen. 
[…] Gegenüber den entfremdeten modernen Staaten muss 
sie eine harte Machtpolitik verfolgen, die von der Einflus-
snahme im Clausewitzschen Sinne bis zur direkten militä-
rischen Konfrontation reichen kann.“61

Ein besonders heikler Bereich ist die Kontrolle von 
Rohstoffvorkommen und ihren Transportwegen. Auf-
grund der zunehmenden Verknappung nicht nur von Öl 
und Gas, sondern auch von anderen „vitalen“ Bodenschät-
zen, drohen hier schwere Konflikte bis hin zu militärischen 
Auseinandersetzungen zwischen den Großmächten. Dass 
es hierzu mit einer hohen Wahrscheinlichkeit kommen 
kann, ist etwa die Auffassung der US-Geheimdienste oder 
auch des Zentrums für Transformation der Bundeswehr.62 
Schon in einem 2004 veröffentlichten Papier des Institu-
te for Security Studies der Europäischen Union, das als 
Entwurf für ein EU-Weißbuch in die Debatte eingespeist 
wurde, hieß es deshalb die „ökonomische Überlebensfä-
higkeit“ erfordere den „Stabilitätsexport zum Schutz von 
Handelsrouten und dem Fluss von Rohstoffen.“63 Ein sol-
cher „Stabilitätsexport“ wird aus Sicht der EU-Eliten vor 
allem auch aufgrund der aggressiven europäischen Außen-
wirtschaftspolitik immer notwendiger. Denn die von die-
ser Politik verursachte Armut bringt immer mehr Konflikte 
hervor, die „befriedet“ werden müssen, sollten sie wesent-
liche Interessen „bedrohen“.

2.5 Neoliberalismus, Armut und Krieg

Das neoliberale Weltwirtschaftssystem verursacht 
nicht nur die Verarmung unzähliger Menschen, es hat auch 
weit reichende Folgen für die Frage von Krieg und Frie-
den in der Welt. Denn entgegen dem gängigen Mediendis-
kurs sind nicht Habgier, ethnische bzw. religiöse Konflikte 
o.ä. der ausschlaggebende Faktor für den Ausbruch von 
Bürgerkriegen in der so genannten Dritten Welt, sondern 
Armut. Der bekannte Friedensforscher Michael Brzoska 
schreibt hierzu: „Wenn heute in der westlichen Welt von 
Kriegsgefahr die Rede ist, entsteht oft der Eindruck, sie 
ginge von irrationalen Einzelnen aus. Dabei ist in der 
Kriegsursachenforschung unumstritten, dass Armut der 
wichtigste Faktor für Kriege ist. Armut steht als Indikator 
für wirtschaftliche als auch für soziale Benachteiligung, 
bis hin zum Mangel an Möglichkeiten, das eigene Leben 
in Würde zu gestalten. Die Kriege der Zukunft werden im-
mer häufiger Kriege um Wohlstand und Würde sein – und 
zumindest jenen, die sie betreiben, rational erscheinen.“64 
Selbst die Weltbank gelangte in einer bemerkenswerten 
Studie aus dem Jahr 2003 zu demselben Ergebnis: „Empi-
risch ist das auffälligste Muster, dass sich Bürgerkriege be-
sonders auf arme Staaten konzentrieren. Krieg verursacht 
Armut, aber wichtiger noch für diese Konzentration ist, 
dass Armut die Wahrscheinlichkeit von Bürgerkriegen er-
höht. Somit kann unser zentrales Argument bündig zusam-
mengefasst werden: Die zentrale Konfliktursache (central 
root cause of conflict) ist das Scheitern ökonomischer Ent-
wicklung.“65

Das Schlimmste und Empörendste daran ist, dass al-
len Entscheidungsträgern dieser Zusammenhang völlig 
bewusst ist, eine Änderung der neoliberalen Außenwirt-
schaftspolitik, von denen die EU-Konzerne schließlich 
massiv profitieren, aber nicht ansatzweise auf der Tages-
ordnung steht. Gerade weil man um die fatalen Folgen 
dieser Wirtschaftspolitik weiß, wird eine der wesentlichen 
Aufgaben der EU-Sicherheitspolitik darin gesehen, die 
vom Westen verschuldeten Globalisierungskonflikte mili-
tärisch so „gut“ es eben geht zu deckeln. Dies wird etwa 
in dem bereits erwähnten einflussreichen Sammelband 
„Perspektiven für die europäische Verteidigung 2020“ 

ganz offen eingestanden: 
“Abschottungseinsätze – 
Schutz der Reichen dieser 
Welt vor den Spannungen 
und Problemen der Ar-
men. Da der Anteil der ar-
men, frustrierten Weltbe-
völkerung weiterhin sehr 
hoch sein wird, werden 
sich die Spannungen zwi-
schen dieser Welt und der 
Welt der Reichen weiter 
verschärfen – mit entspre-
chenden Konsequenzen. 
Da es uns kaum gelin-
gen wird, die Ursachen 
dieses Problems, d.h. die 
Funktionsstörungen der 
Gesellschaften, bis 2020 
zu beseitigen, werden wir 
uns stärker abschotten 
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Ein Paradebeispiel für den Zusammenhang zwischen 
neoliberaler Globalisierung, daraus erwachsenden Kon-
flikten und westlichen Militäreinsätzen ist die Piraterie-
bekämpfung am Horn von Afrika vor der Küste Somalias. 
Die Ursachen des Problems reichen zurück in die 1980er 
als Somalia vor allem aufgrund der Zinserhöhungen 
der US-Notenbank (Volcker-Schock) in die so genannte 
Schuldenfalle geraten war. Um zahlungsfähig zu bleiben, 
musste das Land vom Internationalen Währungsfonds 
Geld leihen, der im Gegenzug über Strukturanpassungs-
programme den neoliberalen Umbau des Landes verord-
nete: Rückbau des Staates, Öffnung für westliche Inve-
stitionen und Produkte, Abbau von Sozialleistungen, etc.

In der Folge brach Somalia zusammen, es entstand 
das, was man heute einen „gescheiterten Staat“ nennt.1 
Die Küstenwache konnte nicht mehr entlohnt werden 
und wurde entlassen. Da dadurch niemand mehr zur Ver-
fügung stand, um die 12-Meilen-Zone zu kontrollieren, 
wurde diese anschließend u.a. von EU-Fischfangtrawlern 
leergeräumt, womit zahlreichen dortigen Fischern die Le-
bensgrundlage entzogen wurde. Aus Küstenwache und 
verarmten Fischern setzten sich dann die ersten „Piraten“ 
zusammen, die nun Schiffe aufbringen und – aus Sicht der 
EU – den freien Warenverkehr, den „Strom der Globali-
sierung“, stören. Anstatt die Ursachen anzugehen, entsen-
det die EU seit 2008 im Rahmen der Mission ATALANTA 
Kriegsschiffe in die Region. Sie sollen ein Problem wort-
wörtlich bekämpfen, dessen Ursache viel mit der EU-In-

teressenspolitik zu tun hat und dessen Lösung auch genau 
dort ansetzen müsste.2 Allerdings ist der ATALANTA-
Einsatz ein Schlag ins Wasser, er hat das Problem sogar 
vergrößert: Anzahl und Aktionsradius der Piratenangriffe 
haben mit Beginn der Operation sprunghaft zugenom-
men.3 Um es noch zynischer zu machen: Inzwischen ist es 
wieder möglich, vor der Küste Somalias zu fischen – die 
illegalen Fangflotten trauen sich aufgrund der Piraterie 
nicht mehr in die Region.4

Anmerkungen
1	 Vgl. Chossudovsky, Michel: Global Brutal, Frankfurt 

2002, S. 109-117; Ihonvbere, Julius O.: The World Bank/
IMF Structural Adjustment Programs and the Somali Cri-
sis, A paper prepared for the symposium on “Towards Con-
flict Resolution in the Horn of Africa,” November 19, 1994, 
URL: http://www.hartford-hwp.com/archives/33/006.html 
(15.02.2010). 

2	 Vgl. Mahnkopf, Birgit: Piratenhatz am Horn von Afrika. 
Zur politischen Ökonomie eines Piratenkonflikts und sei-
ner geopolitischen Bedeutung, in: Internationale Politik 
und Gesellschaft 1/2010, S. 58-81.

3	 Vgl. The Military Balance, März 2011, S. 403; Maritime 
Security: Actions Needed to Assess and Update Plan and 
Enhance Collaboration among Partners Involved in Coun-
tering Piracy off the Horn of Africa, United States Gov-
ernment Accountability Office, Report to Congressional 
Requesters, September 2010, S. 80.

4	 Vgl. Piraten – die unfreiwilligen Tierschützer, Tagesanzei-
ger, 12.01.2010.
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müssen. […] Für den Schutz der Ströme werden globale 
militärpolizeiliche Fähigkeiten (Schutz von Seewegen und 
kritischen Knotenpunkten etc.) und eine gewisse Macht-
projektion (Verhinderung von Blockaden und Bewälti-
gung von regionaler Instabilität) erforderlich sein.“66

Der Fisch stinkt vom Kopf, dem Wirtschaftssystem, 
und genau dort müsste kluge Friedenspolitik ansetzen - 
nicht bei dem Versuch, den Dampfkessel der Globalisie-
rungskonflikte notdürftig militärisch unter Kontrolle zu 
halten. Da dies aber augenscheinlich nicht gewollt ist, 
kann es nicht weiter verwundern, dass innerhalb der Stra-
tegiedebatte mit einem Mehrbedarf an „Stabilisierungsein-
sätzen“ gerechnet wird.67 

2.6 Lobby für Krieg und Profit

Ganz generell steht vor dem Hintergrund der in diesem 
Kapitel beschriebenen Interessenslage die Förderung einer 
starken rüstungsindustriellen Basis ganz oben auf der poli-
tischen Agenda, was in letzter Konsequenz zur Schaffung 
eines mächtigen Militärisch-Industriellen Komplexes ver-
ursachen wird. Ohne eine starke einheimische Rüstungsin-
dustrie ist der Traum von der Globalmacht Europa schnell 
ausgeträumt, so die Befürchtung. Zum grundsätzlichen 
Zusammenhang zwischen rüstungsindustrieller Basis und 
weltpolitischem Einfluss äußerte sich etwa der deutsche 
Verteidigungsminister Thomas de Maizière folgender-
maßen: „Nur Nationen mit einer leistungsfähigen wehr-
technischen Industrie haben ein entsprechendes Gewicht 
bei Bündnisentscheidungen“68 Ganz ähnlich merkte auch 
Antonio Tajani, Vizepräsident der EU-Kommission, an: 
„Die Verteidigungsindustrie, die Verteidigungsmärkte sind 
fundamentale Instrumente einer europäischen Politik, die 
darauf abzielt, eine größere Unabhängigkeit und Souverä-
nität im Verteidigungsbereich zu erhalten. […] Man kann 
keine gemeinsame Außenpolitik haben, solange man keine 
gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik hat.“69

Aus nachvollziehbaren Gründen greift auch die Rü-
stungsindustrie auf ein derartiges Argumentationsmuster 
zurück und fordert darauf aufbauend massive staatliche 
Unterstützungsleistungen ein. Exemplarisch hierfür sei 
Stefan Zoller, Chef der EADS-Rüstungstochter Cassidian, 
zitiert: „Die europäischen Verteidigungs- und Sicherheits-
industrien sind vor dem Hintergrund [der] globalen Her-
ausforderungen in ihrer Überlebensfähigkeit gefährdet, 
bilden aber auch gleichzeitig den entscheidenden Faktor 
bei der Positionierung Europas als Akteur in der Weltpo-
litik. Konsolidierung durch Konzentration […] ist so not-
wendig wie grundsätzlich auch möglich. […] Allerdings 
steht oder fällt dieses Ziel mit der politischen Bereitschaft 
zur Unterstützung und Flankierung entsprechender indu-
striepolitischer Maßnahmen.“70 

Die Politik will also einen schlagkräftigen und effizi-
enten – sprich: tödlichen – Militärapparat und eine starke, 
unabhängige rüstungsindustrielle Basis, die Rüstungs-
industrie mehr staatliche Unterstützung, mehr Geld und 
mehr Profit – man ist sich also einig: „Der gemeinsame 
Nenner zwischen der Allianz aus Industrie und EU-Politi-
kern basiert auf dem Glauben, dass eine starke europäische 
Sicherheits- und Verteidigungsindustrie eine notwendige 
Grundlage für eine starke Sicherheits- und Verteidigungs-
politik ist. Dies wird wiederum als eine Voraussetzung 
für eine gemeinsame Außenpolitik betrachtet. […]  Die 
Sicherheits- und Verteidigungscommunity in Brüssel, die 
weit gehend von der Industrie finanziert wird, nährt und 
verbreitet diesen Glauben auf vielerlei Weise. Das be-
deutet, dass sich der Einfluss von Rüstungsfirmen auf die 
Ausgestaltung der EU-Politik nicht auf die Industriepolitik 
beschränkt. Er betrifft auch allgemeiner das europäische 
Verhalten auf der globalen Ebene. Aggressive Machtpro-
jektion und militärische Logiken werden hierdurch als 
integrale Elemente der europäischen Außenpolitik ge-
stärkt.“71

Konferenz der Lobbyorganisation Security and Defence Agenda: Going global: Europe’s security policy challenge, Quelle: 
flickr/Security and Defence Agenda
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Kein Wunder also, dass aufgrund dieser komplemen-
tären Interessenlage zwischen Politik und Rüstungsindu-
strie eine nahezu symbiotische Beziehung herrscht: „Wo 
der Staat aufhört und die Konzerne mit ihren Interessen 
anfangen, ist im Rüstungssektor der EU-Staaten und auch 
auf der EU-Ebene immer schwerer auszumachen.“72 Hier-
bei lässt sich aber eine gewachsene Rolle der Politik fest-
stellen. Auch wenn in dieser Studie weiter der gebräuchli-
che Begriff des MIK verwendet wird, weist Hans-Jürgen 
Bieling deshalb richtigerweise darauf hin, dass eigentlich 
von einem Neuen-Politisch-Militärisch-Industriellen-
Komplex (NPMIK) die Rede sein müsste: „Im Unter-
schied zu den alten Konzeptionen des Militärisch-Industri-
ellen Komplexes, die eine Dominanz der militärischen und 
rüstungsindustriellen Akteure unterstellen, berücksichtigt 
die Konzeption eines NPMIK in der EU sehr viel stärker 
die Initiativrolle der nationalen und supranationalen politi-
schen Entscheidungsträger.“73

Besonders deutlich wird dies anhand des Europäischen 
Parlaments: „Schlüsselpositionen für die Industriepoli-
tik im Sicherheits- und Verteidigungsbereich, wie etwa 
Ausschussvorsitzende und die Rolle von Berichterstat-
tern für relevante Gesetzesinitiativen werden häufig mit 
industriefreundlichen Europaparlamentariern wie Arnaud 
Danjean (augenblicklich SEDE-Vorsitzender), Christian 
Ehler (Mitglied des SEDE und ITRE), Jean-Pierre Audy 
(Berichterstatter für die Zwischenevaluation des siebten 
Forschungsrahmenprogramms) oder Elmar Brok (Bericht-
erstatter bei der Einrichtung des Europäischen Auswärti-
gen Dienstes) besetzt.“74Auf der anderen Seite lässt sich 
wiederum feststellen, dass die natürlich bereits seit Lan-
gem existierenden Zusammenschlüsse der Rüstungslobby 
auf EU-Ebene seit einigen Jahren rapide im Umfang und 
Einfluss angewachsen sind: „Stimuliert durch die Konso-
lidierung der europäischen Rüstungsindustrie haben sich 
die alten industriepolitischen Organisationen [EDIG] und 
[ACEMA] im Frühjahr 2004 zur [ASD] zusammenge-
schlossen. Als Vertretung von über 30 Wirtschaftsverbän-
den und mehr als 800 Unternehmen des Rüstungssektors 
fungiert die ASD als ein privilegierter Ansprechpartner der 
Kommission und der EVA. Das heißt, die Entscheidungen 
über die rüstungsindustriellen Schwerpunkte und Pro-
gramme werden in der EU maßgeblich unter Mitwirkung 
der ASD und der führenden europäischen Rüstungsfirmen 
[…] getroffen.“75 

Die „Erfolge“ dieses Lobbynetzwerkes sind unüber-
sehbar. So konnte die Rüstungsindustrie etwa maßgeblich 
Einfluss auf die Ausgestaltung des Sicherheitsforschungs-
programms der Europäischen Union nehmen (vgl. Kapitel 
4.5). Zudem waren Vertreter der Rüstungsindustrie unmit-
telbar an der Ausarbeitung des EU-Verfassungsvertrages 
beteiligt76, der später nahezu unverändert als Vertrag von 
Lissabon in Kraft trat. Auch auf die Einrichtung der EU-
Verteidigungsagentur hatten Rüstungslobbyisten ebenso 
maßgeblichen Einfluss wie auf die Ausgestaltung des EU-
Verteidigungspaketes: „Die EU-Kommission deutet an, 
dass Repräsentanten von EADS, Thales, BAE Systems, 
Finmeccanica, Saab, MBDA und anderen sich über ein 
dutzend Mal mit Offiziellen der Kommission im Zusam-
menhang mit dem Verteidigungspaket getroffen haben. 
Der europäische Industriezusammenschluss ASD spielte 
ebenfalls eine Rolle, indem er die vorgeschlagene Richt-

linie und selbst einzelne Änderungsanträge mit EU-Offi-
ziellen diskutierte. Im ASD-Magazin gab Bill Gilles, der 
Cheflobbyist der Organisation in dieser Angelegenheit an, 
dass ‚die beiden Richtlinien […] jede auf ihre Weise Vor-
boten einer Revolution im europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungsmarkt sind‘ und dass die ‚ASD zufrieden ist, 
dass sie regelmäßig von der EG während der Abfassung 
der Richtlinien konsultiert wurde.‘“77

Als Scharnier zwischen Industrie und Politik fungieren 
Organisationen wie die Kangaroo Group, der European 
Security Round Table und vor allem die Security and De-
fence Agenda (SDA): „Ihr Vorsitzender, Giles Merrit, […] 
kontrolliert ein ganzes Netzwerk an Lobbyeinrichtungen. 
Dieses Netzwerk schließt die SDA-Denkfabrikschwester 
‚Friends of Europe (Generalsekretär: Giles Merrit), die 
Eventmanagementfirma ‚Forum Europe‘ (Präsident: Giles 
Merrit) und ‚Europe’s World‘ (Herausgeber: Giles Merrit) 
ein.“78 Man trifft sich bei Veranstaltungen, die von diesen 
Gruppen organisiert werden, tauscht sich über die Bedürf-
nisse aus und bildet so einen Militarisierungskonsens, für 
den die weitere Aufrüstung der Europäischen Union eine 
unhinterfragbare Notwendigkeit ist.79 Der so herausgebil-
dete Militarisierungskonsens wird zusätzlich von einem an 
einige wenige Denkfabriken angedockten Expertenzirkel 
verfestigt und in die Öffentlichkeit getragen. Einige der 
wichtigsten dieser „Schaltstellen“ sind das Egmont Insti-
tute, der European Council on Foreign Relations (ECFR), 
das Centre for European Reform (CER), das European 
Union Institute for Security Studies (EUISS), das Centre 
for European Policy Studies (CEPS), die Bertelsmann Stif-
tung, die Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) sowie 
das Institute for International Relations.80

Auf dieser Basis wurde mittlerweile eine Art Maß-
nahmenkatalog zur Realisierung der Militärmacht Eu-
ropa ausgearbeitet: Zunächst gilt es, Druck auf die Mit-
gliedsstaaten auszuüben, ihre Militärkapazitäten trotz der 
Wirtschafts- und Finanzkrise weiter auszubauen sowie 
den – zumindest perzipierten – steilen Abwärtstrend bei 
den Rüstungsausgaben zu stoppen, im Optimalfall sogar 
umzukehren. Weiter sollen auch Ressourcen aus zivilen 
Haushalten für militärrelevante Belange mobilisiert wer-
den. Schließlich steht die Förderung eines mächtigen EU-
MIK ganz oben auf der Agenda, einmal über die Europäi-
sierung der Rüstungsnachfrage sowie der Förderung von 
Unternehmenszusammenschlüssen und andererseits durch 
die Unterstützung von Rüstungsexporten. 



16

Die zuvor beschriebene Interessenlage hat zu einer ge-
wachsenen Bereitschaft geführt, zur Aufrechterhaltung der 
bestehenden Verhältnisse auf Militäreinsätze zurückzu-
greifen. Aus diesem Grund kommt dem Ausbau der hierfür 
erforderlichen Kapazitäten hohe Priorität zu: „Ein wesent-
liches Interesse, das von nahezu allen Mitgliedsstaaten ge-
teilt wird, besteht darin, die Verlege- und Durchhaltefähig-
keit ihrer bewaffneten Kräfte in fernen Einsatzgebieten zu 
erhöhen.“81 Der Aufbau interventionsfähiger Streitkräfte 
erfordert aber immense Ressourcen: „Die Transformation 
von traditionellen Verteidigungskräften zu den neuen be-
nötigten Expeditionsarmeen, die fähig für Interventionen 
außerhalb des EU-Gebietes sind, muss von einer massiven 
Aufrüstung begleitet werden.“82

Vor diesem Hintergrund wird an allen Ecken und En-
den vor zu niedrigen Investitionen im Rüstungsbereich 
gewarnt. So heißt es etwa in einer Studie der Bundeswehr-
Universität: „Insbesondere im Bereich Forschung und 
Entwicklung müssen zusätzliche Anstrengungen unter-
nommen werden, um den eigenen Streitkräften weiterhin 
die Fähigkeiten zur Verfügung stellen zu können, die sie 
benötigen. Sollten die europäischen Staaten nicht zu die-
sen Investitionen bereit sein, müssten 
sie sich als EU vom Ziel der Rolle eines 
‚Global Actor‘ im weltweiten Krisen-
management verabschieden.“83 Auch 
eine EP-Entschließung vom Dezember 
2011 beklagt lautstark: „Das Europä-
ische Parlament […] stellt fest, dass 
man sich weiterhin in unverhältnismä-
ßiger Weise auf die Fähigkeiten der 
Vereinigten Staaten in Verteidigungs-
fragen stützt, da der Anteil der USA an 
den gesamten Verteidigungsausgaben 
im Nordatlantischen Bündnis auf 75 % 
angestiegen ist, und dass deshalb die 
europäischen Verbündeten ihren Anteil 
an den Verteidigungsausgaben erhöhen 
müssen; nimmt mit Sorge zur Kenntnis, 
dass die jüngsten Haushaltskürzungen 
zu der Praxis hinzukommen, dass die 
Mitgliedstaaten im Bereich der Sicher-
heit und Verteidigung schon seit einem 
Jahrzehnt zu wenig investieren und aus-
geben.“84

Somit existiert das naheliegende 
Bestreben, dem Rüstungssektor so viel 
Geld wie möglich zuzuschanzen. Neben 
der Zweckentfremdung ziviler Haus-
halte (vgl. Kapitel 4) ist hierfür wesent-
lich, dass die Europäische Union für 
ihre Mitgliedsstaaten zahlreiche „Mi-
litarisierungsanreize“ setzt. Allerdings 
sind die Mitgliedsstaaten keineswegs 

nur Getriebene. Sie nutzen den Brüsseler Rahmen häufig 
ihrerseits, um unter Verweis auf angebliche Sachzwänge 
hohe Militärbudgets zu legitimieren. Dies hat zur Folge, 
dass die Rüstungsausgaben in der Europäischen Union, 
ungeachtet zahlloser Ankündigungen, massive Kürzungen 
vornehmen zu wollen, weiter auf hohem Niveau gehalten 
werden können und die Militarisierung der Europäischen 
Union zügig voranschreitet.

3.1 EU-Militarisierung – eine Zwischenbilanz 

Schon ein kurzer Überblick über die bisherigen „Er-
folge“ bei der Militarisierung der Europäischen Union 
zeigt, wie weit dieser Prozess bereits vorangeschritten ist: 
„Innerhalb der EU gibt es keinen Politikbereich, der sich 
derart dynamisch entwickelt, wie ihre Militärpolitik.“85 
Bereits unmittelbar nach dem Ende des Kalten Krieges 
wurde mit dem Vertrag von Maastricht die „Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik“ (GASP) aus der Taufe ge-
hoben, ohne aber lange Zeit über eine substanzielle eigen-
ständige Militärkomponente zu verfügen. Vor allem auf-
grund der Erfahrungen aus dem im März 1999 begonne-
nen NATO-Angriffskrieg gegen Jugoslawien, bei dem die 

3. Brüsseler Rüstungsdruck

Karte der EU-Einsätze, Grafik: IMI
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USA recht rabiat trotz heftiger EU-Proteste die alleinige 
Führungsrolle für sich beanspruchte, sollte sich dies kurze 
Zeit später ändern. So gilt der Ratsgipfel in Köln im Juni 
1999 als offizielle Geburtsstunde für die Militarisierung 
der Europäischen Union. Dort wurde die „Erklärung des 
Europäischen Rats zur Stärkung der GASP“ verabschie-
det. Sie enthielt das Ziel, Interventionstruppen (European 
Rapid Reaction Forces, ERRF) und militärische Führungs-
instrumente aufzubauen, die der EU „die Fähigkeit zu au-
tonomem Handeln, gestützt auf glaubwürdige militärische 
Fähigkeiten“ verschaffen sollten. Erfolgen sollte dies – mit 
Blick auf die USA und ihrer Führungsrolle im westlichen 
Bündnis - „unbeschadet von Maßnahmen der NATO.“86 
Ein halbes Jahr später wurde auf dem Folgetreffen in Hel-
sinki vom 10. bis 12. Dezember 1999 mit dem „Headline 
Goal“ die Zielgröße dieser Truppe ausgegeben: 60.000 
Soldaten (was aufgrund der erforderlichen Rotation und 
logistischen Unterstützung einem Gesamtumfang von zir-
ka 180.000 Soldaten entspricht) mit einem Einsatzradius 
von 4.000km rund um Brüssel.

Seither geht es Schlag auf Schlag: Auf der Tagung des 
Europäischen Rates im Dezember 2000 in Nizza wurden 
mit dem Beschluss zur Einsetzung eines Militärausschus-
ses (EUMC), eines Militärstabes (EUMS) und eines stän-
digen Politischen und Sicherheitspolitischen Komitees 
(PSK) auch die organisatorischen Rahmenbedingungen 
für offensiv ausgerichtete EU-Truppen geschaffen. Im De-
zember 2003 hieß es in der Europäischen Sicherheitsstra-
tegie: “Unser herkömmliches Konzept der Selbstverteidi-
gung, das bis zum Ende des Kalten Krieges galt, ging von 
der Gefahr einer Invasion aus. Bei den neuen Bedrohun-
gen wird die erste Verteidigungslinie oftmals im Ausland 
liegen. Die neuen Bedrohungen sind dynamischer Art. 
[…] Wir müssen eine Strategiekultur entwickeln, die ein 
frühzeitiges, rasches und wenn nötig robustes Eingreifen 
fördert.”87 Schon zuvor, im Mai 2003, wurden die euro-
päischen Eingreiftruppen für einsatzfähig erklärt, ledig-
lich im oberen Einsatzspektrum, d.h. bei hochintensiven 
Kampfhandlungen, gäbe es noch Defizite.88 

Mit dem 2002 und 2003 erarbeiteten EU-Verfassungs-
vertrag, dem späteren Vertrag von Lissabon, wurde zudem 
das militärische Aufgabenspektrum substanziell erwei-
tert.89 Genannt werden nun folgende Einsatzszenarien für 
die EU-Streitkräfte: „Gemeinsame Abrüstungsmaßnah-
men, humanitäre Aufgaben und Rettungseinsätze, Aufga-
ben der militärischen Beratung und Unterstützung, Aufga-
ben der Konfliktverhütung und der Erhaltung des Friedens 
sowie Kampfeinsätze im Rahmen der Krisenbewältigung 
einschließlich Frieden schaffender Maßnahmen und Ope-
rationen zur Stabilisierung der Lage nach Konflikten. Mit 
allen diesen Missionen kann zur Bekämpfung des Ter-
rorismus beigetragen werden, unter anderem auch durch 
die Unterstützung für Drittländer bei der Bekämpfung des 
Terrorismus in ihrem Hoheitsgebiet.“ (Artikel 43, Absatz 
1 EUV) 

Um die erforderlichen Kapazitäten zur Durchführung 
dieser Aufgaben aufzubauen, wurde auf dem EU-Gip-
feltreffen in Brüssel im Juni 2004 als neues Planziel das 
„Headline Goal 2010“ (HG 2010) ausgegeben. Ein we-
sentliches Element des HG 2010 war die Aufstellung so 
genannter Battlegroups, hochmobiler und schnell verleg-
barer Eingreiftruppen mit einem Umfang von etwa 1.500 

Soldaten. Seit Januar 2007 stehen immer zwei dieser 
Battlegroups für Einsätze in einer Entfernung von bis zu 
6.000km von Brüssel auf Abruf bereit. Diese Truppen wer-
den im Protokoll 10 des Vertrags von Lissabon vertraglich 
verankert und detailliert beschrieben. Dort wird festgehal-
ten, dass sie „taktisch als Gefechtsverband konzipiert sind, 
über Unterstützung unter anderem für Transport und Logi-
stik verfügen und fähig sind, innerhalb von 5 bis 30 Tagen 
Missionen nach Artikel 43 des Vertrags über die Europä-
ische Union aufzunehmen, um insbesondere Ersuchen der 
Organisation der Vereinten Nationen nachzukommen, und 
diese Missionen für eine Dauer von zunächst 30 Tagen, 
die bis auf 120 Tage ausgedehnt werden kann, aufrecht-
zuerhalten.“90 

Zur Flankierung und Effizienzsteigerung militärischer 
Einsätze werden zudem verstärkt auch zivile Kapazitäten 
aufgebaut. So kritisierte die „Europäische Sicherheitsstra-
tegie“: „Bei nahezu allen größeren Einsätzen ist auf mi-
litärische Effizienz ziviles Chaos gefolgt. Wir brauchen 
eine verstärkte Fähigkeit, damit alle notwendigen zivilen 
Mittel in und nach Krisen zum Tragen kommen.“91 Der 
besondere „Mehrwert“ liegt dabei darin, dass Soldaten 
aus offensichtlichen Gründen für viele Aufgaben im Rah-
men von „Stabilisierungseinsätzen“ nur bedingt geeignet 
sind. Hierfür werden zivile Akteure (vom Brunnenbauer 
über den Juristen bis hin zum Agrotechniker) benötigt, die 
zur Unterstützung des Militärs nutzbar gemacht werden 
sollen. In den Worten der „Europäischen Sicherheitsstra-
tegie“: „Die Union könnte einen besonderen Mehrwert 
erzielen, indem sie Operationen durchführt, bei denen so-
wohl militärische als auch zivile Fähigkeiten zum Einsatz 
gelangen.“92 

Parallel zum Aufbau eines EU-Militärapparats, wurde 
deshalb bereits auf dem Gipfeltreffen der EU-Staats- und 
Regierungschefs im portugiesischen Santa Maria da Feira 
am 19. und 20. Juni 2000 der umfassende Aufbau „ziviler“ 
Krisenmanagementkapazitäten beschlossen. Später wur-
den die Zielgrößen zunächst mit dem „Civilian Headline 
Goal 2008“ (Juni 2004) und anschließend mit dem „Civi-
lian Headline Goal 2010“ (November 2007) weiter präzi-
siert. Dies führte zum Aufbau eines beträchtlichen Pools 
„ziviler“ Kräfte, die nunmehr für EU-Auslandseinsätze 
zur Verfügung stehen: „Die hohe Zahl von Experten, auf 
die der Rat für Krisenmanagement-Operationen und -Mis-
sionen zurückgreifen kann, ist für multinationale Organi-
sationen einmalig. Rechnet man alle verfügbar gemeldeten 
Kräfte […] zusammen, ergibt sich die Summe von 12396 
Personen.“93 Mit der 2007 eingerichteten „Zivil-Militä-
rischen Zelle“, die bislang Einsätze mit einem Personal-
umfang von bis zu 2000 Personen leiten kann, existiert 
inzwischen sogar der Nukleus für ein eigenständiges euro-
päisches Hauptquartier. 

Viele Nichtregierungsorganisationen (NROs), wie 
etwa der Dachverband der deutschen entwicklungspoliti-
schen NROs kritisieren die Zivil-militärische Zusammen-
arbeit scharf: „Das Konzept der ‚Vernetzten Sicherheit‘– 
im NATO-Jargon ‚Comprehensive Approach‘ – bedeutet 
in der Konsequenz, dass die staatliche Entwicklungszu-
sammenarbeit und Aufbauhilfe den militärischen Zielen 
im Sinne einer ‚Aufstandsbekämpfung‘ untergeordnet ist. 
[…] Für die Hilfsorganisationen bedeuten die genannten 
Tendenzen zur zivilmilitärischen Zusammenarbeit und 
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zur Unterordnung der Entwicklungshilfe unter politisch-
militärische Zielsetzungen eine deutliche Erschwerung 
und Einschränkung ihrer Arbeit. Sie schaden dem Anse-
hen und der Glaubwürdigkeit der NRO als unabhängige 
und unparteiliche humanitäre Akteure. Im Extremfall führt 
dies dazu, dass Hilfsorganisationen von Teilen der Bevöl-
kerung als Parteigänger des Militärs gesehen und von Auf-
ständischen als vermeintlich legitime Angriffsziele ein-
gestuft werden.“94 Ungeachtet dieser Kritik nahm im De-
zember 2010 mit dem Europäischen Auswärtigen Dienst 
eine neue Superbehörde ihre Arbeit auf, in der zivile und 
militärische Aspekte der EU-Außenpolitik institutionell 
bis zur Unkenntlichkeit miteinander verschmolzen werden 
(vgl. Kapitel 4.7). 

Die ersten Einsätze der Europäischen Union im Rah-
men der so genannten „Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik“ (GSVP)95 erfolgten bereits im Jahr 
2003: „Concordia“ in Mazedonien und „Artemis“ im 
Kongo. Letzterer ist aus zwei Gründen interessant: Einmal 
liegt das Einsatzgebiet deutlich weiter als 4.000 Kilometer 
von Brüssel entfernt, womit auch diese räumlich ohnehin 
schon sehr weit gefasste Einschränkung endgültig ad acta 
gelegt wurde. Zudem agierte die EU im Kongo erstma-
lig ohne Rückgriff auf NATO-Strukturen und damit un-
abhängig von den USA, indem Frankreich die operative 
Führung übernahm. Diesen ersten beiden Einsätzen sind 
mittlerweile zahlreiche weitere gefolgt, weshalb Catherine 
Ashton, die Hohe Vertreterin für die Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik, zufrieden bilanzierend feststellt: 
„24 Einsätze auf drei verschiedenen Kontinenten. […] Die 
EU hat gezeigt, dass ihr Engagement auf dem Gebiet der 
Konfliktverhütung und Krisenbewältigung glaubwürdig 
ist und dass sie über die erforderliche Fähigkeit zur Kräf-
teprojektion verfügt.“96 

Vielen geht diese Entwicklung jedoch noch nicht weit 
genug. Schon im Jahr 2008 kritisierte der ehemalige Leiter 
der EU-Verteidigungsagentur, Nick Witney, die Europä-
ische Union bleibe weit hinter ihrem Ziel zurück, effektive 
militärische Machtprojektion leisten zu können.97 Und in 
der Tat: Um das überaus ambitionierte Anforderungsprofil 
umsetzten zu können, das bereits auf dem Ratsgipfel im 
Dezember 2008 verabschiedet wurde, werden noch deut-
lich mehr Kapazitäten benötigt. Dort wurde beschlossen, 
schnellstmöglich die Kapazitäten aufzubauen, um künftig 
bis zu 19 Einsätze im Rahmen der so genannten „Gemein-
samen Sicherheits- und Verteidigungspolitik“ gleichzeitig 
durchführen zu können – darunter je zwei hochintensive 
Kampfoperationen und zwei „Stabilisierungsmissionen“, 
also Besatzungseinsätze wie der in Afghanistan.98 Vor die-
sem Hintergrund gab der ehemalige EU-Außenbeauftragte 
Javier Solana an: „Wir müssen über das Personal und die 
Kapazitäten verfügen – sowohl zivil als auch militärisch –, 
diese politischen Ambitionen zu unterfüttern. Mit der ge-
genwärtigen Lücke zwischen Ambitionen und der Realität 
muss sich beschäftigt werden.“99 

Den weiteren Aufbau der EU-Militärkapazitäten will 
vor allem das „Weimarer-Dreieck“ bestehend aus Deutsch-
land, Polen und Frankreich vorantreiben. Die wesentlichen 
Vorschläge in diesem Zusammenhang wurden im April 
2010 lanciert und beinhalten die Einrichtung eines eigen-
ständigen EU-Hauptquartiers, die Aufstellung stehender 
Zivil-militärischer Battlegroups (bislang handelt es sich 

um ad-hoc zusammengesetzte rein militärische Einheiten) 
sowie eine stärkere Zusammenarbeit bei der gemeinsamen 
Beschaffung und Nutzung von Militärgerät („Pooling & 
Sharing“).100 Der letzte Aspekt wurde inzwischen mittels 
der schwedisch-deutschen Gent-Initiative weiter forciert 
(vgl. Kapitel 5.4). Nachdem die Vorschläge des Weimarer 
Dreiecks von der Hohen Vertreterin für die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik, Catherine Ashton, begrüßt 
wurden, aber auf heftigen Widerstand seitens der britischen 
Regierung trafen, schlossen sich mittlerweile Spanien und 
Italien den Forderungen an. Der Ausbau der militärischen 
Fähigkeiten dürfe nicht an der britischen Regierung schei-
tern, so die fünf Staaten in einem gemeinsamen Brief im 
September 2011. „Zur Not müssen wir in der Lage sein, 
solche Projekte ohne Großbritannien zu entwickeln“, wird 
eine anonyme EU-Quelle zum Kern des geheimen Briefes 
zitiert.101

Es bleibt abzuwarten, inwieweit diese Versuche, den 
Militärapparat weiter auszubauen, von „Erfolg“ gekrönt 
sein werden. Derzeit liegt der Fokus eindeutig auf der Be-
wältigung der Wirtschafts- und Finanzkrise und den da-
mit einhergehenden schweren innereuropäischen Konflik-
ten, die eine weitere Militarisierung für den Augenblick 
behindern. Auf der anderen Seite sehen Propagandisten 
einer Globalmacht Europa in der Krise eine Chance, exi-
stierende Widerstände hiergegen aus dem Weg räumen zu 
können (vgl. Kapitel 5.6). Jedenfalls gelang es ungeachtet 
aller Hürden, immensen Druck auf die Einzelstaaten aus-
zuüben, um sie trotz knapper Budgets zu weiteren Milita-
risierungsanstrengungen zu veranlassen.

3.2 Rüstungsdruck durch Ständige Strukturierte 
Zusammenarbeit

Durch die militärischen Zielvorgaben der Headline 
Goals werden die Mitgliedsstaaten einem enormen Auf-
rüstungsdruck ausgesetzt, was über den Vertrag von Lis-
sabon (Artikel 42, Absatz 3) sogar primärrechtlich veran-
kert wurde: „Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, ihre 
militärischen Fähigkeiten schrittweise zu verbessern.“ Da 
ursprünglich sogar versucht wurde, in diesem Artikel eine 
genaue Zielvorgabe für die Rüstungsausgaben zu veran-
kern - nämlich 2 Prozent des BIP -, zeigt dies, dass hiermit 
explizit darauf abgezielt wird, mehr Gelder für den Rü-
stungssektor freizusetzen. 

Eine ganz wesentliche Rolle spielen hier die hochmo-
dernen Battlegroups, die als eine Art „Transformationska-
talysator“ für den Umbau der nationalen Armeen in Rich-
tung Interventionsstreitkräfte fungieren.102 Mehr noch: 
Länder, die nicht zur Aufstellung dieser kostspieligen 
Einheiten bereit sind, könnten sich in Bälde am Katzen-
tisch der EU-Militärpolitik wiederfinden, indem sie von 
zahlreichen relevanten Entscheidungen ausgeschlossen 
werden. Ermöglicht werden könnte dies durch eine wei-
tere „Innovation“ des Vertrags von Lissabon, die „Ständi-
ge Strukturierte Zusammenarbeit“ (SSZ): „Dahinter steht 
die Idee, einen exklusiven Club jener zu etablieren, die 
im EU-Verteidigungssektor mehr tun können und wollen. 
Umgekehrt macht ein solcher Club durch ‚naming and 
shaming‘ auch transparent, welche Mitgliedsstaaten weni-
ger leisten.“103 Kernidee der SSZ ist es also, die Kontrolle 
der EU-Militärpolitik in die Hände weniger „qualifizier-
ter“ Staaten übergehen zu lassen oder zumindest alle Staa-
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ten zu „ermuntern“, umfassend in ihren Rüstungssektor zu 
investieren.

Vor dem Vertrag von Lissabon war es den Mitglieds-
staaten verboten, „Exklusivgruppen“ zu bilden, die im 
Alleingang über bestimmte Bereiche der EU-Militärpo-
litik entscheiden könnten. Wichtig ist in diesem Zusam-
menhang, dass die SSZ es erlaubt, das bis dato gültige 
Konsensprinzip im Militärbereich elegant auszuhebeln. 
Gemäß Artikel 46 (6) des Vertrags von Lissabon kann 
eine SSZ mit qualifizierter Mehrheit begründet werden, 
anschließend „bezieht sich die Einstimmigkeit allein auf 
die Stimmen der Vertreter der an der Zusammenarbeit 
teilnehmenden Mitgliedsstaaten.“ Der Trick scheint nun 
zu sein, einfach die „Teilnahmeberechtigung“ so hoch zu 
schrauben, dass letztlich nur die größten Mitgliedsstaaten 
übrigbleiben. Im verbindlichen Protokoll 10 des Vertrags 
werden sogar „Eintrittskriterien“ definiert, die Länder er-
füllen müssen, um nicht bei wesentlichen Entscheidungen 
der EU-Militärpolitik außen vor zu bleiben. Dazu gehören 
die Beteiligung an EU-Operationen sowie an den wesent-
lichen europäischen Rüstungsvorhaben ebenso wie die an-
spruchsvolle Fähigkeit zur Aufstellung einer EU-Kampf-
truppe (Battlegroup).104

Darüber hinaus existieren Versuche, diese „Beitritt-
skriterien“ noch weiter auszudifferenzieren. Am promi-
nentesten sind hier die Vorschläge von Nick Witney, dem 
ehemaligen Leiter der EU-Verteidigungsagentur. An einer 
SSZ teilnehmen dürfe nur, wer mindestens 1 Prozent des 
BIP für Rüstung ausgebe und ebenfalls ein Prozent aller im 
Einsatz befindlichen EU-Soldaten stelle. Generell müsse 
gewährleistet werden, dass der „Einfluss proportional zu 
den Beiträgen jedes Landes“ sei. Nach Witneys Kriteri-
en würde eine ganze Reihe an Ländern durch sein Raster 
fallen.105 Während der spanischen Ratspräsidentschaft im 
ersten Halbjahr 2010 wurde dann offiziell das Egmont In-
stitute damit beauftragt, ein Papier zu erarbeiten, in dem 
Kriterien für den Zugang zur SSZ ebenfalls konkret spe-
zifiziert werden sollten. Das im März 2011 veröffentlich-
te Dokument benennt folgende Aspekte: a) die für Aus-
landsinterventionen verwendbaren Truppen müssen um 
25 Prozent in den nächsten 5 und um 50 Prozent in den 
nächsten 10 Jahren erhöht werden; b) das Ausgabenlevel 
sollte mindestens auf 1,63 Prozent des BIP erhöht werden; 
c) Mitgliedsstaaten müssen anteilig zu ihrem BIP an EDA-
Projekten teilnehmen (also die Aufrüstungsprojekte mitfi-
nanzieren); d) es muss an allen EU-Missionen teilgenom-
men werden, die eine militärische Komponente haben.106 
Die Botschaft ist deutlich: Wer nicht rüstet (und kämpft), 
hat auch nichts zu sagen! 

Sogar Überlegungen, die Entscheidung über EU-Einsä-
tze an SSZs „auszulagern“, werden mittlerweile offen an-
gestellt. So schreibt der Chef des EU-Militärstabes, Henri 
Bentégeat: „Die sich durch den Vertrag eröffnende Mög-
lichkeit, eine Verstärkte Zusammenarbeit im Bereich der 
GASP zu begründen, birgt vor allem ein großes Potenzial 
für die Operationen der Union. In der Tat bedarf es nur ei-
nes Drittels der Mitgliedstaaten, um im Rat die Einleitung 
einer Operation zu beschließen.“107 Wohin hier die Reise 
gehen soll, zeigen Überlegungen, die vom französischen 
Präsidenten Nicolas Sarkozy bereits 2008 angestellt wur-
den: Man solle die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit 
dafür nutzen, um ein „Direktorium“ für den Bereich der 

Militärpolitik, bestehend aus Frankreich, Großbritannien, 
Deutschland, Italien, Spanien und Polen, zu bilden.108

Bislang gelang es noch nicht, sich auf einheitliche 
Kriterien zur Etablierung solcher Exklusivgruppen zu ver-
ständigen, was wohl am Widerstand der kleineren Staa-
ten liegen dürfte. Dennoch hat sich die mit der SSZ auf-
gebaute Drohkulisse schon jetzt als überaus erfolgreich 
erwiesen.109 Denn es liegt auf der Hand, dass vor allem 
kleinere und mittlere Staaten Sorge haben, von relevan-
ten Entscheidungen ausgeschlossen zu werden und des-
halb lieber dem aufgebauten Rüstungsdruck nachgeben: 
„Laut britischen Offiziellen hat die Ständige Strukturierte 
Zusammenarbeit Länder dazu ermutigt, ihre militärischen 
Fähigkeiten zu verbessern – und das, obwohl das vom Ver-
trag von Lissabon eingeführte Konzept immer noch nicht 
implementiert ist. Nachdem die SSZ zuerst während des 
EU-Konvents zur Zukunft Europas in den Jahren 2002 und 
2003 diskutiert worden war, hat das Lockmittel eines Bei-
tritts zu einer solchen Kerngruppe eine wesentliche Rolle 
in der Entscheidung mehrerer Mitgliedsstaaten gespielt, 
Battlegroups aufzustellen.“110

Wichtig in diesem Zusammenhang ist noch, wer das 
„Recht“ hat, darüber zu befinden, ob ein Land der Aufrü-
stungsverpflichtung in ausreichendem Maße nachgekom-
men ist und sich somit für die Teilnahme an einem militä-
rischen Kerneuropa qualifiziert hat: Der Vertrag von Lissa-
bon beauftragt hiermit die Europäische Verteidigungsagen-
tur, was das Centrum für angewandte Politikforschung 
(CAP) der Bertelsmann-Stiftung zu folgender Bewertung 
veranlasst: „Die Europäische Verteidigungsagentur wird 
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zur Bewertung dieser Beiträge herangezogen. [...] Diese 
Verknüpfung von verteidigungspolitischem Engagement 
(Ständige Strukturierte Zusammenarbeit für Operationen 
mit hohen Anforderungen) und verteidigungstechnologi-
scher Investitionsbereitschaft (Bereitstellung von Investi-
tionsmitteln und Kapazitäten zur Erreichung des Headline 
Goals) könnte sich als Schlüsselelement für eine nachhal-
tige Beteiligung der Mitgliedstaaten am Integrationspro-
jekt einer Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik (GSVP) erweisen.“111 So besehen ist die Agentur 
die „ideale“ Ergänzung zur Aufrüstungsverpflichtung des 
Lissabon-Vertrags. Denn sie ist in der Lage Staaten zu 
sanktionieren, die der dortigen Verpflichtung, „ihre mili-
tärischen Fähigkeiten schrittweise zu verbessern“, nicht 
in gewünschtem Umfang nachkommen. Doch hierbei 
handelt es sich nicht um den einzigen Bereich, in dem die 
Agentur eine wichtige Rolle spielt. 

3.3 Eine Agentur für Aufrüstung

Ins Leben gerufen wurde die Europäische Verteidi-
gungsagentur (EDA) durch eine Gemeinsame Aktion des 
Rates im Juli 2004.112 Ein Jahr später nahm sie ihre Arbeit 
auf und wurde mittlerweile sogar als einzige EU-Agentur 
mit dem Vertrag von Lissabon primärrechtlich verankert.113 
Alle Mitgliedsstaaten mit Ausnahme Dänemarks nehmen 
an der EDA teil, deren Entscheidungsorgan ein Lenkungs-
ausschuss darstellt, der sich aus Vertretern der nationalen 
Verteidigungsministerien zusammensetzt.114

Die Agentur hat laut EU-Vertrag die Aufgabe, bei der 
„Ermittlung der Ziele im Bereich der militärischen Fä-
higkeiten der Mitgliedstaaten und der Beurteilung, ob die 
von den Mitgliedstaaten in Bezug auf diese Fähigkeiten 
eingegangenen Verpflichtungen erfüllt wurden, mitzuwir-
ken.“ Ferner soll sie die „Forschung auf dem Gebiet der 
Verteidigungstechnologie“ unterstützen und „zur Stärkung 
der industriellen und technologischen Basis des Verteidi-
gungssektors“ beitragen (Artikel 45 EUV). Der wesentli-
che Zweck der Agentur erschließt sich jedoch klarer aus 
ihrem ursprünglichen Namen: „Europäische Rüstungs-
agentur“.115 An dieser Aufgabe hat sich trotz der oppor-

tunistischen Umbenennung 
bis heute nichts geändert: „Die 
Verbesserung der militärischen 
Fähigkeiten der teilnehmen-
den Mitgliedsstaaten sowie die 
Identifizierung und die Ent-
wicklung neuer Kapazitäten 
[…] ist die wesentliche Aufga-
be der europäischen Verteidi-
gungsagentur.“116

Nachdem zunächst der 
Schwerpunkt der EDA-Tätig-
keit auf dem Aufbau der Or-
ganisation lag, beauftragte der 
Lenkungsausschuss die Agen-
tur im November 2005 damit, 
in einem Dokument den strate-
gischen Rahmen für die künfti-
ge europäische Rüstungspolitik 
abzustecken.

3.3.1 Langfristige Rüstungsvision 

Das Ziel der im Oktober 2006 veröffentlichten „Long-
Term Vision“ (LTV) wird im Dokument selbst folgender-
maßen angegeben: „Dieses Dokument erhebt nicht den 
Anspruch, eine Road Map zu liefern, der in den nächsten 
20 Jahren gefolgt werden soll. Es beabsichtigt lediglich 
eine Art Kompassnadel bereitzustellen, die die Richtung 
vorgibt, in die man sich vernünftigerweise vorwärts be-
wegen sollte.“117 Generell zeichnet die Long-Term Vision 
ein düsteres Bild der zukünftigen sicherheitspolitischen 
Entwicklung: „Die Globalisierung wird sowohl zwischen 
Ländern und Regionen als auch innerhalb von Gesell-
schaften Gewinner und Verlierer hervorbringen. [...] Die 
Auswirkungen von Hoffnungslosigkeit, humanitären Ka-
tastrophen und Migrationsdruck sind offensichtlich. [...] 
Im Jahr 2025 wird Europas Abhängigkeit aus dem Ausland 
für Öl 90 Prozent und für Gas 80 Prozent betragen. Beson-
ders China und Indien werden die globale Energienachfra-
ge nach oben treiben und neue Ressourcen in Zentralasien, 
Afrika und dem Mittleren Osten suchen. Hiervon und von 
anderen Entwicklungen könnten europäische Sicherheits-
interessen direkt oder indirekt durch Spannungen betrof-
fen werden, die nicht allein in der unmittelbaren Nachbar-
schaft auftreten, sondern auch weiter außerhalb.“118

Vor diesem Hintergrund kommt auch die LTV zu dem 
Ergebnis, der „Bedarf” an EU-Auslandseinsätzen werde 
steigen. Das Aufgabenprofil der EU-Einsatzkräfte wird 
anschließend im Dokument folgendermaßen beschrieben: 
„Die Streitkräfte der EU-Mitgliedsstaaten […] müssen in 
der Lage sein, strategische Reichweite (Interventionsope-
rationen) und strategische Agilität - die Fähigkeit, schnell 
strategische Entfernungen zurückzulegen und rasch ins 
Gebiet einer Operation zu gelangen, bereit und vorberei-
tet - unter Beweis zu stellen.“119 Interessant ist die Ein-
schätzung eines sich verändernden Anforderungsprofils, 
das sich aus einem Wandel des Kriegszieles ergibt: „EU-
Einsätze werden […] künftig eher auf die Ziele ‚Sicher-
heit‘ und ‚Stabilität‘ als auf ‚Sieg‘ fokussiert sein. […] Vor 
diesem Hintergrund wird die benötigte Truppenstärke, um 
dieses Ziel zu erreichen, in einigen Szenarien erheblich 
sein.“120

 Organigramm der Europäischen Verteidigungsagentur, Quelle: Europäische Verteidigungsagentur
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Um die für erforderlich ge-
haltenen Kapazitäten bereitstel-
len zu können, wird in der LTV 
die Bedeutung einer starken und 
unabhängigen europäischen rü-
stungsindustriellen Basis betont. 
Gleichzeitig wird der Sorge 
Ausdruck verliehen, dass diese 
Basis dabei sei, zu erodieren: 
„Wenn ihm nicht Einhalt gebo-
ten wird, deutet der Trend auf 
ein stetiges Schrumpfen der eu-
ropäischen Verteidigungsindu-
strie in Richtung von Nischen-
produzenten, die zunehmend 
im Dienst von US-Konzernen 
stehen. Eine Kombination von 
Gegenmaßnahmen ist erforder-
lich. Höhere europäische In-
vestitionslevel sind wesentlich 
(sowohl im Interesse der militä-
rischen Kapazitäten als auch der 
Industriepolitik). […] Dies trifft 
besonders für den Bereich For-
schung und Technologie zu, in 
dem wir gegenwärtig noch vom 
Fett der Investitionen zehren, die 
während des Kalten Krieges ge-
tätigt wurden und in dem die Ausgaben auf vernachlässig-
bare 1,3 Prozent der gesamten EU-Verteidigungsausgaben 
gefallen sind. […] Mittlerweile gehört es in Europa zum 
Allgemeinwissen, dass der Anteil der Verteidigungsaus-
gaben, der in Investitionen fließt, erhöht werden muss.“121

Vor allem müsse jedoch die rüstungsindustrielle Basis 
durch eine Konsolidierung des fragmentierten Verteidi-
gungsmarktes gestärkt werden: „Verstärkte Anstrengun-
gen sind ebenfalls erforderlich, um die Konsolidierung 
der Nachfrageseite des Marktes zu erreichen und weitere 
Fortschritte bei der Konsolidierung der Angebotsseite zu 
erzielen. […] Kurz gesagt, es ist notwendig zu akzeptie-
ren, dass die rüstungstechnologische Basis in Europa nur 
als ein europäisches Ganzes überleben kann, nicht als eine 
Summe unterschiedlicher nationaler Kapazitäten.“122 

Auf Grundlage der Long-Term Vision wurde anschlie-
ßend der „Capability Development Plan” (CDP) entwic-
kelt, in dem konkrete Fähigkeitslücken identifiziert und 
Maßnahmen zu deren Schließung anvisiert werden.

3.3.2 Umfassender Rüstungsrahmen

„Nach einer Anfangsphase, in der die Agentur aufge-
baut wurde und Strategien entwickelt hat, um die Kapa-
zitätsentwicklung der ESVP anzuleiten“, so der damalige 
EDA-Direktor Alexander Weiss im Jahr 2009, „verschie-
ben sich die EDA-Aktivitäten nun mehr und mehr hin zur 
konkreten Arbeit.“123 Den Rahmen hierfür liefert ein im 
Juli 2008 erstmals veröffentlichtes Dokument: „Der Ca-
pability Development Plan ist quasi der Masterplan für die 
Ressourcenbeschaffung, Trends und nationale Pläne bis 
2025 und wird kontinuierlich aktualisiert.“124 Beim CDP 
handelt es sich um ein „lebendiges Dokument”, was be-
deutet, dass er permanent an die sich verändernden Anfor-
derungen angepasst werden soll. Eine erste Überarbeitung 

erfolgte im Jahr 2010 und wurde im März 2011 vom Len-
kungsausschuss angenommen.125

Konkret benennt der CDP zwölf als prioritär einge-
stufte Bereiche, in denen es gelte, „Fähigkeitslücken“ zu 
schließen. Die damalige französische Ratspräsidentschaft 
beschrieb Sinn und Zweck des Kapazitätsentwicklungs-
plans folgendermaßen: „Mit Hilfe dieses Plans werden die 
Mitgliedstaaten die Mängel aufdecken, die ihre ehrgeizigen 
Ziele in Sachen Verteidigung in Frage stellen und die Ko-
operationsmöglichkeiten ausfindig machen, mit denen die-
se Mängel beseitigt werden können (z.B. beim Schutz der 
Einheiten im Einsatz gegen improvisierte Sprengsätze oder 
Boden-Luft-Raketen, der Verfügbarkeit von Hubschrau-
bern, dem Kampf gegen Wasserminen, der medizinischen 
Unterstützung bei Einsätzen, der vernetzten Operationsfüh-
rung).“126 Ein weiteres wesentliches Anliegen besteht in der 
Schaffung einer Europäischen Transportflotte: „Ein erstes 
und sehr wichtiges Projekt, dessen sich die EVA angenom-
men hat, ist die Schaffung einer European Air Transport 
Fleet (EATF). Damit reagiert die EU auf die Tatsache, dass 
es sich angesichts der Streuung sicherheitsrelevanter Kon-
flikte über den gesamten Globus bei der Transportfähigkeit 
um ein zentrales militärisches Gut handelt.“127 

Mit dem CDP-Anforderungsprofil war sozusagen das 
Dach des EDA-Rahmens fertiggestellt, nun ging es in 
die Feinausplanung, die bis Ende Dezember 2008 abge-
schlossen war: Welche Technologien zur Schließung der 
Fähigkeitslücken erforderlich sind und wie diese beschafft 
werden, damit beschäftigt sich die „Defence R&T Strat-
egy“; die Stärkung der rüstungsindustriellen Basis ist der 
Schwerpunkt der „Defence Technological and Industrial 
Base Strategy“; und die Förderung der europäischen Rü-
stungszusammenarbeit ist die Sache der „Armaments Co-
operation Strategy”.128
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Figure 6. The EDA Strategic framework

the strengthening of the EDTIB. All of this while not ignoring the existence 
of specific working roles in each of the four functional areas that need not 
nor must not be directly related to this approach (Figure 7).

The Agency’s work methods include a concept that is essential to their 
progress, that is the “Variable Geometry” through which projects that are 
undertaken may follow the opt–out principle, meaning one participates 
unless indications are given to the contrary and therefore opts out of 
the project, or the opt–in principle, describing when a group of countries 
decide to launch a project and invite other countries to participate 
following certain preset rules. It is therefore evident that not all projects 
need be launched “at 26”, since that could slow progress. This concept 
is linked to that defined as the Permanent Structured Cooperation that 
appears in protocol 10 of the Treaty of Lisbon that is sure to become a 
model for the Agency’s future work. Projects carried out primarily in R&T 
and in Armaments cooperation are framed in this context.

Strategischer Rahmen der europäischen Verteidigungsagentur, Quelle: Meirino, Arturo Alfonso: 
Establishment of the European Defence Agency: A key milestone in the process of constructing 
European defence, in: European Defence Agency: Past, Present & Future, Ministerio de Defensa 
2010, S. 19-60, S. 40.
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3.3.3 Rüstungstiger oder Bettvorleger?

Im November 2007 verständigte sich der EDA-Len-
kungsausschuss auf vier konkrete Zielvorgaben im Bereich 
der Rüstungsinvestitionen: 20 Prozent der Verteidigungs-
ausgaben sollen für Beschaffungsprojekte aufgewendet 
werden, von denen 25 Prozent als Kooperationsprojekte 
durchgeführt werden sollen. In den Bereich Forschung und 
Technologie sollen 2 Prozent der Gesamtausgaben fließen 
und dabei wiederum 20 Prozent aller Projekte kooperativ 
durchgeführt werden.129 Ein Problem der Agentur besteht 
allerdings darin, dass es sich hierbei um Absichtserklärun-
gen handelt, die nicht bindend sind. Dennoch stiegen län-
derübergreifende Beschaffungsprogramme zwischen 2005 
und 2010 um 67,4 Prozent und kooperative Rüstungsfor-
schungsprojekte im selben Zeitraum sogar um 98 Prozent 
an, was die Agentur zweifellos als Erfolg für sich verbu-
chen kann.130 

Andererseits gelang es zwar, das Budget der Rüstungs-
agentur von 21,2 Mio. Euro im Jahr 2005 auf 30,5 Mio. 
Euro 2010 beträchtlich zu steigern, allerdings ist das für 
den erhobenen Anspruch immer noch ein vergleichswei-
se geringer Etat.131 Hinzu kommt, dass vom Gesamthaus-
halt nur ein Bruchteil für konkrete Forschungs- oder Be-
schaffungsprojekte reserviert ist, im Jahr 2010 waren es 
lediglich 8,4 Mio. Euro.132 Vor allem Großbritannien, das 
traditionell einer Europäisierung der Militärpolitik ableh-
nend gegenübersteht, blockiert derzeit sogar minimale 
weitere Budgeterhöhungen.133 So ist die Agentur darauf 
angewiesen, Projekte unter ihrem Dach ad-hoc von einzel-

nen teilnehmenden Mitgliedsstaaten finanzieren zu lassen, 
was gegenwärtig aber lediglich im bescheidenen Umfang 
von etwa 300 Mio. Euro geschieht.134 Aus diesem Grund 
prasselt immer wieder scharfe Kritik auf die Agentur ein, 
weit hinter den gesteckten Erwartungen zurück zu bleiben: 
„Der Löwenanteil der Beschaffungen bleibt außerhalb des 
EU-Rahmens. Kein großes Rüstungsprojekt findet bislang 
unter der Kontrolle der Agentur statt.“135

Allerdings zielen solche Kritiken ein wenig am Ziel 
vorbei, denn die Rüstungsagentur sollte im Kern ohnehin 
nie das Management von Beschaffungsprojekten über-
nehmen: „Die EVA soll […] helfen, die rüstungstechni-
schen und industriellen Grundlagen zu verbessern, nicht 
aber einzelne Projekte verwalten.“136 Ihrer Hauptaufgabe, 
einen Rahmen für die systematischere Militarisierung der 
Europäischen Union zu schaffen und die diesbezüglichen 
Bemühungen der Einzelstaaten zu harmonisieren, ist die 
Rüstungsagentur – leider – allemal gerecht geworden.137 
Die deutsche Regierung jedenfalls hat noch großes mit der 
Agentur vor, wie aus einem Bericht des Verteidigungsmi-
nisteriums von Anfang 2011 hervorgeht: „Es wird ange-
strebt, dass sich die EDA zu einem europäischen Motor 
der verteidigungspolitischen Koordination auf dem Gebiet 
der Fähigkeitsentwicklung und Rüstungszusammenarbeit 
weiterentwickelt.“138 

Ein Haar in der Militaristensuppe lässt sich jedoch den-
noch finden: „Die EDA kann zwar auf einige beachtliche 
Erfolge verweisen, der große Wurf, die Verschmelzung 
aller europäischen nationalstaatlichen Rüstungsindustrien 
zu einer schlagkräftigen europäischen Rüstungsindustrie, 
ist ihr aber bislang noch nicht gelungen.“139 Doch auch hier 
hat die Rüstungsagentur schon beträchtliche Vorarbeit ge-
leistet. Schon im November 2005 gelang es der Rüstungs-
agentur, fast alle europäischen Staaten zur Unterzeichnung 
des „Verhaltenskodex für das Rüstungsgüterbeschaffungs-
wesen“ zu bewegen. Er war eine wichtige Vorarbeit für 
das spätere „Verteidigungspaket“, mit dem die Schaffung 
eines EU-MIK massiv forciert wird (vgl. Kapitel 5.3).140 

3.4 Der Mythos sinkender Rüstungshaushalte

Mit großem Pomp rüffelte US-Verteidigungsminister 
Leon Panetta im Oktober 2011 die europäischen Verbün-
deten; die USA seien nicht länger mehr bereit, die rapi-
de sinkenden EU-Budgets hinzunehmen und mit eigenen 
Ausgaben auszugleichen: “Das hat dazu geführt, dass 
dringend notwendige Modernisierungsmaßnahmen auf-
geschoben worden sind.”141 Schon im Sommer 2011 hat-
te Panettas Amtsvorgänger Robert Gates die EU-Länder 
deutlich dazu aufgefordert, „ernsthafte Anstrengungen 
zu unternehmen, um die Verteidigungsbudgets davor zu 
schützen, von der nächsten Sparrunde noch weiter zusam-
mengestrichen zu werden.“142

Was genau die beiden US-Spitzenpolitiker hiermit 
gemeint haben, wissen sie wohl nur selber, die Entwick-
lung der europäischen Rüstungsausgaben kann es jeden-
falls nicht gewesen sein. In der Tat, Lippenbekenntnisse, 
die Militäretats drastisch zusammenstreichen zu wollen, 
gab es in nahezu jedem EU-Land, nur erfolgt ist dies fast 
nirgends. Auffällig ist dabei einerseits, dass drastische 
Einschnitte, so sie überhaupt erfolgten, ausschließlich in 
kleineren EU-Ländern stattfanden und dass insgesamt die 

Türschild der EU-Verteidigungsagentur, Quelle: Europä-
ische Union
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Investitionen in neue Rüstungsgüter nahezu gleichblei-
bend hoch blieben: „Generell haben die geplanten oder 
umgesetzten Einschnitte im Beschaffungsbereich ein viel 
geringeres Niveau erreicht, als dies zu Anfang der Reakti-
onspläne [auf die Wirtschafts- und Finanzkrise] diskutiert 
worden war.“143

Vor allem bei den großen Mitgliedsländern fallen die 
Sparbemühungen, vorsichtig formuliert, bescheiden aus. 
Frankreich senkt seinen Haushalt zwischen 2011 und 2013 
um insgesamt 3,5 Mrd. Euro, was allerdings lediglich ei-
ner Kürzung um 4 Prozent entspricht und durch Gebäude-
verkäufe von 2 Mrd. teils aufgefangen wird.144 In Groß-
britannien wurden anfangs Kürzungen zwischen 10 und 
20 Prozent diskutiert, worin viele schon den Untergang 
des Abendlandes erblickten.145 Allerdings sank diese Zahl 
schnell auf 8,5 Prozent (bei generellen Haushaltskürzun-
gen von 20-25 Prozent) und selbst davon ist nichts mehr 
übrig geblieben: „Das Sparen auf Militärisch bedeutet, 
dass der britische Militärhaushalt von 2011 gegenüber 
2010 um 2,5% gestiegen ist und für 2012 eine weitere 
Steigerung von 1,8% ins Auge gefasst ist; darin sind die 
Kosten für die konkreten Kriegseinsätze noch nicht einmal 
enthalten.“146 Weiter südlich sieht es auch nicht besser aus: 
„Italien hält, trotz früherer Ankündigungen von Kürzun-
gen im Verteidigungshaushalt von bis zu 10%, seinen Etat 
2011 stabil. Laut eines Managers von Finmeccanica wer-
den die Ausgaben bei der Beschaffung sogar ansteigen.“147 
Besonders dreist verfährt die deutsche Regierung, die mit 
allerlei Buchungstricks noch immer den Eindruck zu er-
wecken versucht, es würden Einschnitte im Rüstungshaus-
halt stattfinden, obwohl in Wahrheit das Gegenteil der Fall 
ist (siehe Kasten S. 24-25).

Vor diesem Hintergrund ist es kein Wunder, dass die 
EU-Rüstungsausgaben im Jahr 2010 gegenüber den Vor-
jahren nur minimal gesunken sind, mit 288 Mrd. Dollar 
weiterhin ein extrem hohes Niveau haben und damit mehr 
als 10 Prozent über den Militärbudgets im Jahr 2001 lie-
gen.148 Dies ist vor allem auch angesichts des zeitgleich 
verordneten Kahlschlags bei den Sozialausgaben ein Skan-
dal: „Die meisten europäischen Verteidigungsbudgets sind 
2010 und 2011 weniger stark gekürzt worden als andere 
Bereiche der Regierungsausgaben.“149 Die Kassandra-
Rufe, den Armeen drohten Radikalkürzungen ungeahnten 
Ausmaßes, entbehren also jeglicher Grundlage. Auch die 
Industrie kann sich, wie bereits eingangs erwähnt, nicht 
beklagen, ihre Profite sind so hoch wie noch nie.150 

Allerdings scheint man davon auszugehen, dass mit 
dem derzeitigen Ausgabenniveau wohl die Spitze der 
Fahnenstange erreicht ist – Stabilisierung auf möglichst 
hohem Niveau lautet deshalb das Ziel.151 Darüber hinaus 
hat man aber eine weitere Option zur Erhöhung – und 
gleichzeitigen Verschleierung – von Rüstungsausgaben 
gefunden: Unter dem Deckmantel von Synergieeffekten 
zwischen militärischen und zivilen Programmen bedient 
man sich aus zivilen Haushaltstöpfen und finanziert daraus 
in zunehmendem Ausmaß sicherheits- und militärrelevan-
te Maßnahmen.
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Angeblich erfolge der gegenwärtig in der Feinauspla-
nung befindliche Generealumbau der Bundeswehr vor al-
lem aus einem Grund: um Kosten einzusparen und den 
Rüstungshaushalt dauerhaft massiv abzusenken – so hieß 
es jedenfalls von offizieller Seite stets. Doch von der ur-
sprünglichen Ankündigung, bis 2014 insgesamt 8,3 Mrd. 
Euro einzusparen, will man inzwischen immer weniger 
wissen. Spätestens mit den am 18. Mai 2011 zeitgleich 
veröffentlichten „Verteidigungspolitischen Richtlinien“ 
(VPR) und den „Eckpunkten für die Neuausrichtung der 
Bundeswehr“ ist klar, dass die Sparvorgabe nicht einge-
halten werden wird. Dies zeigt auch, dass der gesamte 
Umbau der Bundeswehr vorrangig darauf abzielt, die 
Truppe effizienter und nicht notgedrungen billiger zu 
machen. Das Argument, der Sparzwang mache umfas-
sende Eingriffe nötig, dient gleichzeitig aber dazu, Wid-
erstände aus dem Weg zu räumen, die der verbesserten 
Kriegsführungsfähigkeit der Bundeswehr bislang im 
Wege standen. Tatsächlich zeichnet sich inzwischen ab, 
dass der deutsche Rüstungsetat durch diverse Buchung-
stricks im Jahr 2015 sogar noch über dem heutigen Niveau 
liegen dürfte.

Teure Interessensdurchsetzung 

Vor dem Hintergrund des gegenwärtig auf den Weg 
gebrachten Umbaus der Bundeswehr ist es geradezu at-
emberaubend, wie sich die Debatte, zu welchem Zweck 
die Truppe in Auslandseinsätze geschickt werden müsse 
bzw. dürfe, in jüngster Zeit verschoben hat. Noch Ende 
Mai 2010 hatte der damalige Bundespräsident Horst 
Köhler seinen Hut nehmen müssen, weil er die Auffas-
sung vertrat, dass ein „militärischer Einsatz notwendig 
ist, um unsere Interessen zu wahren, zum Beispiel freie 
Handelswege.“1 Etwa ein Jahr später äußerte Verteidi-
gungsminister Thomas de Maizière sich nahezu wort-
gleich, ohne dass hierauf aber ein Sturm der Empörung 
gefolgt wäre: „Eigentlich sollte es inzwischen eine Selb-
stverständlichkeit sein, dass wir uns über unsere nation-
alen Interessen im Klaren sind und sie offen vertreten. 
[…] Unsere nationalen Sicherheitsinteressen ergeben sich 
aus unserer Geschichte, unserer geografischen Lage, den 
internationalen Verflechtungen unseres Landes und un-
serer Ressourcenabhängigkeit als Hochtechnologieland 
und rohstoffarme Exportnation. […] Das beinhaltet auch 
den Einsatz von Streitkräften.“2 Ähnliche Formulierungen 
waren zwar schon in früheren Dokumenten zu finden, aber 
nicht in dieser Deutlichkeit, weshalb dies auf Zeit-Online 
mit folgenden Worten explizit begrüßt wurde: „Das ist 
eine deutliche Akzentverschiebung. […] Das ist kurz und 
knapp genau das, was Köhler angedeutet hat. De Maizière 
in seiner besonnenen, ruhigen Art, nimmt man ab, was 
einen Köhler den Kopf kostet.“3

Vor dem Hintergrund dieses Anforderungsprofils er-
folgt nun der Umbau der Bundeswehr. Einsparungen sol-
len gemäß den offiziell angestellten Überlegungen vor 
allem über die Reduzierung des Bundeswehr-Personals 
von gegenwärtig 252.000 Soldaten erreicht werden. Hi-
erfür kursierten zwischenzeitlich zahlreiche Modelle, die 
Endgrößen zwischen 145.000 und 185.000 vorsahen. Vor 
diesem Hintergrund wurde im April 2010 eine interne 
Bundeswehr-Studie der Bildzeitung zugespielt, in der mit 
drastischen Worten gewarnt wurde, die Sparvorgabe er-
laube lediglich eine Truppengröße von 158.000 Soldaten. 
Dadurch gehe aber die „Bündnis- und Einsatzfähigkeit ab-
sehbar verloren.“ Die Kürzungen würden die Bundeswehr 
fundamental gefährden, so das BMVg-Papier: „Die ins 
Auge gefassten Einschnitte werden die Fähigkeiten Deut-
schlands, mit militärischen Mitteln zur nationalen und in-
ternationalen Sicherheitsvorsorge beizutragen, erheblich 
einschränken. Der deutsche Militärbeitrag wird weder 
der Rolle Deutschlands im Bündnis entsprechen noch 
den nationalen Sicherheitsinteressen genügen. Diese Ein-
schränkungen werden auf mittlere Sicht nicht reversibel 
sein.“4 

Realsatire Sparzwang

Zur großen Freude der Rüstungsindustrie sollen die 
investitiven Ausgaben sogar noch ansteigen. Doch auch 
bei der Reduzierung des Bundeswehr-Umfangs bewegen 
sich die Planungen nunmehr – wohl nicht zuletzt aufgr-
und des Brandbriefs aus dem Verteidigungsministerium 
- am obersten Ende der bislang diskutierten Vorschläge. 
Laut den „Eckpunkten“ wird deshalb „der zukünftige 
Bundeswehrumfang aus bis zu 185.000 Soldatinnen und 
Soldaten […] bestehen.“5 Bedenkt man nun, dass allein 
schon durch die Aussetzung der Wehrpflicht 30.000 Sol-
daten wegfallen, sind die Reduzierungspläne alles andere 
als ambitioniert. Mehr noch: Sie sind absolut unverein-
bar mit den Sparvorgaben, da das oben erwähnte interne 
BMVg-Papier ja angibt, hierfür müsste der Truppenum-
fang auf 158.000 Soldaten reduziert werden. Dies ist selb-
stverständlich auch allen Verantwortlichen wohl bewusst, 
weshalb man sich mittlerweile auf diverse Buchungstricks 
verständigt hat.

Zur Erinnerung: Zu den 81,6 Mrd. Euro, die die Bun-
desregierung bis 2014 einsparen will, sollte die Bun-
deswehr laut Beschluss vom Juni 2010 eigentlich 8,3 Mrd. 
beitragen. Ein erstes Präsent wurde der Truppe noch unter 
Ex-Verteidigungsminister Karl-Theodor zu Guttenberg 
überreicht, indem ihr eine „Fristverlängerung“ bis 2015 
genehmigt wurde. „Das klingt nach wenig, führt aber 
dazu, dass der Verteidigungshaushalt von heute nominal 
31,5 Milliarden Euro bis 2015 nur auf 30,4 Milliarden 
sinkt – die alte Zielmarke 2014 hätte zu nominal 27,6 Mil-

Nebelkerze Sparzwang: Das Beispiel Deutschland

Tendenz Steigend: Investitionsanteil im deutschen Rüstungshaushalt

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013
4,02 4,05 4,27 4,06 5,06 5,38 5,77 6,15 6,38

Quelle: Burmeister, Kai u.a.: Perspektiven der deutschen militärischen Schiffbaukapazitäten im europäischen Kontext, 
IG-Metall Kurzreport 11/Dezember 2010 S. 9.
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liarden Euro geführt“, so der Tagesspiegel.6 Allein damit 
hätte der Etat jedoch um 2,6 Milliarden über dem Haushalt 
von 2006 gelegen. Hier von drastischen Einsparungen zu 
reden, ist, vorsichtig formuliert, gewagt. 

Doch es kommt noch besser! Da die Bundeswehr ja du-
rchaus etwas schrumpfen soll, man diese Mitarbeiter aber 
nicht einfach feuern kann, entstehen hier weitere Kosten. 
Sie sollen aber nun nicht dem Militärbudget, sondern dem 
Bundeshaushalt angelastet werden, wie der Tagesspiegel 
weiter berichtet: „[Schäuble] überweist de Maizière 
bis 2015 jährlich eine Milliarde. Die Summe schrumpft 
mit jedem Zivilen, der einen Job im öffentlichen Dienst 
außerhalb der Bundeswehr findet. Schäuble hat deshalb 
im Kabinett eine Regelung durchgesetzt, nach der jedes 
Bundesressort, das eine neue Stelle schafft, erst einmal im 
Bundeswehr-‚Überhang‘ nach einem geeigneten Kandi-
daten suchen muss.“7

Wer sich jetzt noch nicht vom Spareifer der Bun-
deswehr veräppelt fühlt, für den gibt es abschließend noch 
ein besonderes Schmankerl. Die „Eckpunkte“ legen, wie 
erwähnt, eine Bundeswehr-Zielgröße von bis zu 185.000 
Soldaten fest. Diese Zahl setzt sich aus 170.000 Zeit- und 
Berufssoldaten plus – je nach Erfolg der Rekrutierungsan-
strengungen – 5.000 bis 15.000 Freiwilligen zusammen. 
Nach Angaben des Tagesspiegel soll der Bundeshaushalt 
augenscheinlich künftig sogar für die Gehälter aller ange-
worbenen Freiwilligen aufkommen, die über der Unter-
grenze liegen: „Diesen Überfluss zahlt ebenfalls Schäu-
ble aus dem allgemeinen Haushalt – rund 2500 Euro im 
Monat pro Mann oder Frau.“8 Eine kurze Nebenrechnung 
(10.000x2.500x12) ergibt für dieses Geschenk jährliche 
Kosten von noch einmal 300 Mio. Euro, sollte es der 
Bundeswehr gelingen, die Maximalzahl an Freiwilligen 
zu werben. Je erfolgreicher die Bundeswehr demzufolge 
rekrutiert, desto stärker entlastet sie ihren Haushalt, ab-
surder geht es wohl kaum mehr. Abschließend das Sp-
ardrama in Zahlen: Der Etat der Bundeswehr, der ange-
blich ein finanzieller Kahlschlag ungeahnten Ausmaßes 
verordnet wurde, wird sich im Jahr 2015 im Extremfall 
real auf 31,7 Milliarden Euro belaufen, 200 Mio. mehr als 
2011 und fast 4 Mrd. über dem Haushalt des Jahres 2006!

Hinzu kommen noch die versteckten Kosten von 
Kriegseinsätzen. Beispielhaft sind hier die Kosten des 
deutschen Afghanistan-Einsatzes, die laut Angaben der 
Bundesregierung bislang 5,5 Mrd. Euro betrugen. Berück-
sichtigt man jedoch alle relevanten Posten, die bewusst 
unter den Tisch gefallen lassen werden, summiert sich die-
ser Betrag nach Berechnungen des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (DIW) auf geschätzte 17 Mrd. Euro. 
Für den Zeitraum zwischen Anfang 2011 und Anfang 2012 
wurden 1,059 Mrd. Euro im Haushalt eingeplant, laut DIW 
werden aber real zwischen 2,5 und 3 Mrd. anfallen. Sollte 
nicht bald mit dem Abzug begonnen werden, so könnten 
sich die Gesamtkosten des Krieges allein für Deutschland 
auf bis zu 100 Mrd. Euro summieren, so das DIW.9

Es geht und ging beim Umbau der Bundeswehr also 
nie um Einsparungen, sondern darum, die Bundeswehr 
kriegsfähiger zu machen. Deutlich wird dies daran, dass 

durch den Umbau der Bundeswehr die Zahl von gegen-
wärtig 7.000 gleichzeitig im Ausland einsetzbaren Soldat-
en erhöht werden soll: „Es werden rund 10.000 Soldatin-
nen und Soldaten zeitgleich durchhaltefähig für Einsätze 
verfügbar sein.“10 Der „Sparzwang“ diente somit dazu, 
vor allem zwei Hindernisse für eine Effizienzsteigerung 
der Bundeswehr aus dem Weg zu räumen. Einmal bet-
rifft dies Ausgabenposten, die bislang in „sinnlose“ weil 
für die „Armee im Einsatz“ unnütze Bereiche flossen, 
abzuwickeln und die freiwerdenden Gelder umzuleiten. 
Gemeint sind hier insbesondere die Ende Oktober 2011 
angekündigten umfangreichen Schließungen von Stan-
dorten der Bundeswehr, die bislang sowohl innerhalb 
großer Teile des Militärs als auch vor allem bei Ländern 
und Kommunen als heilige Kühe galten. Unter Verweis 
auf die angeblichen Sparvorgaben werden nun zahlreiche 
dieser heiligen Kühe geschlachtet, wodurch Gelder für den 
Interventionsbereich frei werden.

Zweitens betrifft dies die Wehrpflicht, die ebenfalls 
lange ein wesentliches Element des Bundeswehr-Selb-
stverständnisses war, nämlich des „Staatsbürgers in Uni-
form“. Da Wehrpflichtige aber nicht in Auslandseinsätze 
geschickt werden können und erhebliche Kosten verur-
sachen, wurde auch dieser Zopf mit der Aussetzung der 
Wehrpflicht nun abgeschnitten. Daraus entsteht für die 
Bundeswehr jedoch wiederum ein anderes Problem: Bis-
lang war die Wehrpflicht das wesentliche Instrument, um 
an neue Rekruten zu gelangen. Aus diesem Grund wur-
den nun im Zuge des Bundeswehr-Umbaus und der Aus-
setzung der Wehrpflicht die schon lange zunehmenden 
Werbemaßnahmen nochmals erheblich intensiviert. Mit 
dieser Charmeoffensive will die Bundeswehr einmal die 
Akzeptanz ihrer Kriegspolitik in der Bevölkerung ver-
größern und andererseits auch an neue Rekruten gelangen. 
Mit sparen hat dies alles jedenfalls wenig zu tun, sehr viel 
aber mit dem Bestreben, „effektiv“ Krieg führen zu kön-
nen. 
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Was die Finanzierung der EU-Außen- und Militärpo-
litik anbelangt, so existiert eine verwirrende Vielzahl von 
Töpfen und Maßnahmen, über die im Folgenden ein Über-
blick gegeben werden soll. Sie reichen von diversen offizi-
ellen und semi-offiziellen Budgets über derzeitige Bestre-
bungen einen eigenständigen Rüstungshaushalt einzurich-
ten, bis hin zur dreisten Zweckentfremdung von Geldern 
aus Entwicklungshilfetöpfen oder etwa dem Forschungs-
etat. Dass dies überhaupt möglich ist, hat viel damit zu tun, 
dass in der Europäischen Union überhaupt nicht mehr klar 
getrennt ist, wo die zivile Außenpolitik aufhört und die 
Militärpolitik anfängt. Diese Vermischung eröffnet einer 
Instrumentalisierung und Zweckentfremdung ziviler Gel-
der und Kapazitäten für militärische Belange Tür und Tor, 
wie gerade der neu eingerichtete Europäische Auswärtige 
Dienst (EAD) drastisch vor Augen führt.

4.1 Das GASP-Budget und die Finanzierung 
„ziviler” EU-Einsätze

Die Finanzierung von Rüstungsgütern und Rüstungs-
forschung sowie von Militäreinsätzen aus dem EU-Haus-
halt ist derzeit nicht möglich. Artikel 41 (2) des Vertrags 
von Lissabon (EUV) ist diesbezüglich – eigentlich - ein-
deutig: „Die operativen Ausgaben […] gehen ebenfalls 
zulasten des Haushalts der Union, mit Ausnahme der Aus-
gaben aufgrund von Maßnahmen mit militärischen oder 
verteidigungspolitischen Bezügen.“ Dies eröffnet aber das 
Schlupfloch einer Finanzierung „ziviler“ Auslandseinsätze 
aus dem EU-Haushalt über das Budget der „Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik“ (GASP).152 Der Begriff 
„zivil“ ist in der Europäischen Union jedoch, insbesonde-
re, was Auslandseinsätze anbelangt, mit Vorsicht zu genie-
ßen. Die „zivilen“ Einsätze arbeiten oft eng verzahnt mit 
militärischen Einsätzen, greifen auf Militärs zurück oder 
flankieren militärische Interventionen. Insofern kann von 
rein zivilen Einsätzen eigentlich kaum die Rede sein (vgl. 
Kapitel 3.1).

Im aktuellen Haushaltsplan 2007 bis 2013 sind hier-
für insgesamt etwa 2 Mrd. Euro vorgesehen, wobei der 
GASP-Etat steil von 159 Mio. Euro (2007) auf 406 Mio. 
Euro (2013) ansteigt.153 Im Haushaltsentwurf der EU-
Kommission für den Zeitraum von 2014 bis 2020 sind 
insgesamt 2,51 Mrd. Euro für diesen Bereich vorgese-
hen.154 Diese Ausgaben müssen zwar vom Europäischen 
Parlament in ihrer Gesamtheit und in der Verteilung auf 

einzelne Budgetposten abgesegnet werden. Allerdings 
existiert keine Zustimmungspflicht für Einzelmaßnahmen, 
wie den Beginn eines „zivilen“ Auslandseinsatzes. Sollte 
der GASP-Haushalt überschritten werden, können zwar 
keine zusätzlichen Mittel ohne die Zustimmung des Eu-
ropäischen Parlaments bereitgestellt werden. Gelder kön-
nen jedoch parlamentsunabhängig zwischen den einzelnen 
Ausgabenposten verschoben werden. „Als Resultat ist das 
Europäische Parlament bei der Zustimmung für bestimmte 
einzelne Aktionen an den Rand gedrängt. Mehr noch: In 
Fällen, in denen kein Konsens über zusätzliche EU-Gelder 
erreicht werden kann, kann der Europäische Rat einstim-
mig beschließen, bestimmte Aktionen außerhalb des EU-
Budgets zu finanzieren.“155 

Mit dem „Instrument für Stabilität“ (IfS) stehen zwi-
schen 2007 und 2013 darüber hinaus weitere 2,062 Mrd. 
Euro für Maßnahmen zur Krisen- und Konfliktprävention 
zur Verfügung. Zwar lassen sich hiervon keine Maßnah-
men mit unmittelbaren militärischen oder verteidigungs-
politischen Bezügen finanzieren, allerdings deutet vieles 
darauf hin, dass Gelder aus dem Topf vor allem als flan-
kierende Maßnahmen an Länder gehen, in denen EU-Ein-
sätze stattfinden: „Mit den umfangreichsten Mittelaufwen-
dungen wurden 2009 nach Georgien (über 30 Mio. Euro) 
mit den palästinensischen Autonomiegebieten (27,5 Mio. 
Euro), dem Kosovo (25 Mio. Euro), der Demokratischen 
Republik Kongo (DRC) und dem Tschad (je etwa 15 Mio. 
Euro) jeweils Regime unterstützt, die zugleich durch 
GASP-Missionen stabilisiert wurden.“156 Das IfS ist ex-
trem intransparent: Kaum etwas ist beispielsweise darüber 
zu erfahren, welche konkreten Projekte finanziert werden. 

Soviel zu den beiden wichtigsten „zivilen“ Krisen-
management-Fonds, was die parlamentarischen Kontroll-
möglichkeiten im militärischen Bereich anbelangt, sieht es 
allerdings noch trister aus.

4.2 Athena: Verdeckte Kriegskasse 

Da die Finanzierung militärischer Operationen aus 
dem EU-Haushalt, wie bereits erwähnt, bislang – noch – 
nicht möglich ist, schuf der Europäische Rat auf deutsche 
Initiative eine andere Option. Der so genannte ATHENA-
Mechanismus wurde mit dem Ratsbeschluss 2004/197/
GASP vom 23. Februar 2004 auf den Weg gebracht. Alle 
EU-Mitglieder157 zahlen nach einem festen Schlüssel in 
diese „Kriegskasse“ ein, aus der Teile der bei EU-Mili-

4. Offene und verdeckte Rüstungshaushalte und die 
die Instrumentalisierung ziviler Außenpolitik

GASP-Haushalt zur Finanzierung „ziviler“ EU-Auslandseinsätze (in Mio. Euro)

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Gesamt
159 200 243 282 327 363 406 1980

Quelle: Grevi, Giovanni/Keohane, Daniel: Civilian resources for ESDP, in: Grevi, Giovanni u.a. (Hg.): European Secu-
rity and Defence Policy – the first 10 years, European Institute for Security Studies, Paris 2009, S. 90-114, S. 91.
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täreinsätzen anfallenden gemeinsamen Kosten finanziert 
werden. Laut Ratsbeschluss 2007/384/GASP vom 14. Mai 
2007 gehören dazu: „Ein Großteil der gemeinsamen ope-
rativen Kosten in Zusammenhang mit der aktiven Phase 
einer Militäroperation der EU […]: Kosten für Hauptquar-
tiere für die Operationsführung, Transportkosten, Gehäl-
ter für Ortskräfte, Kosten für Kasernen und Unterkünfte/
Infrastruktur usw.“158

Der ATHENA-Mechanismus bewegt sich im par-
lamentarischen Niemandsland, eine effektive Kontrol-
le findet weder auf europäischer noch nationaler Ebene 
statt – und das dürfte wohl auch genau so gewollt sein.159 
Während das Europäische Parlament keinerlei Haushalts-
befugnisse besitzt, hebelt der Mechanismus de facto auch 
die Befugnisse der nationalen Parlamente aus: „Selbst im 
Falle einer Nichtteilnahme an einer ESVP-Operation hätte 
Deutschland 20,18 Prozent der gemeinsamen Kosten zu 
tragen.”160 Sollte ein Land also nicht an einem EU-Mili-
täreinsatz teilnehmen wollen, ist es dennoch zwangsläufig 
über die Finanzierung aus dem ATHENA-Topf mit invol-
viert. Das Fazit zu ATHENA fällt somit eindeutig aus: 
„Der ATHENA-Mechanismus vergrößert den finanziellen 
Handlungsspielraum des Europäischen Rates gegenüber 
den Parlamenten der EU-Mitgliedstaaten. Er schränkt da-
mit auch den Entscheidungsspielraum des Deutschen Bun-
destages über militärische Auslandseinsätze im Rahmen 
der EU ein.“161

Zwischen 2004 und 2010 wurden dem ATHENA-Topf 
520 Mio. Euro entnommen.162 Für das Jahr 2011 beläuft 
sich das ATHENA-Budget auf 31 Mio. Euro, womit über 
die gemeinsamen Kosten aber lediglich etwa 10% des ge-
samten Finanzierungsbedarfs abgedeckt wird.163 Der Rest 
muss derzeit – noch – über das Prinzip „costs lie where 
they fall“ aufgebracht werden. Es legt fest, dass die Staa-
ten ihre eigenen Kosten für die Beteiligung an einem EU-
Militäreinsatz auch selber aufbringen müssen. Dies ist 
vor allem für die großen EU-Truppensteller ärgerlich, die 
verständlicherweise bestrebt sind, die Kosten der Militär-
einsätze so weit wie möglich auf andere Staaten abwälzen 
zu können. „Der Finanzierungsmechanismus ATHENA er-
weist sich als nicht ausreichend und das Prinzip, wonach 
die Kosten dort liegen, wo sie anfallen, ist für die Mit-
gliedsstaaten eher ein Nichtanreiz.“164

Um diesen „Missstand“ zu beheben, wird immer 
wieder eine Ausweitung der per ATHENA finanzierbaren 
Maßnahmen gefordert. So schlägt eine Studie des Gen-
eraldirektorats für Außenpolitik des Europäischen Rates 
vor, den Topf auch für gemeinsame Rüstungsbeschaffung-
sprojekte anzuzapfen.165 Zuletzt wurde diese Forderung im 
Dezember 2011 erneut erhoben: „Das Europäische Par-
lament […] fordert die Mitgliedstaaten auf, sich stärker 
darum zu bemühen, eine Einigung über eine gemeinsame 
Finanzierung zu erreichen; empfiehlt den Mitgliedstaaten, 
als Teil der Überarbeitung des ATHENA-Mechanismus 
die Möglichkeit in Betracht zu ziehen, den Mechanismus 
so auszuweiten, dass er auch eine gemeinsame Finan-
zierung für Maßnahmen oder Anschaffungen bietet, die 
dem Ziel von mehr Kosteneffizienz in der europäischen 
Verteidigung dienen, aber nicht aus dem EU-Haushalt fi-
nanziert werden können, insbesondere eine gemeinsame 
Finanzierung bereitgestellter Ausrüstungen.“166

4.3 Anschubfonds: Nukleus eines EU-
Rüstungshaushalts?

Was die künftige Finanzierung der EU-Militärpolitik 
anbelangt, sind die Passagen, die sich in Artikel 43(3) 
EUV finden lassen, besonders heikel. Dort wird mit dem 
so genannten „Anschubfonds“ erstmals die Möglichkeit 
eröffnet, gleich eine Art EU-Rüstungshaushalt einzurich-
ten, auf den der Europäische Rat - also die Exekutive - 
exklusiv den Zugriff erhält. Das eigentliche Politikum ist 
dabei nicht allein, dass für diesen Rüstungshaushalt keine 
Haushaltskontrolle des Europäischen Parlaments oder der 
nationalstaatlichen Parlamente vorgesehen ist. Mehr noch: 
Der Europäische Rat soll scheinbar im Alleingang auch 
alle Modalitäten, insbesondere den Umfang des Fonds, 
festlegen können. Im Wortlaut heißt es dazu in Artikel 
43(3) EUV: „Die Tätigkeiten zur Vorbereitung der in Ar-
tikel 42 Absatz 1 und in Artikel 43 genannten Missionen 
[u.a. Militäreinsätze], die nicht zulasten des Haushalts der 
Union gehen, werden aus einem aus Beiträgen der Mit-
gliedstaaten gebildeten Anschubfonds finanziert. Der Rat 
erlässt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag des Ho-
hen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik 
die Beschlüsse über
a) 	 die Einzelheiten für die Bildung und die Finanzierung 

des Anschubfonds, insbesondere die Höhe der Mittel-
zuweisungen für den Fonds;

b) 	die Einzelheiten für die Verwaltung des Anschubfonds;
c) 	 die Einzelheiten für die Finanzkontrolle.“ 

Die Staats- und Regierungschefs können dadurch also 
allein über den Umfang dieser „Kriegskasse“ bestimmen. 
Obwohl es bislang noch nicht gelang, sich auf Details für 
den Anschubfonds zu verständigen, ist dennoch klar, wo-
hin die Reise hier gehen soll, nämlich in Richtung eines 
voll ausgebildeten EU-Rüstungshaushalts. Denn obwohl 
der Wortlaut eigentlich unmissverständlich ist, es ist von 
der Finanzierung von „Tätigkeiten zur Vorbereitung“ und 
nicht zur „Durchführung“ einer Operation die Rede, pro-
gnostiziert etwa ein Papier der Friedrich-Ebert Stiftung: 
„Mittelfristig könnte der Anschubfonds die Grundlage für 
einen Europäischen Fonds für ESVP-Missionen bilden.“167 

Noch im Jahr 2003 wies ein Entschließungsantrag des 
Europäischen Parlaments „auf die Gefahr hin, dass bei der 
Finanzierung der Europäischen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik Schattenhaushalte entstehen könnten, die 
einer demokratischen Kontrolle nicht zugänglich sind.“168 
Auch im Jahr 2005 forderte ein Bericht des Europäischen 
Parlaments in aller Deutlichkeit: „Ein beim Rat angesie-
delter ‚Nebenhaushalt‘ ist unter dem Gesichtspunkt der 
demokratischen Kontrolle inakzeptabel.“169 Genau dies 
sind aber der ATHENA-Mechanismus und der Anschub-
fonds. Beide Schattenhaushalte sind schwarze Kassen, die 
außerhalb einer effektiven parlamentarischen Kontrolle 
existieren. 

Neben diesen offiziellen und semi-offiziellen Wegen 
zur Finanzierung des EU-Militärapparates bedient man 
sich aber in zunehmendem Ausmaß auch aus den Töpfen 
anderer Haushalte.
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4.4 Weltraumrüstung mittels ziviler 
Haushaltsposten

Seit Jahren beteiligt sich auch die Europäische Uni-
on kräftig an der Nutzung des Weltraums für militärische 
Zwecke.170 Vor allem zwei Projekte sind hierfür von ent-
scheidender Bedeutung, das Galileo-Satellitennavigati-
onssystem sowie „Global Monitoring for Environment 
and Security“ (GMES). Finanziert werden diese vor allem 
militärisch relevanten Projekte aus zivilen EU-Töpfen. Vor 
allem Galileo ist darüber hinaus ein mehr als deutlicher er-
ster Hinweis, dass EU-Kooperationsprojekte keineswegs 
automatisch zu einer Absenkung von Kosten führen.

4.4.1 Galileo als Milliardengrab

Die Ursprünge des europäischen Satellitennavigati-
onssystems Galileo reichen zurück bis ins Jahr 1998, in 
dem eine Machbarkeitsstudie der EU-Kommission und 
der Europäischen Raumfahrtagentur angefertigt wurde. 
Offiziell eingetütet wurde das Projekt schließlich durch 
eine Entschließung des EU-Rates am 5. April 2001. An-
gekündigt als rein ziviles – und wirtschaftlich vernünfti-
ges – Vorhaben, sollten die ersten drei Galileo-Satelliten 
ursprünglichen Planungen zufolge bereits 2006 in Betrieb 
genommen werden.

Vordergründig hieß es, man wolle sich eine Scheibe 
vom profitablen Navigations-Kuchen abschneiden, den 
sich bislang allein das amerikanische GPS-System einver-
leibt. Für die Galileo-Entwicklungsphase veranschlagte 
die EU-Kommission 1,8 Mrd. Euro, für die Aufbaupha-
se weitere 3,4 Mrd. Euro. Ursprünglich zielte die Euro-
päische Union darauf ab, hiervon lediglich ein Drittel der 
Kosten für die Aufbauphase selbst aufbringen zu müssen, 
den Rest sollten private Investoren beisteuern. Nachdem 
diese Investoren aber ausblieben, wurde das Geld aus 
verschiedenen - zivilen - Töpfen mühsam zusammenge-
klaubt: 1 Mrd. aus dem Budget für die Transeuropäischen 
Energie- und Verkehrsnetze (TEN), 1,6 Mrd. aus dem 
EU-Landwirtschaftsfonds sowie 800 Mio. aus dem For-
schungsetat des Jahres 2008. Brisant ist dies u.a. deshalb, 
weil es sich bei Galileo auch um ein militärisches Projekt 

handelt (siehe unten), dessen Finanzierung aus dem EU-
Haushalt also gemäß des bereits zitierten Artikels 41 EUV 
eigentlich nicht zulässig ist.

Wie ein Mitte Oktober 2010 der Presse zugespielter 
Bericht des Bundesfinanzministeriums zum „aktuellen 
Sachstand bei Galileo“ jedoch einräumte, waren die Ko-
stenschätzungen – vorsichtig formuliert – extrem opti-
mistisch. Für die Aufbauphase würden Angaben der EU-
Kommission zufolge „zusätzliche Kosten von 1,5 bis 1,7 
Milliarden Euro“ anfallen, die Fertigstellung verschiebe 
sich auf 2017 oder 2018.171 Noch pessimistischer fiel die 
Prognose der „Halbzeitüberprüfung der europäischen Sa-
tellitennavigationsprogramme“ der EU-Kommission aus, 
die im Januar 2011 veröffentlicht wurde. Sie offenbart, 
dass Galileo finanziell noch weiter aus dem Ruder läuft 
als es sich im Herbst 2010 bereits abgezeichnet hatte. Die 
Fertigstellung des Projektes werde sich auf 2019 oder gar 
2020 verschieben, so die EU-Kommission. Weiter gibt die 
Halbzeitprüfung an, die zusätzlich zu den anfangs einmal 
veranschlagten 3,4 Mrd. Euro anfallenden Kosten würden 
nun 1,9 Mrd. Euro betragen. Damit steigt die Rechnung 
für die Aufbauphase auf stolze 5,3 Mrd. Euro.172 

Brisant war der Bericht des Bundesfinanzministeriums 
insbesondere auch deshalb, weil man von den ursprüng-
lich angepriesenen wirtschaftlichen Profiten, die das Pro-
jekt abwerfen sollte, heute nichts mehr wissen will: „Die 
Einnahmemöglichkeiten werden deutlich niedriger einge-
schätzt als ursprünglich erwartet, weil eine kommerzielle 
Verwertung der Galileo-Dienste angesichts eines sich erst 
noch entwickelnden Marktes und der kostenlos verfügba-
ren Dienstleistungen der anderen Satellitennavigations-
systeme schwierig ist.“173 Was sich hier anbahnt, nämlich 
dass Galileo ein gigantisches Zuschussprojekt wird, belegt 
der Bericht schließlich auch mit konkreten Zahlen. Erwar-
teten Einnahmen von 100 Mio. Euro stehen Betriebskosten 
in Höhe von 850 Mio. gegenüber, ergo ergebe sich laut Fi-
nanzministerium künftig „ein durchschnittlicher jährlicher 
Mittelbedarf aus dem EU-Haushalt in Höhe von 750 Mil-
lionen Euro für den Betrieb.“174 Zu ähnlichen Ergebnissen 
kam auch die „Halbzeitüberprüfung“ der EU-Kommission. 
Sie geht von jährlichen Betriebskosten von 800 Mio. Euro 

aus, erwirtschaftet werden könnten aber besten-
falls 70 Mio. im Jahr – und selbst dies lediglich 
„auf lange Sicht“! Das vernichtende Fazit: „Die 
Aussicht, mit dem Betrieb der Systeme direkte 
finanzielle Einnahmen zu erwirtschaften, ist für 
die EU äußerst gering.“175 Kein Wunder also, 
dass im Kommissionsentwurf für den Haushalt 
2014 bis 2020 für Galileo jährlich im Schnitt 1 
Mrd. Euro eingestellt sind.176

Nach der Veröffentlichung dieses Zahlenfias-
kos war die Empörung groß. Dementsprechend 
deutlich titelte denn die Presse mit Sätzen wie 
„Fass ohne Boden“ (Frankfurter Rundschau), 
„Milliardengrab im All“ (Abendzeitung) oder 
„Dauerhafter Zuschussbetrieb statt Goldesel“ 
(Heise Online). Laut dem SPD-Politiker Klaus 
Hageman, Vorsitzender des EU-Unterausschus-
ses im Haushaltsausschuss des Bundestages, 
sei es „ein Hammer, dass erst jetzt – nachdem 
die ersten Teilaufträge für die Satelliten verge-
ben sind – ans Tageslicht kommt, dass Galileo Galileo, Quelle: Europäischer Rat
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kein Goldesel, sondern ein dauerhafter Zuschussbetrieb 
werden wird.“177 Tatsächlich sind diese und andere Aus-
sagen verantwortlicher Politiker jedoch mehr als lachhaft: 
Seit Jahren war klar, dass die Gesamtrechnung des Projek-
tes in etwa auf die Summe der nun präsentierten Zahlen 
hinauslaufen würde. So berichtete der Spiegel bereits am 
12. Januar 2008, die Kosten der Aufbauphase würden auf 
mindestens 5 Mrd. Euro steigen.178 Auch dass Galileo kei-
nesfalls der angepriesene Goldesel sein würde, war lange 
bekannt, sowohl in der Wirtschaft als auch in der Politik. 
So benannte eine Mitteilung der EU-Kommission bereits 
2007 die Ursache, weshalb sich die Begeisterung von Pri-
vatunternehmen, in das Galileo-Projekt zu investieren, in 
engen Grenzen hielt: „Zu den Gründen zählen die Unsi-
cherheiten der kommerziellen Nutzung Galileos aufgrund 
der Kostenfreiheit des GPS-Signals.“179

Nun ist es zwar schwer vorstellbar – aber immerhin 
möglich –, dass diese und andere Quellen, die schon vor 
Jahren das nun auch offiziell eingeräumte Finanzdebakel 
prognostizierten, aus vollkommener Unfähigkeit nicht be-
kannt waren oder nicht zur Kenntnis genommen wurden. 
Damit erklärt sich jedoch nicht, weshalb es derzeit keiner-
lei Stimmen gibt, die sich dafür aussprechen, ein derartig 
defizitäres Projekt einfach stillschweigend zu beerdigen. 
Selbst ggf. anfallende Konventionalstrafen dürften ange-
sichts der horrenden jährlichen Betriebskosten eher ver-
nachlässigenswert sein. Die Antwort ist relativ simpel: it‘s 
the military, stupid!

4.4.2 Kostspieliges Militärprojekt

Obwohl stets der zivile Charakter des Galileo-Systems 
hervorgehoben wird, ermöglicht Galileo explizit auch eine 
militärische Nutzung. Dies ist besonders deshalb relevant, 
weil dieses System eine wesentliche Voraussetzung ist, um 
künftig bei autonomen – das heißt unabhängig und ggf. so-
gar gegen den Willen der USA durchgeführten - umfang-
reichen Militäreinsätzen nicht auf Daten von GPS ange-
wiesen zu sein (die man im Extremfall evtl. nicht erhalten 
würde). Insofern wundert es nicht, dass der im Januar 2009 
vom Europäischen Parlament verabschiedete „Bericht 
über die Europäische Sicherheitsstrategie und die ESVP” 
angab, die Europäische Union „erachtet es als notwendig, 
die Nutzung von Galileo […] für Sicherheits- und Vertei-
digungszwecke zu ermöglichen.”180 Schon zuvor hatte ein 
anderer vom Europäischen Parlament im Juli 2008 verab-
schiedeter Bericht „betont, dass Galileo für eigenständige 
ESVP-Operationen notwendig ist.“181 

Im Endstadium soll Galileo fünf verschiedene Dien-
ste anbieten können, von einem frei zugänglichen Service 
bis hin zu einem streng kontrollierten Öffentlich Regu-
lierten Dienst („Public Regulated Service“ – PRS). Für 
diesen PRS gelten strenge Sicherheitsauflagen und wer 
eines letzten Beweises bedurfte, dass Galileo explizit mi-
litärisch verwendet werden soll, der bekam diesen im Ok-
tober 2010. Da veröffentlichte die EU-Kommission ihren 
„Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parla-
ments und des Rates über die Regelung des Zugangs zum 
öffentlich-staatlichen Dienst“, aus dem eindeutig hervor-
geht, dass nahezu jedes EU-Land gedenkt, den PRS für 
militärische Anwendungen einzusetzen. Weiter belegt das 
Kommissionsdokument, dass der PRS zu etwa 50 Prozent 
militärisch genutzt werden soll (plus weitere 20 Prozent 

für Bereiche der „inneren Sicherheit“).182 Angesichts des-
sen ist es geradezu unverschämt, mit welcher Ausdauer in 
EU-Pressemitteilungen weiter der Mythos gepflegt wird, 
bei Galileo handele es sich um ein „ziviles System unter 
ziviler Kontrolle.“183 

Ein regelrechter Hammer ist aber, was die Zeitschrift 
„Technology Review“ unter Berufung auf Aussagen von 
Hubert Reile, Programmdirektor Weltraum beim Deut-
schen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR), offenbart. 
Ein Grund, weshalb Galileo derartig teuer wird, sind die 
horrenden Baukosten, der andere ist, dass der kommer-
zielle Markt aufgrund von mehr und mehr Anbietern im-
mer unlukrativer wird. Beide Probleme hätten durch einen 
Einstieg Chinas erheblich abgemildert werden können, 
wenn, ja wenn man nicht unbedingt ein Militärsystem 
hätte haben wollen. „Das Reich der Mitte war 2003 mit 
einem Beitrag von 280 Millionen Euro bei Galileo einges-
tiegen – in der Hoffnung, ein gleichberechtigter Partner 
zu sein. Als sich abzeichnete, dass Galileo nicht nur zivil, 
sondern auch militärisch genutzt werden sollte, hätten 
die Europäer aber nicht mehr mit den Chinesen auf allen 
Ebenen zusammenarbeiten wollen, sagt DLR-Mann Hu-
bert Reile. Die Reaktion: Die noch junge Raumfahrtnation 
beschloss, ein eigenes System aufzubauen.“184

Dies deckt sich mit Dokumenten, die bei Wikileaks ver-
öffentlicht wurden und für jede Menge Aufregung sorgten. 
Berry Smutny, der mittlerweile entlassene Geschäftsfüh-
rer des deutschen Satellitenbauers OHB-Systems, hatte 
Ende 2009 gegenüber US-Diplomaten seiner Meinung zu 
Galileo sehr offen Ausdruck verliehen. Smutny sagte im 
Gespräch mit Vertretern der US-Botschaft unter anderem, 
Galileo sei „eine Verschwendung von Geldern der EU-
Steuerzahler“ und „eine blöde Idee, die vor allem franzö-
sischen Interessen dient.“185 Das Programm sei vom eu-
ropäischen und insbesondere französischen Wunsch nach 
einem von den USA unabhängigen Satellitennavigations-
system für militärische Zwecke inspiriert. 

Smutnys Äußerungen unterstreichen dabei nicht nur 
einmal mehr das militärische Kalkül hinter Galileo, sie 
widerlegen auch sonst jede einzelne offizielle Aussage 
der EU zu dem Projekt. Bezüglich Galileos kommerziel-
ler Zukunft stellte der Ex-OHB-Chef fest, dass das beste-
hende US-amerikanische GPS-System den europäischen 
Bedarf an Navigations-, Positionsbestimmungs- und Zeit-
messungsdaten jetzt schon abdecke. Im Zeitplan für die 
Fertigstellung des europäischen Satellitenprojektes seien 
weitere Verzögerungen äußerst wahrscheinlich. Das dürfte 
die Marktchancen angesichts der Konkurrenz durch rus-
sische und chinesische Entwicklungen und insbesondere 
durch die für 2014 geplante modernisierte GPS-Genera-
tion deutlich einschränken. Auch bei der Kostenentwick-
lung spricht Smutny Klartext und prognostiziert eine 
deutliche Überschreitung des Programmbudgets, das sich 
von ursprünglich einmal 3,4 Mrd. Euro auf bis zu 10 Mrd. 
Euro erhöhen werde. Smutnys Arbeitgeber OHB-Systems, 
der den Auftrag für die ersten 14 Galileo-Satelliten be-
kommen hat und vorher die SAR-Lupe Spionagesatelliten 
für die Bundeswehr baute, nahm die bekannt gewordenen 
Äußerungen ernst genug, um Smutny schnellstmöglich zu 
entlassen. 
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Kritiker wie Frank Slijper, die angaben, für Galileo sei 
von Anfang an eine primär militärische Nutzung vorgese-
hen gewesen, lagen also richtig. In seiner Studie „From 
Venus to Mars“, die vom Transnational Institute bereits 
im Jahr 2005 veröffentlicht wurde, trifft Slijper zudem 
folgende düsterere, aber wohl ebenfalls zutreffende Pro-
gnose: „Europas eigenem Satellitennavigationssystem soll 
selbstverständlich eine zentrale Rolle bei jeglichen künf-
tigen Militärinterventionen zukommen, an denen ein EU-
Land teilnimmt. Es wird demzufolge nicht die Frage sein, 
ob, sondern wann Galileo eingesetzt wird, um Bomben 
und Raketen auf ‚Terroristen‘ und andere als solche wahr-
genommene Feinde weit außerhalb Europas zu lenken.“186  

Teils werden geradezu groteske argumentative Klimm-
züge unternommen, um dem Projekt dennoch irgendwie 
einen zivilen Charakter anzudichten. So antwortete die 
EU-Kommission im November 2009 auf eine parlamen-
tarische Anfrage, inwieweit eine militärische Nutzung Ga-
lileos sich angesichts des zivilen Charakters ausschließe, 
folgendermaßen: „Der Rat hat bereits mehrfach erklärt, 
dass es sich bei dem im Rahmen des Galileo-Programms 
errichteten System um ein ziviles System handelt, das unter 
ziviler Kontrolle steht. […] Diese im Wesentlichen zivile 
Bestimmung des Systems schließt jedoch nicht aus, dass 
es auch zu militärischen Zwecken genutzt werden könn-
te.“187 Unangefochtener Champion ist hier aber ein Beitrag 
in der Zeitschrift wehrtechnik, der postulierte, Galileo sei 
ein ziviles System, denn „die Quelle der Finanzierung ist 

dabei der Indikator.“188 Dies quittierte die IMI-Studie „Aus 
dem All in alle Welt: Weltraumpolitik für die Militärmacht 
Europa“ bereits vor mehreren Jahren mit einer Bewertung, 
die heute aktueller ist denn je: „Für all jene, die dieser 
Logik nicht folgen wollen, ist Galileo eben kein ziviles 
Projekt und auch nicht nur ein militärisch-genutztes. Tat-
sächlich handelt es sich um eine Mischung aus einem Rü-
stungsprojekt, das mit einem zivilen Infrastrukturvorhaben 
verschmolzen wurde, um die anfallenden Kosten für die 
militärische Nutzung auf zivile Budgets abzuwälzen. Es 
stellt als solches einen wichtigen Beitrag dar, auf dem Weg 
zur Schaffung einer unabhängigen europäischen Militär-
macht, die ohne Rücksicht auf internationale Partner ihre 
Interessen durchsetzen kann.“189

4.4.3 GMES: Monitoring für den Krieg 

„GMES ist ein Vernetzungsprojekt, in dem Daten ver-
schiedener europäischer Erdbeobachtungssatelliten und 
bodengebundener Messstationen zusammenfließen und 
für Endnutzer aufbereitet werden sollen.“190 Auch dieses 
Projekt nahm seinen planerischen Anfang im Jahr 1998, 
seit 2001 befindet es sich im Entwicklungsstadium. Ei-
gentlich hätte GMES bereits 2008 fertig sein sollen, al-
lerdings scheinen gravierende Verzögerungen in diesem 
Bereich eher die Regel denn die Ausnahme zu sein.

Auch bei GMES wird kaum ein Hehl daraus gemacht, 
dass eine militärische Nutzung explizit vorgesehen wird. 
Wiederum war hier der vom eifrigen Rüstungslobbyisten 
und bis 2009 in Personalunion EU-Abgeordneten Karl 
von Wogau verfasste „Bericht über die Europäische Si-
cherheitsstrategie und die ESVP“ aus dem Jahr 2008 ein-
deutig: „Das Europäische Parlament […] erachtet es als 
notwendig, die Nutzung von Galileo und GMES für Si-
cherheits- und Verteidigungszwecke zu ermöglichen.“191 
Auch auf der Internetseite der Generaldirektion Unter-
nehmen und Industrie der EU-Kommission wird betont: 
„Die GMES-Initiative spielt eine strategische Rolle bei 
der Unterstützung zentraler EU-Politiken. Sie hat Einfluss 
auf […] die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP), einschließlich der Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP).“192

Kompliziert ist die Mischfinanzierung des Projektes: 
„In einer ersten Phase von 2001 bis 2006 wurden € 230 
Mio. für die Entwicklung von GMES ausgegeben, davon 
€ 100 Mio. von der EU und € 130 Mio. von der ESA. In 
der nächsten Phase von 2007 bis 2013 sollen Mittel insbe-
sondere aus dem 7. Forschungsrahmenprogramm der EU 
eingesetzt werden. Das FP7 beinhaltet eine eigene Bud-
getlinie unter dem Titel ‚Weltraum‘, in der € 1,4 Mrd. für 
diesen Zeitraum vorgesehen sind. Davon werden mit € 1,2 
Mrd. ca. 85% für GMES ausgegeben.“193 

Ursprünglich wurden die Gesamtkosten des Projek-
tes auf etwa 5 Mrd. Euro geschätzt, aufgrund der Verzö-
gerungen wird sich dies jedoch erheblich verteuern. Auf 
eine Anfrage, wie hoch sie die Gesamtkosten schätze, 
antwortete die deutsche Bundessregierung im März 2011: 
„Die langfristige Kostenschätzung für GMES wird von 
der Kommission derzeit konsolidiert und in den Vorschlag 
der nächsten Mittelfristigen Finanzplanung eingehen.“194 
Tatsächlich fiel die Bewertung der Europäischen Kommis-
sion eindeutig aus, nämlich indem sie GMES angesichts 

Gmes-Werbung, Quelle: Europäischer Rat
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der fortdauernden Schwierigkeiten aus dem Haushalt hin-
auswarf:  „Für die europäische Erdbeobachtungsinitiative 
GMES […] schlägt die EK [Europäische Kommission] 
wegen hoher Kosten sowie unvorhersehbarer Kostenüber-
schreitungen vor, deren Finanzierung außerhalb des MFF 
[Mehrjähriger Finanzrahmen] und somit in eine noch un-
klare Finanzierungssituation zu verschieben.“195

Dies veranlasste 44 EU-Parlamentarier auf die Barri-
kaden zu gehen. Sie schrieben einen Brandbrief an EU-
Kommissionschef José Manuel Barroso, in dem gefordert 
wurde, das Projekt wieder in den Haushalt zu reintegrieren 
und seine Finanzierung damit sicherzustellen, die anson-
sten über freiwillige Beiträge der Mitgliedsstaaten ge-
währleistet werden müsste.196 Daraufhin verabschiedete 
das Europäische Parlament im Dezember 2011 eine Ent-
schließung, in der es darauf „besteht […], dass das GMES-
Programm weiter aus dem EU-Haushalt im Rahmen des 
nächsten mehrjährigen Finanzrahmens (2014-2020) finan-
ziert wird.“197

Allerdings ist die Weltraumrüstung nicht der einzige 
militärrelevante Bereich, der sich aus Geldern des For-
schungsrahmenprogramms bedient.

4.5 Sicherheits- und Rüstungsforschung

Im Jahr 2003 fällte die EU-Kommission die Entschei-
dung, künftig unter dem Dach des 7. Forschungsrahmen-
programms 2007-2013 (7FRP) einen eigenen Budgetpo-
sten für Sicherheitsforschung (ESRP) einzurichten.198 Die 
für diesen Zeitraum bereitgestellte Gesamtsumme um-
fasst 1.4 Mrd. Euro. Um die Ausgestaltung dieses Sicher-
heitsforschungsprogramms zu konkretisieren und erste 
Projekte auf den Weg zu bringen, wurde eine „Group of 
Personalities“ (GoP) und ein weiteres Beratungsgremium 
(ESRAB) einberufen. Dies alles geschah ohne irgendeine 
Beteiligung des europäischen oder eines nationalen Parla-
ments, geschweige denn der Zivilgesellschaft. Im stillen 
Kämmerlein konnten sich somit Vertreter der Rüstungs-
lobby sowie staatlicher Sicherheitsorgane daran machen, 
die künftige europäische Sicherheitsforschungsagenda 
auszutüfteln. Für die Ausarbeitung einer Zukunftsagenda 
wurde darüber hinaus im Jahr 2007 das ebenso unreprä-
sentativ und undemokratisch zusammengesetzte European 
Security & Information Forum (ESRIF) ins Leben geru-
fen, das im Dezember 2009 seinen 324-seitigen Forde-
rungskatalog vorlegte.199 

Auch wenn dies sicherlich nicht für jede einzelne 
geförderte Maßnahme zutrifft, so ist die gesamte Aus-
richtung des Sicherheitsforschungsprogramms überaus 
Besorgnis erregend. Trotz der Tatsache, dass sich dort 
mit nahezu jedem erdenklichen Aspekt von Sicherheit be-
schäftigt wird, sind die Lösungen nahezu immer dieselben, 
wie Ben Hayes von Statewatch kritisiert: „Für jeden dieser 
scheinbar unterschiedlichen Bereiche stellt sich heraus, 
dass dieselbe Antwort vorgeschlagen wird: Maximierung 
des Einsatzes von Sicherheitstechnologie; Verwendung 
von Risikoabwägungen und Modellen, um menschliches 
Verhalten vorherzusagen (und darauf Einfluss zu nehmen); 
die Gewährleistung schneller ‚Antworten auf Störungen‘; 
und schließlich die Intervention, um die Gefahr zu neutra-
lisieren, automatisch, sofern möglich. [...] Was sich hinter 
der irritierenden Zahl an Aufträgen, Abkürzungen und EU-

Politiken verbirgt, ist die rasche Entwicklung eines mäch-
tigen neuen ‚interoperablen‘ europäischen Überwachungs-
systems, das für zivile, kommerzielle, polizeiliche, sicher-
heits- wie auch verteidigungsbezogene Zwecke eingesetzt 
werden wird.“200 Ein solches Vorgehen ist charakteristisch 
für eine „Sicherheitsgesellschaft“ wie sie von Tobias Sin-
gelnstein und Peer Stolle beschrieben wurde: „Der vor-
malige Anspruch, zugrunde liegende soziale Konflikte zu 
lösen, wird zugunsten einer reinen Verwaltung von Proble-
men durch dauernde Kontrolle aufgegeben.“201

Damit wird auch der Verwischung ziviler und militä-
rischer sowie innerer und äußerer Sicherheit weiter Vor-
schub geleistet. Obwohl es, wie mehrfach bereits erwähnt, 
keine Rechtsgrundlage für die Verwendung von EU-
Geldern für die Rüstungsforschung gibt202, gelang es der 
Militärbranche, sich substanzielle Anteile der ausgelobten 
Beträge unter den Nagel zu reißen. Tim Robins, Vizepräsi-
dent von Thales und ehemaliger ESRAB-Vorsitzender, er-
klärte das dahinterstehende Kalkül der Branche folgender-
maßen: „‘Sicherheit‘ ist ein politisch eher akzeptabler Weg 
etwas zu beschreiben, was früher ‚Verteidigung‘ hieß.“203 
Aus kritischer Sicht klingt dies dann so: „Die wahrschein-
lich erfolgreichste Maßnahme der EU bei der Unterstüt-
zung der Rüstungsindustrie war, die innere Sicherheit in 
einer EU-Budgetlinie unterzubringen. Auf diese Weise ist 
es möglich, Forschungsprogramme der Rüstungsindustrie 
mit EU-Mitteln zu fördern und dabei politischen Empfind-
samkeiten aus dem Weg zu gehen, indem man schlicht Rü-
stungsproduktion zu ‚Sicherheitsproduktion’ erklärt.“204

Im Zuge der Verhandlungen um den Haushalt 2014 bis 
2020 wird darüber hinaus immer direkter eine Ausweitung 
der Finanzierbarkeit von Maßnahmen mit militärischem 
Bezug im künftigen, derzeit unter dem Namen „Horizon 
2020“ firmierenden Sicherheitsforschungsprogramm ge-
fordert. Außerdem werden die Stimmen, die gleich die 
Einrichtung eines europäischen Rüstungsforschungsetats 
fordern, immer lauter.

4.5.1 Eine Forschungsagenda von Lobbyisten für 
Lobbyisten

Schon durch die Zusammensetzung der entscheiden-
den Gremien wurde sichergestellt, dass die Interessen der 
Rüstungskonzerne in erheblichem Maße in die Sicher-
heitsforschungsagenda mit einfließen würden. Die Traditi-
on, Firmenvertretern in der GoP und im ESRAB eine maß-
gebliche Rolle zuzugestehen, fand im ESRIF seine unge-
brochene Fortsetzung. So setzen sich sowohl das 65 Per-
sonen umfassende Direktorium als auch seine 660 Berater 
etwa je zur Hälfte aus Industrievertretern (vorrangig von 
Rüstungsunternehmen) und aus Repräsentanten staatlicher 
Sicherheitsorgane zusammen.205 Weit und breit finden sich 
keine Vertreter der Bürgerrechts- oder der Friedensbewe-
gung oder wenigstens der ein oder andere Datenschutz-
beauftragte. Mit der Ausarbeitung der Forschungsagenda 
wurden also genau jene Konzerne und Organe betraut, die 
am meisten an einer ausufernden Sicherheitspolitik inter-
essiert sind.206

Im Sicherheitsbusiness lässt sich einiges verdienen, 
nicht zuletzt auch deshalb, weil es für diesen Sektor so 
gut wie keine Exportkontrollen gibt: Das jährliche Auf-
tragsvolumen wird auf etwa 100 Mrd. Euro geschätzt 
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(bei kontinuierlichen Wachstumsraten von 5 Prozent).207 
Deshalb besteht eines der Hauptziele der ESRIF-Agenda 
in der Herausbildung eines international wettbewerbsfä-
higen europäischen Sicherheitsindustriellen-Komplexes. 
Bislang verhindere der „fragmentierte Markt“ innerhalb 
der Europäischen Union eine optimale Positionierung im 
internationalen Wettkampf. „Sollte dies behoben werden, 
würde dies die Tür für eine globale Führungsrolle auf dem 
Sicherheitsmarkt öffnen.“208 Folgerichtig will man nicht 
nur Investitionen der öffentlichen Hand anregen, sondern 
durch einen einheitlichen europäischen Sicherheitsmarkt 
das Auftragsvolumen und damit die Wettbewerbsfähig-
keit vergrößern: „Durch seine Tätigkeit wird ESRIF dazu 
beitragen, einen europaweiten einheitlichen Markt für 
Sicherheitsequipment und Sicherheitsdienstleistungen zu 
fördern.“209

4.5.2 Verdeckte Rüstungsforschung

Ein Hauptkritikpunkt am EU-Sicherheitsforschungs-
programm besteht darin, dass es munter die – sinnvollen 
und wichtigen – Grenzen zwischen „innerer” und „äußerer” 
Sicherheit sowie „ziviler” und „militärischer” Forschung 
verwischt, und zwar gezielt210: „ESRIF befürwortet, dass 
die externe Dimension von Sicherheit auf der Agenda 
jeglicher künftigen Sicherheitsforschungs- und Innovati-

onspolitik eine große Rolle spielen soll. Die Europäische 
Union und ihre Mitgliedsstaaten sind Teil einer hochgra-
dig komplexen und interdependenten Welt. Gescheiterte 
Staaten, Grenzstreitigkeiten, umweltbedingte Migration 
und Ressourcenkonflikte haben allesamt interkontinenta-
le, wenn nicht globale Auswirkungen. Europa kann diese 
externen Risiken und Bedrohungen [...] für seine innere 
Sicherheit nicht ignorieren. [...] Aber dies erfordert auch 
eine neue Mentalität, um die Zusammenarbeit ziviler und 
militärischer Autoritäten auszubauen, die in vielen Fällen 
auf die gleichen Organisationen und Kapazitäten zurück-
greifen.“2110 Hier soll offensichtlich zusammenwachsen, 
was in den Augen derjenigen, die diese Forschungsagenda 
ausgearbeitet haben, schon lange zusammengehört. 

Ganz offen fordert das ESRIF, dass zivile Sicher-
heitsforschung auch für Militäreinsätze nutzbringend 
sein sollte: „Aufgrund der hohen Priorität der externen 
Sicherheitsdimension [...] sollten Forschungs- und In-
novationsprogramme Friedenseinsätze sowie humani-
täre und Krisenmanagementaufgaben unterstützen.“212 
Nachdem die EU-Verteidigungsminister im Mai 2009 
die Verteidigungsagentur damit beauftragt haben, einen 
„Europäischen Kooperationsrahmen für Sicherheits- und 
Rüstungsforschung“ auszuarbeiten, scheint endgültig klar, 
wohin die Reise wohl gehen wird. „Dieser neue Rahmen 
wird die übergreifende Struktur zur Maximierung von 
Komplementarität und Synergie zwischen Forschungsak-
tivitäten mit Verteidigungs- und zivilem Sicherheitsbezug 
bereitstellen.“213 Im September 2011 wurde dann bekannt-
gegeben, EDA und EU-Kommission würden künftig bei 
der Abstimmung und für Synergieeffekte zwischen militä-
rischer und ziviler Forschung eng kooperieren.214

Dies alles dürfte sich für die Rüstungsindustrie wort-
wörtlich auszahlen. So kommt eine erste Analyse von 91 
Projekten im Umfang von knapp 500 Mio. Euro des Poli-
cy Department Citizens‘ Rights and Constitutional Affairs 
der EU-Kommission zu dem Ergebnis, 57% der Gelder 
seien an Rüstungskonzerne gegangen: „Es sind hauptsäch-
lich die großen Verteidigungsunternehmen, dieselben, die 
an der Ausarbeitung des EU-Sicherheitsforschungspro-
gramms beteiligt waren, die die wesentlichen Profiteure 
der Sicherheitsforschung des 7FRP sind.“215

Doch Vielen gehen diese „Erfolge” noch nicht weit ge-
nug. ESRIF fordert etwa, die EU solle schnellstmöglich 
1 Mrd. Euro jährlich für Sicherheitsforschung bereitstel-
len, also den bisherigen Etat verfünffachen.216 Auch wenn 
sich der Bereich Sicherheitsforschung aus Sicht der Rü-
stungslobby also außerordentlich positiv entwickelt hat, so 
besteht die Sorge, dass mit wachsender Prominenz dieses 
Bereichs Investitionen in den traditionellen Rüstungssek-
tor vernachlässigt werden könnten. Beispielhaft sei hier 
Olivier Jehin vom Insiderdienst Europe Diplomacy & 
Defence zitiert, der hiervor mit einem schwer ertragba-
ren Alarmismus warnt: „Wenn wir nicht sehr schnell eine 
Investitionsanstrengung in unseren Wissenschafts- und 
Technologierbereich unternehmen, […] wird die Lebens-
erwartung der europäischen Verteidigungsindustrie nicht 
länger als 15 Jahre betragen. […] Wir müssen mutig ge-
nug sein, um der Realität ins Auge zu blicken. Überall um 
uns herum herrscht Instabilität. […] Überall, einschließ-
lich zu Hause, gibt es zunehmende Gefahr der Gewalt, ein 
Trend, der sich mit dem schrittweisen Verschwinden des 

Üppig bedacht
Unter den Hauptprofiteuren der “Sicherheitsforsc-

hung“  finden sich zahlreiche Rüstungsunternehmen

1. Thales 253,89
2. Selex Group 138,64
3. Totalforsvarets Forskningsinstitute 99,89
4. TNO 99,35
5. Commisariat Energie 

Atomique Cea
94,04

6. JRC 82,63
7. Fraunhofer 78,25
8. Elsag Datamat 72,10
9. Valtion Teknillinen 

Tutkimusekekus
52,97

10. Telespazio SPA 54,49
11. EADS Group 47,75
12. University of Reading 43,73
13. Saab Group 41,80
14. Elbit System Ltd. 40,22
15. ITTI Sp Z.O.O 36,28
16. Indra Group 34,31
17. Bae Systems 31,49
18. Swedish National Policy Board 28,86
19. Office d’Études Et De Recherches 25,21
20. Demokritos 24,61

Quelle: Jeandesboz, Julien/Ragazzi, Francesco: 
Review of security measures in the Research Frame-
work Programme, Policy Department C: Citizens’ 
Rights and Constitutional Affairs, Brüssel, Oktober 
2010, S. 23 (Angaben in Mio. Euro).
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Wohlfahrtsstaates, der Zunahme an Ungleichheit und dem 
Wiederaufkommen  sozialer Spannungen, Populismus 
nur verschlimmern kann. […] Ohne Panik hervorrufen zu 
wollen, ich muss sagen, wir befinden uns in einer Situa-
tion, die sehr der in den 1930ern ähnelt. […] Und diese 
sowohl innen wie außen instabile Welt, wobei diese beiden 
Dimensionen untrennbar miteinander zusammenhängen, 
könnte jederzeit zum Schauplatz eines neuen konventio-
nellen Krieges werden. Sollten wir es im Namen der Si-
cherheitsideologie versäumen, dieser Möglichkeit genug 
Aufmerksamkeit zu zollen, laufen wir Gefahr, schutzlos 
gegenüber einer strategischen Überraschung zu sein, die 
wir selbst geschaffen haben.“217

Die mittlerweile immer lauter werdenden Forderun-
gen, mehr militärrelevante Aspekte aus dem Sicherheits-
topf finanzieren zu können, oder – noch dreister – gleich 
einen EU-Rüstungsforschungsetat zusätzlich zu den Töp-
fen für Sicherheitsforschung einzurichten, sind sicherlich 
auch in diesem Zusammenhang zu sehen.

4.5.3 Ein EU-Etat für Rüstungsforschung?

Weit gehend unbemerkt eröffnet der Vertrag von Lis-
sabon – zumindest in der gängigen Interpretation – die 
Möglichkeit, direkt einen Rüstungsforschungsetat einzu-
richten. Hierauf wies u.a. Hilmar Linnenkamp, langjähri-
ger stellvertretender Leiter der EU-Verteidigungsagentur, 
enthusiastisch hin: „Der Lissabon-Vertrag macht, von vie-
len unbemerkt, eine kleine Revolution der europäischen 
Forschungsförderung möglich. Er erlaubt es, Forschungs-
aktivitäten in allen europäischen Politikbereichen zu för-
dern; dazu gehören auch solche im Rahmen der GSVP 
(Art. 179 Abs 1 AEUV). Gleichzeitig gestattet es Art. 45 
Abs 2 EUV, die Europäische Verteidigungsagentur im EU-
Institutionengefüge neu zu positionieren und damit in die 
Lage zu versetzen, Planung und Organisation von EU-ge-
meinsamen F&T-Aktivitäten zu übernehmen. Eine so ge-
stärkte Europäische Verteidigungsagentur erhielte eine ei-
gene Budgetlinie für F&T im Gemeinschaftshaushalt.“218

Diese Forderung findet inzwischen aus vielerlei Ecken 
Unterstützung219, u.a. schlug der Berichterstatter des Eu-
ropäischen Parlaments für die „Zwischenbewertung des 
7. Rahmenprogramms“ im April 2011, Jean-Pierre Audy, 
vor, „zwischen der EU und den Mitgliedstaaten in Anwen-
dung von Artikel 45 […] einen ehrgeizigen europäischen 
Forschungsplan im Bereich der Verteidigungstechnologie 
zu vereinbaren, um die industrielle und technologische 
Basis des Verteidigungssektors bei zugleich besserer Effi-
zienz der öffentlichen Ausgaben für das Militär zu stärken. 
Dieser Plan muss auf die Konsolidierung der europäischen 
Verteidigungsindustrie ausgerichtet sein.“220 Ebenso deut-
lich ist der „Berichtsentwurf über die Auswirkungen der 
Finanzkrise auf den Verteidigungssektor in den Mitglied-
staaten“ vom November 2011. In ihm heißt es ganz un-
verblümt: „Das Europäische Parlament […] ist […] der 
Auffassung, dass zusätzlich zu dem Themenbereich ‚Si-
cherheit‘ die Einrichtung eines neuen Themenbereichs 
‚Verteidigung‘ im Rahmenprogramm in Betracht gezogen 
werden sollte, um die europäische Forschungszusammen-
arbeit zu fördern und dazu beizutragen, verstreute natio-
nale Mittel zu bündeln. [Es] stellt fest, dass jede von der 
EU finanzierte Maßnahme im Bereich der Verteidigungs-
forschung vor allem dem Ziel der Entwicklung der Kri-

senbewältigungsfähigkeiten der EU verpflichtet ist. [Es] 
weist auf die Bestimmung des Artikels 185 AEUV hin, 
nach der eine EU-Beteiligung an bestehenden Forschungs- 
und Entwicklungsprogrammen mehrerer Mitgliedstaaten 
möglich ist; ist der Auffassung, dass eine sich auf diesen 
Artikel stützende Kofinanzierung der EU dazu benutzt 
werden sollte, die Entwicklung der für GSVP-Missionen 
und -Operationen notwendigen Fähigkeiten zu beschleuni-
gen.“221 Noch ist ein solcher Rüstungsforschungsetat nicht 
beschlossene Sache, angesichts des erheblichen Drucks in 
diese Richtung bleibt aber abzuwarten, wie sich die dies-
bezügliche Diskussion um „Horizon 2020” und den Haus-
halt 2014 bis 2020 entwickeln wird.

4.6 Militarisierung der Entwicklungs- und Kata-
strophenhilfe 

In den letzten Jahren hat sich der Trend, Entwicklungs-
hilfegelder immer direkter zur Durchsetzung strategischer 
und/oder ökonomischer Interessen zu verwenden, massiv 
verschärft. Beispielhaft ist hier die EU-Rohstoffinitiative, 
für deren Ausarbeitung der Europäische Rat folgende Vor-
gabe mit auf den Weg gab: „Der Europäische Rat forderte 
die Kommission und die Mitgliedsstaaten explizit auf, ihre 
Entwicklungshilfe auch auf die Sicherung des Zugangs zu 
Rohstoffen auszurichten.“222 Die Anfang 2011 veröffent-
lichte Kommissionsmitteilung „Ressourcenschonendes 
Europa – eine Leitinitiative innerhalb der Strategie Europa 
2020“ entsprach dann auch voll und ganz dieser Forde-
rung. Ein Pressebericht fasst die Kernelemente folgen-
dermaßen zusammen: „Um die Versorgung mit Wolfram, 
Seltenen Erden und ähnlichen Bodenschätzen auf den in-
ternationalen Rohstoffmärkten zu gewährleisten, will die 
Kommission das Thema in alle Verhandlungen über Ko-
operationen und Handelserleichterungen mit Drittstaaten 
aufnehmen. Entwicklungshilfe für arme Herkunftsländer 
– speziell in Afrika – könnte von Rohstofflieferungen als 
Gegenleistung abhängig gemacht werden.“223 

Flankiert werden diese Maßnahmen von einer drasti-
schen „Versicherheitlichung“ der europäischen Entwick-
lungspolitik. Sie reicht bereits so weit, dass immer mehr 
sicherheits- bzw. militärrelevante Maßnahmen aus Töpfen 
finanziert werden, die – eigentlich – der Armutsbekämp-
fung dienen sollten.224 Auch der Katastrophenschutz bzw. 
die humanitäre Nothilfe bleiben vom allgemeinen Mili-
tarisierungstrend nicht verschont, wie in diesem Kapitel 
ausgeführt werden soll.

4.6.1 Rhetorisches Einfallstor: Ohne Sicherheit 
keine Entwicklung

Artikel 208 des Vertrags über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union ist – eigentlich – eindeutig: „Hauptziel 
der Unionspolitik in diesem Bereich [Entwicklungszusam-
menarbeit] ist die Bekämpfung und auf längere Sicht die 
Beseitigung der Armut.“ Mit der „Europäischen Sicher-
heitsstrategie“ wurde jedoch bereits im Jahr 2003 die argu-
mentative Steilvorlage veröffentlicht, um eine Umleitung 
von Entwicklungshilfegeldern in den Sicherheitsbereich 
zu legitimieren. Darin hieß es: “Eine Reihe von Ländern 
und Regionen bewegen sich in einem Teufelskreis von 
Konflikten, Unsicherheit und Armut.” Während es sich 
hierbei noch um eine weit gehend unstrittige Tatsache 
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handelt, ist die entscheidende Frage jedoch, wie aus die-
sem Teufelskreis ausgebrochen werden kann und welche 
Prioritäten dabei gesetzt werden: “Sicherheit ist eine Vor-
bedingung für Entwicklung.“225 Die (militärische) Herstel-
lung von „Sicherheit“ und „Stabilität“ wird hierdurch im 
Handstreich zu einem entwicklungspolitischen Projekt im 
Sinne der Armutsbekämpfung uminterpretiert.

Die Prämissen der Europäischen Sicherheitsstrategie 
können selbstredend nicht ohne Folgen für die Entwick-
lungszusammenarbeit bleiben: „Die Sicherheitsstrategie 
der EU aus dem Jahr 2003 geht von einem Konzept der er-
weiterten Sicherheit aus, das anerkennt, dass Bedrohungen 
und erhöhtes Gewaltpotential komplexe und weitreichen-
de ökonomische, soziokulturelle und umweltbedingte Ur-
sachen haben können. Daraus folgt, dass Sicherheitspoli-
tik nicht mehr länger auf militärische Mittel und Wege be-
schränkt bleibt, sondern in direkter Weise auch andere Po-
litikbereiche, insbesondere die Entwicklungszusammen-
arbeit, betrifft.“226 Entwicklungspolitik wird somit zum 
integralen Bestandteil eines Gesamtpaketes, was selbst 
in Teilen der Entwicklungscommunity positiv bewertet 
wird. So schreiben bspw. Dirk Messner und Jörg Faust 
vom Deutschen Institut für Entwicklungspolitik: „Vor die-
sem Hintergrund fordert das europäische [ESS-]Konzept 
zu Recht eine engere Verzahnung der unterschiedlichen 
Instrumente sowie deren Ausrichtung auf das Zielsystem 
der Sicherheitspolitik. Der Entwicklungspolitik kommt in 
diesem Kontext eine große Bedeutung zu. Die Entwick-
lungspolitik muss nun ihren Erfahrungsschatz pro-aktiv 
in die Gestaltung der europäischen Außenbeziehungen 
einbringen und sollte zu diesem Zweck eine Strategie zur 
Flankierung des ‚Solana-Konzeptes‘ formulieren.“227

Diese Position schlug sich schließlich in der Neufas-
sung des „Europäischen Konsens über die Entwicklungs-
politik“ aus dem Jahr 2006 nieder, der folgendes Haupt-
problem identifiziert: „Unsicherheit und gewaltsame 
Konflikte gehören zu den größten Hindernissen für die 
Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele [zur 
Bekämpfung der Armut].“228 Hierauf aufbauend leitet der 
Konsens die Notwendigkeit einer engen Abstimmung von 
Entwicklungs- und Sicherheitspolitik für die Stabilisie-
rung gescheiterter Staaten ab. Das Dokument ist ein gu-
tes Beispiel für das Ausmaß der entwicklungspolitischen 
Versicherheitlichung: „Der Themenkomplex Entwicklung, 
Sicherheit und fragile Staaten hat sich von einem Randthe-
ma, das in der Stellungnahme zur Entwicklungspolitik von 
2000 praktisch nicht vorkommt, im Konsens 2005 zu ei-
nem zentralen Anliegen entwickelt.“229

Derart vor den sicherheitspolitischen Karren gespannt, 
wurde mit der offiziellen Degradierung der Entwicklungs-
hilfe im EU-Rahmen schon länger begonnen. Sichtbarster 
Ausdruck hierfür war die auf dem EU-Gipfel in Nizza im 
Jahr 2000 beschlossene und zwei Jahre später erfolgte 
faktische Abschaffung des Rats der Entwicklungshilfe-
minister, der in den Rat für Allgemeine Angelegenheiten 
integriert bzw. von ihm absorbiert wurde. Dieses Signal 
war eindeutig: „Die Entwicklungspolitik ist zu einem Ne-
benschauplatz der Außenpolitik herabgestuft worden. Sie 
dient nunmehr als Instrument der außenpolitischen Diplo-
matie.“230 

4.6.2 Öffnung der ODA-Kriterien: Stabilität statt 
Armutsbekämpfung

Mit der UN-Resolution 2626 vom 24. Oktober 1970 
verpflichteten sich die reichen Industrieländer explizit dar-
auf, mindestens 0,7% ihres Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
für Entwicklungshilfe aufzuwenden. Zwar wird diese Mar-
ke bis heute von den meisten Ländern bei weitem nicht 
erreicht231, gerade deshalb ist es aber eine entscheidende 
Frage, welche Ausgaben als Öffentliche Entwicklungshil-
fe (ODA) verrechnet werden können. Die Relevanz der 
ODA-Zahlen ist beträchtlich, geben sie doch Aufschluss 
darüber, inwieweit die Geberländer ihrer - ohnehin schon 
sehr bescheidenen - Zusage aus Res. 2626 (1970) nach-
kommen.

Um die Höhe der Öffentlichen Entwicklungshilfe 
zu bestimmen, richtete die OECD bereits im Jahr 1969 
ein einheitliches Erfassungssystem ein. Seither legt der 
OECD-Entwicklungshilfeausschuss (OECD-DAC), dem 
die 22 wichtigsten Geberländer plus die Europäische 
Kommission angehören, nach dem Einstimmigkeitsprin-
zip verbindliche Kriterien fest, was als ODA bezeichnet 
und abgerechnet werden kann: „Als ODA werden Lei-
stungen der öffentlichen Hand angerechnet, die erstens 
an Länder vergeben werden, die von der OECD als Ent-
wicklungsländer eingestuft werden, zweitens das Ziel der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung verfolgen und 
drittens ein Zuschusselement von mindestens 25 % bein-
halten.“232 Nachdem militärische Aspekte jahrzehntelang 
kategorisch ausgeschlossen wurden und Entwicklungshil-
fe sich - zumindest formell - auf Armutsbekämpfung im 
engeren Sinne konzentrieren musste, liegt es auf der Hand, 
dass jede Öffnung der ODA-Kriterien zugunsten sicher-
heits- bzw. militärrelevanter Ausgaben die Rüstungsetats 
entlastet, eine Erhöhung der Entwicklungshilfe lediglich 
vorgaukelt und so gleichzeitig die miserable Bilanz der 
Gebeländer schönt.

Der große Dammbruch erfolgte in den Jahren 2004 und 
2005 auf den alljährlichen Treffen des zuständigen OECD-
Entwicklungshilfeausschusses (DAC High Level Mee-
ting). Dort beschlossen die jeweiligen Fachminister, die 
ODA-Kriterien in zwei Schritten um verschiedene sicher-
heitsrelevante Aspekte zu erweitern. Seither sind vor allem 
Teile der Kosten für so genannte Sicherheitssektorrefor-
men, also den Aufbau der Armee und Polizei „befreunde-
ter“ Länder, als ODA-anrechenbar.233 Zwar sind - bislang 
noch - die Kosten für militärische Aspekte friedenserhal-
tender oder friedenserzwingender Einsätze ebenso wenig 
ODA-anrechenbar wie die Lieferung von Militärgütern, 
dennoch eröffnete bereits diese Veränderung der ODA-
Kriterien die Möglichkeit, allerlei sicherheitsrelevante 
Ausgaben per Entwicklungshilfe querzufinanzieren. Die 
„African Peace Facility“ (APF) ist hierfür nur ein Beispiel 
unter vielen.234 

4.6.3 Fallbeispiel African Peace Facility

Ende 2003 verständigte sich der EU-AKP-Ministerrat 
auf die Einrichtung einer aus dem Europäischen Ent-
wicklungsfonds (EEF), zu dessen Budget Deutschland 25 
Prozent beiträgt, finanzierten „Afrikanischen Friedens-
fazilität“ (African Peace Facility, APF), die im April des 
folgenden Jahres ihre Arbeit aufnahm.235 Ihr Zweck be-
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steht hauptsächlich in der logistischen und finanziellen 
Unterstützung von „Friedenseinsätzen“ der Afrikanischen 
Union (AU, gegr. 1993).236 Dieses Konstrukt bietet den 
„Vorteil“, geltende rechtliche Bestimmungen umgehen zu 
können: „Nach den Verträgen über die Europäische Union 
dürfen Militäreinsätze nicht mit Gemeinschaftsmitteln 
bezahlt werden. Der EEF ist nicht Teil des EU-Haushalts, 
sondern wird von den Mitgliedstaaten direkt finanziert und 
unterliegt anderen Regeln.“237 Obwohl „Friedenseinsätze“ 
im Augenblick – eigentlich - nicht als ODA abergechnet 
werden können, scheinen dies alle Einzahler für ihre Be-
iträge an der Friedensfazilität dennoch zu tun.238 Von der 
deutschen Bundesregierung wurde dies in jedem Fall im 
Februar 2010 offiziell bestätigt.239

Insgesamt wurden bis November 2011 über die African 
Peace Facility 755 Mio. Euro verausgabt. 100 Mio. davon 
flossen in den Aufbau der „African Standby Force“ (ASF), 
der afrikanischen Eingreiftruppe. Finanziert wurden dabei 
u.a. die fünf ASF-Ausbildungszentren, worüber die Euro-
päische Union in der Lage ist, erheblichen Einfluss auszu-
üben: „De facto wird die Ausbildung und Aufstellung der 
ASF von europäischen Staaten über die Finanzierung die-
ser Zentren und der Entsendung europäischer Militärs in 
entscheidenden Posten innerhalb der Ausbildungszentren 
kontrolliert.“240 Das Gros – bislang 600 Mio. Euro – wur-
de jedoch zur Finanzierung von AU-Einsätzen verwendet. 
Mit diesem Geld wurden die bereits abgeschlossenen Ein-
sätze im Sudan (AMIS) und auf den Komoren (AMISEC) 
erheblich mitfinanziert. Im Falle von AMIS deckten die 
APF-Gelder von 305 Mio. Euro 2/3 der Gesamtkosten. 
Außerdem werden über die Peace Facility die AU-Mis-
sionen in der Zentralafrikanischen Republik (MICOPAX) 
sowie in Somalia (AMISOM) unterstützt.241 

Eigentlich war die Friedensfazilität einmal als einma-
lige Ausnahme gedacht und angekündigt. Nun scheinen 
die Gelder aber verstetigt und aufgestockt zu werden. Im 
Mai 2011 beschloss der Europäische Rat weitere 300 Mio. 
Euro für den Zeitraum von 2011 bis 2013 zu bewilligen 
und erinnerte gleichzeitig ohne rot zu werden daran, „dass 
die Finanzierung aus dem Europäischen Entwicklungs-
fonds als Übergangsmaßnahme bereitgestellt wird.“242

Obwohl eine direkte Finanzierung von Waffen, Muniti-
on, militärischer Ausrüstung und Ausbildung nicht erlaubt 
ist, wären AU-Einsätze ohne die Peace Facility nicht finan-
zierbar, wodurch die Afrikanische Union in extreme Ab-
hängigkeit von der Europäischen Union gerät.243 Hierbei 
handelt es sich um eine besonders geschmacklose Interpre-
tation von „African Ownership“ bzw. von dem Slogan von 
„afrikanischen Lösungen für afrikanische Probleme“. Im 
Kern geht es hier darum, Hilfstruppen aufzubauen und eng 
an sich zu binden, damit diese die eigene Agenda stellver-
tretend durchsetzen können. Die afrikanische Eigenstän-
digkeit kennt jedoch enge Grenzen, denn gleichzeitig be-
hält sich die Europäische Union das „Recht“ vor, jederzeit 
auch selbst in regionale Konflikte intervenieren zu „dür-
fen“, sollte sie dies für erforderlich halten: „Zur Stärkung 
der Fähigkeiten Afrikas zur Durchführung friedensunter-
stützender Operationen wird die Europäische Union auf 
lange Sicht die Verbesserung der Fähigkeiten Afrikas zur 
Durchführung friedensunterstützender Operationen auf re-
gionaler, subregionaler und bilateraler Ebene sowie seiner 
Fähigkeiten, einen Betrag zur regionalen Integration, zum 

Frieden, zur Sicherheit und zur Entwicklung zu leisten, 
unterstützen. Ungeachtet dieser verbesserten Fähigkeiten 
werden die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten weiter-
hin - einzelfallbezogen - in Erwägung ziehen, ihre eigenen 
operativen Mittel zur Konfliktvermeidung und Krisenbe-
wältigung in Afrika im Einklang mit den Grundsätzen der 
UN-Charta und in enger Zusammenarbeit mit UN-Maß-
nahmen in der Region einzusetzen.“244

Dennoch ist die Finanzierung von Hilfstruppen über-
aus attraktiv, sie ist politisch einfacher durchzusetzen und 
deutlich kostengünstiger als eigene Soldaten zu entsenden. 
Aus diesem Grund wird derzeit darüber nachgedacht, den 
bisherigen Umfang und geografischen Anwendungsbe-
reich durch die Schaffung eines eigenen Instruments zur 
Finanzierung von „Friedenseinsätzen“ auszuweiten. Diese 
Forderung wird u.a. ausgerechnet vom Deutschen Institut 
für Entwicklungspolitik erhoben: „Für die EU ist es zwar 
billiger, von Afrika geführte und besetzte Missionen zu 
bezahlen, als europäisches Personal in afrikanische Kri-
sengebiete zu entsenden. Aber die Möglichkeiten vorhan-
dener EU-Finanzinstrumente, um die Kosten der AU zu 
decken, sind begrenzt. […] Ein gesonderter EU-Friedens- 
und Sicherheitsfonds könnte die Solidarität zwischen Mit-
gliedstaaten von EU und AU stärken, die Berechenbarkeit 
von Mitteln für afrikanische PSO [Friedenseinsätze] stei-
gern und vielleicht ein breiteres Spektrum von friedens-
fördernden Aktivitäten finanzieren, als Gemeinschaftsmit-
tel oder der EEF es können. Er ließe sich auch in anderen 
Regionen der Welt zur Unterstützung von Missionen mit 
UN-Mandat nutzen.“245

4.6.4 Krieg als Entwicklungshilfe?

Da dies bislang noch ausgeklammert war, wurde im 
Vorfeld des DAC High Level Meetings im Jahr 2004 
Druck ausgeübt, auch die direkte Finanzierung von „Frie-
denseinsätzen“ (Peace Support Operations, PSOs) der 
UN in die ODA-Kriterien aufzunehmen. So forderte eine 
G8-Erklärung im Jahr 2003, “einen Konsens im OECD-
Entwicklungshilfeausschuss herzustellen, Entwicklungs-
hilfe für PSO-bezogene Aktivitäten freizusetzen.”246 Da 
hierüber kein Konsens erzielt werden konnte, wurde das 
Thema zunächst bis zum High Level Meeting Anfang 
2007 vertagt. Zwar stand dort die ODA-Anrechenbarkeit 
von PSOs dann auch auf der Tagesordnung, die Gegner 
einer Ausweitung konnten sich jedoch erneut gegen die 
Befürworter, Kanada, Schweden und die Vereinigten Staa-
ten - Finnland und Deutschland standen einer Ausweitung 
ebenfalls wohlwollend gegenüber -, durchsetzen.247 Den-
noch wurde eine weitere Evaluierung der Thematik be-
schlossen und die Option offen gehalten, diesen Aspekt im 
Jahr 2008 erneut auf die Agenda zu setzen.248

Hierauf preschte Österreich vor, indem es im Jahr 2008 
ankündigte, seine Kosten für den EU-Militäreinsatz im 
Tschad als ODA abrechnen zu wollen. Offiziell verfolgte 
der Einsatz das Ziel, Flüchtlingslager militärisch zu schüt-
zen, eine Maßnahme, die den ODA-Kriterien zufolge ei-
gentlich nicht anrechenbar sein dürfte.249 Inoffiziell ging 
es auch hier um die Durchsetzung von europäischen (in 
diesem Fall besonders französischen) Interessen, was noch 
weniger etwas mit Armutsbekämpfung gemein hat.250 Be-
gründet wurde der Antrag von Hans Winkler, dem damali-
gen Staatssekretär im österreichischen Bundesministerium 
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für europäische und internationale Angelegenheiten, mit 
folgenden Worten: „Nachhaltige Entwicklung kann ohne 
Sicherheit und Stabilität nicht erfolgen.“251 Genau in die-
sem Zusammenhang sei, so Winkler weiter, der Tschad-
Einsatz zu sehen: „Bei diesem Fall steht der humanitäre 
Einsatz im Vordergrund und daher ist dieser Einsatz zu 
einem großen Prozentsatz anrechenbar.“252 In jedem Fall 
- egal, ob man der EU nun altruistische oder egoistische 
Motive unterstellt - sollten die Kosten für derlei Einsätze 
nicht über Töpfe gedeckt werden, die eigentlich für Maß-
nahmen zur direkten Armutsreduzierung gedacht sind. So 
kritisiert Christoph Petrik-Schweifer, Chef der Auslands-
hilfe von Caritas Österreich: „Wenn ein Militäreinsatz in 
die Entwicklungshilfe eingerechnet wird, wird das Geld 
an anderer Stelle, etwa bei der Nahrungsmittelhilfe, feh-
len.“253 Dennoch berichtete der Standard Mitte August 
2008, Österreich sei von der OECD die ODA-Anrechen-
barkeit des Einsatzes zugesichert worden254, was schließ-
lich dann auch so geschah.255

Trotzdem ist eine Anrechnung sämtlicher Kosten für 
Militäreinsätze bis heute erfreulicherweise noch nicht 
generell möglich. Gefordert wird sie aber ein ums ande-
re Mal und es steht zu befürchten, dass es nur eine Frage 
der Zeit ist, bis auch hier die letzten Dämme brechen. So 
forderte Ben Knapen, in dessen Verantwortungsbereich als 
Staatssekretär im niederländischen Außenministerium un-
ter anderem die Entwicklungspolitik seines Landes fällt, 
die OECD Anfang 2011 dazu auf, „militärische Ausgaben 
zur Förderung von Frieden und Sicherheit in Entwick-
lungsländern als Entwicklungshilfe zu zählen.“256 Auch 
Deutschlands ohnehin extrem militärnaher Entwicklungs-
minister Dirk Niebel scheint hier mit im Boot zu sein. Un-
mittelbar nach einem Treffen mit Knapen äußerte er sich 
folgendermaßen: „Wir sind uns auch einig, dass wir bei 
der Überarbeitung der Kriterien des OECD-Entwicklungs-
ausschusses für die Anrechenbarkeit als offizielle staatli-
che Entwicklungsleistungen (ODA) an einem Strang zie-
hen werden.“257

Sollte sich diese Forderung durchsetzen, Einsätze un-
ter Führung der UN ODA-anrechenbar zu machen, würde 
hiermit Schätzungen zufolge eine Erhöhung der Öffent-
lichen Entwicklungshilfe um 8-12 Prozent einhergehen, 
ohne dass die Geberländer einen Cent mehr in die Armuts-
bekämpfung investieren müssten. Gegenwärtig am teuer-
sten sind jedoch Einsätze, die nicht von den Vereinten Na-
tionen geführt werden (Afghanistan, Kosovo, etc.). Sollte 
sich die Forderung durchsetzen, selbst solche Einsätze 
als ODA zu deklarieren, würden die ODA-Zahlen rapide 
ansteigen. Allein für Deutschland würde dies eine „Erhö-
hung“ um deutlich über 25 Prozent bedeuten.258  Die Logik 
hinter dem Ganzen ist ebenso naheliegend wie empörend. 
Sie wurde etwa vom deutschen CDU-Haushaltspolitikers 
Ole Schröder folgendermaßen bündig zusammengefasst: 
„Missionen wie zum Beispiel in Nordafghanistan und im 
Kongo sind eindeutig Entwicklungshilfe.“ Durch eine 
Finanzierung solcher „humanitärer Missionen“ aus dem 
Entwicklungshilfe-Etat könne der Rüstungshaushalt „in 
Millionenhöhe entlastet“ werden.259

4.6.5 Militarisierung der Katastrophenhilfe

Bereits im Jahr 2006 fertigte Michel Barnier, heute 
EU-Kommissar für Binnenmarkt und Dienstleistungen, 

im Auftrag der österreichischen EU-Präsidentschaft einen 
Bericht an, in dem er die Gründung einer europaweiten 
Katastrophenschutztruppe (europe aid) vorschlug. Ker-
nidee war es dabei, dass eine systematische Integration 
militärischer Mittel es ermöglichen sollte, im Notfall der 
humanitären Hilfe buchstäblich den Weg freizuschießen: 
„In den Krisenszenarien und Protokollen ist auch die Er-
gänzung durch militärische Hilfsmittel systematisch zu 
prüfen, um ein Höchstmaß an Integration zu gewährleisten 
und die Kosten für ihre Mobilisierung in Notfällen zu be-
grenzen.”260

Worauf diese Militarisierung der Katastrophenhilfe, 
die eigentlich auf strikte Neutralität verpflichtet ist, hin-
ausläuft, zeigte sich während des Zyklons „Nargis“ im 
Mai 2008. Nachdem das Militärregime in Myanmar (Bir-
ma) sich weigerte, humanitäre Helfer zur Versorgung der 
zahlreichen Opfer des Zyklons ins Land zu lassen, wurde 
argumentiert, „man“ – also der Westen - sei nun befugt, 
mit Gewalt Gutes zu tun. Schon lange war der Westen aus 
geostrategischen Gründen an einem Regime Change in-
teressiert – und aus genau dem Grund wollte das Regime 
keine westlichen Akteure ins Land lassen. Nun wollte man 
die Gelegenheit beim Schopfe packen. 

Als Einfallstor diente schon damals die so genannte 
„Schutzverantwortung“ (Responsibility to Protect, R2P), 
jenes Konstrukt, mit dem zuletzt die Militärinterventionen 
in Libyen und der Elfenbeinküste legitimiert wurden und 
das gegenwärtig maßgeblich zur Aushöhlung des völker-
rechtlichen Gewalt- und Interventionsverbotes beiträgt.261 
Schon damals sprachen sich zahlreiche Politiker unter Ver-
weis auf die Schutzverantwortung für einen bewaffneten 
Eingriff in Myanmar aus, so etwa der damalige französi-
sche Außenminister Bernard Kouchner.262 Der deutsche 
CDU-Bundestagsabgeordnete Ruprecht Polenz äußerte 
sich seinerzeit folgendermaßen: „Ich glaube, wenn sich 
jetzt nicht schnell konkret etwas ändert in Birma selbst, 
dass die Helfer ins Land dürfen, dass man die Katastro-
phenhilfe annimmt, die praktisch an den Grenzen Birmas 
wartet, dann kommen wir in eine Situation, wo die Ver-
antwortung zum Schutz der Bevölkerung, also diese so-
genannte Rechtsfigur ‚Responsibility to Protect‘ wirken 
würde - und sie ist zwar zunächst abhängig von einem 
Handeln des Sicherheitsrates -, aber ich darf daran erin-
nern: sie ist entwickelt worden nach der Intervention im 
Kosovo, und damals hat bekanntlich der Sicherheitsrat 
auch versagt. [...] Wenn der Sicherheitsrat in einer solchen 
schwerwiegenden Situation sich nicht in der Lage sieht zu 
handeln, weil Länder ihn blockieren, die ein Vetorecht ha-
ben, dann ist die internationale Staatengemeinschaft auf-
gefordert, nicht einfach tatenlos zuzusehen.“263 

Schlussendlich scheiterte die Stimmungsmache für ei-
nen bewaffneten Eingriff, doch die Richtung war vorge-
geben und der Diskurs hatte sich maßgeblich verschoben. 
Inzwischen wird etwa in zahlreichen Berichten der Euro-
päischen Kommission und des Parlaments die Errichtung 
einer zivil-militärischen Katastrophenschutztruppe gefor-
dert. So etwa im „Bericht über die Implementierung der 
Europäischen Sicherheitsstrategie und der ESVP“ vom 2. 
März 2010, der den Europäischen Rat aufforderte, eine 
solche Truppe für den Einsatz im In- und Ausland auf Ba-
sis des Barnier-Reports aufzustellen.264 
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Auf traurige Weise konsequent waren deshalb auch 
Überlegungen, die Anfang 2011 angestellt wurden: „Es 
sind Diskussionen im Gange, die EU-Budgets für humani-
täre Hilfe und für Krisenmanagement nach dem Jahr 2013 
miteinander zu fusionieren. […] ‚Die Idee [beide Etats 
zu verschmelzen] ist auf dem Tisch und wird von einigen 
Leuten in Betracht gezogen‘, sagte ein Mitarbeiter der EU-
Kommission, der im Bereich der humanitären Hilfe arbei-
tet, unter der Bedingung, dass sein Name nicht genannt 
wird.“265 Dass dieser „Plan“ innerhalb des neuen Europä-
ischen Auswärtigen Dienstes ausgeheckt wurde, kommt 
nicht von ungefähr, denn in ihm sind inzwischen zivile und 
militärische Außenpolitikinstrumente bis zur Unkenntlich-
keit institutionell miteinander verzahnt worden.

4.7 EAD: Institutionalisierte Militarisierung ziviler 
Haushalte und Kapazitäten

Am 1. Dezember 2009 trat der Vertrag von Lissabon 
(EUV) als neue Rechtsgrundlage der Europäischen Uni-
on in Kraft. Er schuf den Posten der Hohen Vertreterin 
(HV) für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
(GSVP), der kurz darauf mit der Britin Catherine Ashton 
besetzt wurde. Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit sieht der 
Vertrag die Schaffung einer neuen Superbehörde vor, die 
genau ein Jahr darauf offiziell ihre Arbeit aufnahm und de-
ren Tragweite von Jean Ziegler folgendermaßen beschrie-
ben wird: „Vom 1. Dezember an wird die EU – gemäß 
Vertrag von Lissabon – einen eigenen Sicherheitsapparat 
und eine eigene Diplomatie erhalten. Um die nationalen 
Öffentlichkeiten nicht aufzuscheuchen, setzt Catheri-
ne Ashton, die neue Beauftragte der EU für Außen- und 
Sicherheitspolitik, die wohl größte Reform der EU seit 
Einführung der gemeinsamen Währung um. Und das in 
absoluter Diskretion. Der offizielle Name dieses Apparats 
heißt: Europäischer Auswärtiger Dienst (EAD).“266

Bereits im März 2010 legte die Hohe Vertreterin einen 
konkreten Vorschlag zur Ausgestaltung und Arbeitsweise 
des EAD vor. Daraufhin setzte ein heftiges Kompetenz-
gerangel zwischen nationalstaatlicher und europäischer 
Ebene sowie zwischen großen und kleinen Mitgliedsstaa-
ten um Einfluss im neuen Auswärtigen Dienst ein. Die 
wesentlichen Differenzen wurden am 21. Juni 2010 bei 
einem Treffen der verschiedenen EU-Institutionen besei-
tigt und am 8. Juli 2010 stimmte das Europäische Parla-
ment schließlich der Vorlage des Rates zu. Zwar dauerte 
es danach nochmals mehrere Monate, bis die letzten strit-
tigen Fragen geklärt werden konnten, aber ungeachtet der 
teils scharfen Auseinandersetzungen im Verhandlungspro-
zess stand der Aufbau des neuen Dienstes nie ernsthaft 
in Frage, denn die Union verspricht sich von ihm einen 
erheblichen machtpolitischen Mehrwert. Man benötige 
eine „Außenpolitik aus einem Guss“, so der CDU-Euro-
paparlamentarier Elmar Brok, der eine wesentliche Rolle 
in den Verhandlungen um die Ausgestaltung des Auswär-
tigen Dienstes gespielt hat. Mit dem EAD könne sich die 
Europäische Union „von einem Global Payer endlich auch 
zu einem Global Player entwickeln.“267

Im EAD wird zusammengeworfen, was nicht zusam-
mengehört: Verglichen mit der in Deutschland gängigen 
Ressortaufteilung vereinigen sich in ihm die Kompetenzen 
des Verteidigungs-, Außen- und großer Teile des Entwick-
lungsministeriums. Im Ergebnis werden hierdurch künftig 

zivile Außenpolitikinstrumente systematisch vor den Kar-
ren einer militärisch gestützten Interessensdurchsetzung 
gespannt.

4.7.1 Maximierung der Machtprojektion 

Vier wesentliche Überlegungen stecken hinter der Eta-
blierung des Auswärtigen Dienstes: Erstens ist man sich 
innerhalb der EU-Strategiezirkel darüber einig, dass die 
Europäische Union ihren mehr oder weniger offen dekla-
rierten Anspruch, als ernstzunehmender Akteur im Kon-
zert der Großmächte mitspielen zu wollen, nur mit einem 
offensiveren außen- und sicherheitspolitischen Auftreten 
wird erreichen können. Zweitens wird einhellig von einem 
wachsenden „Bedarf“ für europäische „Stabilisierungs-
einsätze“ zur Kontrolle von Krisenregionen ausgegangen. 
Drittens sollen bei der Durchsetzung europäischer Interes-
sen sämtliche zur Verfügung stehenden Kapazitäten, seien 
sie ziviler oder militärischer Natur, buchstäblich ins Feld 
geführt werden, wie Angela Merkel bereits vor einigen 
Jahren auf der Münchner Sicherheitskonferenz gefordert 
hatte: „Die zentrale außenpolitische Zielsetzung lautet, 
Politik und Handeln anderer Nationen so zu beeinflussen, 
dass damit den Interessen und Werten der eigenen Nation 
gedient ist. Die zur Verfügung stehenden Mittel reichen 
von freundlichen Worten bis zu Marschflugkörpern.“268 
Schließlich geht es viertens darum, diese zivilen und mi-
litärischen Kapazitäten zu bündeln und systematisch mit-
einander zu verknüpfen, damit sie „kohärent“ im Dienste 
europäischer Interessen eingesetzt werden können. 

Bislang konnte von einem solchen „integrierten An-
satz“ auf EU-Ebene keine Rede sein, was sich mit dem 
Europäischen Auswärtigen Dienst aber ändern soll. Gera-
de die Eifersüchteleien zwischen der Kommission, bei der 
große Teile der „zivilen“ Außenpolitik angesiedelt waren, 
und dem Rat, der v.a. für zivile und militärische Einsätze 
zuständig war, hatten sich als extrem hinderlich erwiesen. 
Aus diesem Grund wurde diese Trennung mit dem Posten 
der Hohen Vertreterin vom Vertrag von Lissabon nun weit 
gehend aufgelöst. Ferner legt der Vertrag in Artikel 27(3) 
fest, dass die Hohe Vertreterin bei ihrer Arbeit von einer 
neu zu schaffenden Behörde unterstützt werden soll: „Bei 
der Erfüllung seines Auftrags stützt sich der Hohe Vertre-
ter auf einen Europäischen Auswärtigen Dienst.“

Über Funktion und Tragweite des Auswärtigen Dien-
stes lässt Catherine Ashton keinerlei Zweifel aufkommen. 
So erklärte sie etwa bei der Münchner Sicherheitskonfe-
renz im Februar 2010: „Zur Unterstützung einer einheit-
lichen politischen Strategie müssen wir sämtliche Ein-
flusshebel mobilisieren – politische, ökonomische, plus 
zivile und militärische Krisenmanagementwerkzeuge. 
Die Schaffung des Europäischen Auswärtigen Dienstes ist 
entscheidend, um exakt die Art vereinigten Denkens und 
Handels zu fördern, die wir benötigen. Hierbei handelt es 
sich nicht um eine bürokratische Übung, sondern um eine 
sich nur einmal jede Generation bietende Gelegenheit, 
etwas Neues zu schaffen. Ich hoffe, sie haben nun mein 
Anliegen verstanden. Die Tage, in denen die europäische 
Außenpolitik als Gewäsch ohne Handlungen abgetan wer-
den konnte, sind nun vorüber.“269 Auch die EU-Staats- und 
Regierungschefs unterstrichen auf ihrer Tagung im Sep-
tember 2010 bezüglich des EAD: „Der Europäische Rat 
[fordert] einen stärker integrierten Ansatz, der sicherstellt, 



38

dass alle einschlägigen Instrumente und Politiken der EU 
und der Mitgliedstaaten vollständig und auf kohärente 
Weise […] im Dienste der strategischen Interessen der Eu-
ropäischen Union eingesetzt werden.“270

4.7.2 Militärisch-Auswärtiger Dienst

Das Problem des EAD fängt angesichts seiner Militär-
lastigkeit bereits mit der Namensgebung an: Nahezu sämt-
liche militärischen und zivil-militärischen EU-Strukturen 
wurden inzwischen in den EAD überführt: „Entscheidend 
ist die Tatsache, dass die gesamten Krisenmanagement-
strukturen der GSVP inklusive dem EUMC [Militärko-
mitee], dem Militärstab (EUMS) und dem Ausschuss für 
zivile Aspekte des Krisenmanagements (CIVCOM), die 
zuvor im Rat angesiedelt waren, sowie ein Großteil der 
Generaldirektion ‚Auswärtige Beziehungen‘ (DG Relex) 
der Kommission in den EAD integriert wurden.“271 Das 
Militär wird demzufolge im EAD eine gewichtige Rolle 
spielen, insofern müsste er ehrlicherweise als „Militärisch-
Auswärtiger Dienst“ bezeichnet werden, alles andere ist 
ein gigantischer Etikettenschwindel. 

Erste negative Folgen zeichnen sich bereits für die Zi-
vile Konfliktbearbeitung bzw. das Zivile Krisenmanage-
ment ab, die ursprünglich einmal als Alternative und nicht 
als Ergänzung militärischer Einsätze gedacht waren. Auch 
wenn die „zivilen“ EU-Einsätze bereits heute im Wesent-
lichen auf die Rolle als bloße Erfüllungsgehilfen zur opti-
mierten Durchsetzung militärisch-strategischer Interessen 
reduziert worden sind, dürfte sich dieser Trend mit dem 
Europäischen Auswärtigen Dienst noch weiter verschär-
fen. Denn die bisher im Rat der Europäischen Union an-

gesiedelten Generaldirektionen (DG) E VIII (militärisch-
strategische Einsatzplanung) und E IX (zivil-strategische 
Einsatzplanung) wurden nun in den EAD transferiert. 
Gleichzeitig wurden DG VIII und IX im neuen Crisis Ma-
nagement Planning Directorate (CMPD) zusammenge-
fasst. Alle Einsätze werden also künftig „aus einer Hand“ 
geplant werden. Das bedeutet: Eine unabhängige und voll-
ständig vom Militärischen getrennte zivile Einsatzplanung 
wird es damit in Zukunft auf EU-Ebene nicht mehr geben. 

Vor diesem Hintergrund konstatierte Fregattenkapitän 
Volker Brasen in einer führenden deutschen Militärzeit-
schrift zufrieden, endlich gebe es nun eine „Zivil-Militä-
rische Planung aus einer Hand. […] Die Etablierung des 
CMPD war ein erster notwendiger und wichtiger Meilen-
stein für die Verbesserung von Strukturen und Abläufen 
beim zivil-militärischen Krisenmanagement. Es ist ein 
weiterer folgerichtiger Schritt zur Umsetzung der ver-
netzten Sicherheitspolitik, durch die Zusammenfassung 
von zivilen und militärischen Planern wird der umfassen-
de Krisenmanagementansatz der EU weiter institutionell 
gefestigt.“272 Andere legen angesichts dieser Entwicklung 
glücklicherweise weniger Begeisterung an den Tag. So 
warnte Alain Délétroz von der International Crisis Group 
vor dem „stark militärischen Geschmack“, den das Krisen-
management auf EU-Ebene mit dem EAD erhalte: „Jetzt 
schauen wir in eine Zukunft, in der Militärexperten die 
Planung ziviler Missionen übernehmen.“ Die Tragweite 
der nun auf den Weg gebrachten Verschmelzung im EAD 
wird von Délétroz mit folgenden Worten untermauert: 
„Die Strukturen, die heute geschaffen werden, werden sich 
über Jahrzehnte nachhaltig auf die Art und Weise, wie die 
EU-Projekte in der Welt wahrgenommen werden, auswir-

Quelle: EAD 2011
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ken. Die Kapazität der Union zur Konfliktverhütung und 
zur Friedenssicherung hat gerade einen herben Schlag er-
litten.“273 

Ganz ähnlich äußert sich Josephine Liebl vom Euro-
pean Peacebuilding Liaison Office (EPLO), einem Netz-
werk aus Nichtregierungsorganisationen, die im Bereich 
der Friedensförderung aktiv sind. Sie kritisierte im März 
2011 in einem Papier für den Bundestags-Unterausschuss 
„Zivile Krisenprävention und vernetzte Sicherheit“ die 
neue Institution mit folgenden Worten: „Das Crisis Ma-
nagement Planning Directorate (CMPD) [wurde] einge-
richtet, um ziviles und militärisches Krisenmanagement 
auf strategischer Planungsebene zu integrieren. EPLO hat 
diese institutionelle Integration mitverfolgt und musste 
erleben, wie es in Folge zu einer Absorbierung von zi-
vilen Kapazitäten in die militärische Struktur kam. Dies 
hatte zum Ergebnis, dass ziviles Krisenmanagement nicht 
mehr durch ziviles, sondern militärisches Personal geplant 
wurde, was zu einer Militarisierung des zivilen Krisenma-
nagements […] führte.“274 Selbst die der Bundesregierung 
zuarbeitende Stiftung Wissenschaft und Politik merkte be-
züglich des CMPD an: „Damit läuft die EU Gefahr, dass in 
Zukunft militärische Gesichtspunkte in der strategischen 
Planung überwiegen.“275

4.7.3 Entwicklungshilfe: Vor den Militärkarren 
gespannt

Vor dem Hintergrund des ohnehin schon bedenklichen 
Trends zur Instrumentalisierung von Entwicklungshil-
fe bereitet besonders auch die Tatsache, dass künftig der 
Europäische Auswärtige Dienst und nicht mehr allein die 
Kommission eine wesentliche Rolle bei der „Programmie-
rung“ europäischer Hilfsgelder spielen wird, vielen Nicht-
regierungsorganisationen erhebliches Kopfzerbrechen.276 
Die Befürchtung ist, dass wenn nun außen- und mehr 
noch militärpolitische Akteure bei der Vergabe künftiger 
Entwicklungshilfegelder ein wichtiges Wort mitzureden 
haben, diese Mittel künftig zunehmend nach interessen-
spolitischen Gesichtspunkten umprogrammiert werden. 
So heißt es etwa in einer gemeinsamen Erklärung der 
beiden Entwicklungsorganisationen CIDSE (Frankreich) 
und CAFOD (Großbritannien): „[Im EAD] verwischt die 
Unterscheidung zwischen Außen-, Sicherheits- und Ent-
wicklungspolitik, was zu einer Unterordnung von Ent-
wicklung und Armutsbekämpfung unter sicherheits- und 
außenpolitische Prioritäten führen wird.“ Zwar verfügt der 
Entwicklungskommissar über gewisse Mitspracherechte; 
was allerdings passieren dürfte, sollten außen- bzw. si-
cherheitspolitische Interessen mit den Zielen der Armuts-
bekämpfung kollidieren, ist absehbar, wie CIDSE und 
CAFOD weiter kritisieren: „Während der Vorschlag der 
Hohen Vertreterin für den Entwicklungskommissar eine 
überwachende Rolle bei der Gelderprogrammierung vor-
sieht, versäumt er es zu erwähnen, wie dies in der Praxis 
vonstatten gehen soll. Da die Entscheidungsfindungspro-
zesse nicht präzisiert sind, befürchten wir, dass im Falle 
von Uneinigkeit die Meinung der Hohen Vertreterin die 
des Entwicklungskommissars überstimmen wird.“277 

Hier wurden allerdings Nägel mit Köpfen gemacht, 
ohne dass vollkommen geklärt wäre, inwieweit die neue 
Superbehörde in dieser Form überhaupt rechtskonform 
ist. Dies gilt besonders für die Frage, ob sich der Kom-

petenzbereich des EAD auf GASP und Entwicklungszu-
sammenarbeit erstrecken kann und darf, obwohl hiervon 
im Vertrag von Lissabon keine Rede ist. Während ein 
Rechtsgutachten zu dem Schluss kommt, der EAD sei im 
„Geiste wie im Wortlaut“ mit dem Vertrag von Lissabon 
vereinbar,278 äußert ein anderes Gutachten im Auftrag von 
CAFOD und CIDSE hieran erhebliche Zweifel: „Die Rol-
le des EAD ist gemäß dem Vertrag auf die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) beschränkt, die le-
diglich einen Teil des externen Handelns der EU darstellt. 
Entwicklungszusammenarbeit liegt außerhalb des Rah-
mens der GASP, weshalb der EAD keinerlei Befugnisse 
über sie besitzt.“279 Auch ein zweites Gutachten im Auf-
trag von Eurostep kam zu demselben Ergebnis280, dennoch 
deutet gegenwärtig nichts darauf hin, dass diese schlüssige 
rechtliche Argumentation irgendwelche Konsequenzen 
nach sich ziehen wird.281

4.7.4 Machtpolitik bar demokratischer Kontrolle

Ein weiteres Ziel ist es, mit dem EAD die Nieder-
lassungen der Europäischen Union, die mit dem Vertrag 
von Lissabon quasi Botschaftscharakter erhalten haben, 
machtpolitisch gezielter einsetzen zu können. Künftig will 
man mit „einer diplomatischen Stimme“ sprechen, wofür 
nun alle 136 EU-Länderdelegationen (plus zwei weitere 
bei den Vereinten Nationen in New York und internationa-
len Organisationen in Genf) Schritt für Schritt in den EAD 
eingegliedert werden. Die jeweiligen Delegationsleiter 
(EU-Botschafter) unterstehen dabei direkt der Hohen Ver-
treterin, die ihnen gegenüber weisungsbefugt ist. Die EU-
Vertreter dürfen nicht nur im Namen der EU sprechen, sie 
sollen auch die Positionen der einzelnen Botschaften der 
Mitgliedsländer koordinieren und vereinheitlichen: „Mit 
dem EAD und den weltweiten Delegationen der EU kön-
nen wir hier auf hohem Niveau Außenpolitik betreiben“, 
so Elmar Brok. Eines der künftigen Spielfelder für Euro-
pas „Außenpolitik auf hohem Niveau“ wurde vom CDU-
Mann konkret benannt: „Brok beobachte in den letzten 
Wochen und Monaten eine ‚Schlacht um die Zukunft der 
Ukraine‘ mit dramatischer Bedeutung für das politische 
Gewicht Europas. Bei der Frage, ob sich Kiew mehr nach 
Moskau oder nach Brüssel orientiere, spielten die euro-
päischen Nationalstaaten bislang eine bescheidene Rolle. 
Dies sei zum Beispiel ein entscheidender Ansatzpunkt für 
den EAD.“282

Besonders problematisch ist dabei die Frage der demo-
kratischen Kontrolle des Dienstes, die schon bei den Ver-
handlungen über den EU-Verfassungsvertrag, in dem der 
EAD erstmals erwähnt wurde, eine untergeordnete Rolle 
spielte.283 Im nahezu unveränderten Vertrag von Lissabon 
wurde zum Prozedere seines Aufbaus in Artikel 27(3) 
EUV knapp festgehalten: „Die Organisation und die Ar-
beitsweise des Europäischen Auswärtigen Dienstes wer-
den durch einen Beschluss des Rates festgelegt.“ Da sich 
die Begeisterung der Staats- und Regierungschefs, dem 
Parlament umfassende Rechte zuzubilligen, bekanntlich 
in engen Grenzen hält, sollte mit diesem Wortlaut sicher-
gestellt werden, dass der künftige Auswärtige Dienst – und 
damit große Teile der gesamten Außen- und Sicherheits-
politik – auch weiterhin der parlamentarischen Kontrolle 
weit gehend entzogen bleiben würden. 
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Schnell machte der Rat der Staats- und Regierungs-
chefs klar, dass er beabsichtigte, dem Europäischen Par-
lament den Platz am Katzentisch des künftigen Dienstes 
zuzuweisen. Bereits im Oktober 2009 legte die damalige 
schwedische Ratspräsidentschaft ein Papier zur Funktions-
weise und Kompetenzverteilung des Auswärtigen Dienstes 
vor. Darin hieß es, der EAD solle ein Gebilde „sui gene-
ris“ werden, unabhängig vom Rat und der Kommission, de 
facto aber den Staats- und Regierungschefs unterstellt und 
nahezu vollständig vom Parlament abgekoppelt. Was die 
Tätigkeit des EAD anbelangt, war lediglich vorgesehen, 
dass die Hohe Vertreterin „das Europäische Parlament re-
gelmäßig über die wesentlichen Aspekte und Weichenstel-
lungen der GASP/GSVP unterrichtet.“284 Im Wesentlichen 
wurden diese Passagen von Catherine Ashton in ihrem 
Vorschlag für einen Ratsbeschluss zum EAD übernom-
men, der erstmals Ende März 2010 präsentiert wurde.285 
Demgegenüber beklagte das Europäische Parlament mehr-
fach die unzureichenden parlamentarischen Kontrollmög-
lichkeiten: „Am 21. April [2010] veröffentlichten die Vor-
sitzenden der drei größten politischen Gruppierungen im 
Europäischen Parlament eine Mitteilung, in der sie davor 
warnen, den zukünftigen diplomatischen Dienst der Ge-
walt der EU-Mitgliedsstaaten zu überlassen.“286 

Immer wieder forderten MdEPs deshalb, die neue Be-
hörde eng bei der Kommission anzusiedeln. Den Grund 
hierfür erläuterte ein parlamentarisches Gutachten fol-
gendermaßen: „Im Fall der Verankerung des EAD bei der 
Kommission stünde der EAD unter der Kontrolle des EP, 
weshalb das EP eine Eingliederung des EAD in die Kom-
mission fordert. Damit würde es auch größere Mitspra-
cherechte bei der Außenpolitik der EU erhalten.“287 Dies 
entsprach nun wiederum überhaupt nicht den Vorstellun-
gen der Staats- und Regierungschefs, die diese und andere 
Forderungen mehr oder weniger ungehört ins Leere laufen 
lassen wollten. Folgerichtig sieht auch der Ratsbeschluss 
zur Aufstellung und Funktionsweise des EAD vom 26. Juli 
2010 lediglich vor, das Europäische Parlament werde „im 
Einklang mit Artikel 36 EUV“ regelmäßig über die Tätig-
keit des Dienstes „unterrichtet“.288 

Auch wenn das Plazet des Europäischen Parlaments 
für die Aufstellung des EAD gemäß Artikel 27(3) nicht 
erforderlich war, fand es dennoch eine Möglichkeit, seine 
Interessen geltend zu machen. Denn damit die neue Behör-
de ihre Arbeit aufnehmen konnte, war die Zustimmung des 
Parlaments zur Änderung der EU-Haushalts- und Perso-
nalbestimmungen erforderlich, was in der Folge als Hebel 
genutzt wurde, um vom Rat gewisse Zugeständnisse zu er-
halten. Allerdings gelang dies nur in begrenztem Umfang. 
So konnte zwar verhindert werden, dass der EAD einen 
komplett eigenständigen Haushalt erhält, wodurch sich 
das Europäische Parlament eine gewisse Budgetkontrolle 
bewahren konnte. Was die administrativen Ausgaben an-
belangt, besteht aber lediglich die Möglichkeit, das Budget 
komplett zu akzeptieren oder abzulehnen, Einzelposten 
sind damit kaum verhandel- bzw. änderbar. Ein negatives 
Votum würde zudem den Dienst komplett lahmlegen, wes-
halb dies wohl nur selten ernsthaft in Betracht gezogen 
werden dürfte. 

Extrem umstritten war zudem die Ernennungsprozedur 
für die Leiter der EU-Delegationen. Ursprünglich woll-
te das Europäische Parlament die Möglichkeit erhalten, 

künftige Botschafter vor der Ernennung anhören und auch 
ablehnen zu können. Zwar existiert nun ein Anhörungs-
recht vor deren Amtsantritt, aber erst nach ihrer forma-
len Ernennung, die somit nicht zustimmungspflichtig ist. 
Nicht einmal in der Frage, ob diese Anhörungen öffent-
lich abzuhalten sind, konnte sich das EP durchsetzen, sie 
werden künftig im stillen Kämmerlein durchgeführt.289 
Obwohl die Mitsprachemöglichkeiten des Parlaments 
hier extrem bescheiden ausfallen, fordert etwa die Stif-
tung Wissenschaft und Politik, diese ohnehin kümmerli-
chen Kontrollbefugnisse dürften unter keinen Umständen 
die „Handlungsfähigkeit“ des EAD einschränken: „Diese 
Rechte dürften die bislang schwach ausgeprägte Legitimi-
tät der EU-Diplomatie gerade in intergouvernementalen 
Feldern stärken. In der Praxis aber wäre darauf zu achten, 
dass sie die außenpolitische Reaktionsfähigkeit der EU 
nicht beeinträchtigen.“290

Trotz dieser eher bescheidenen „Erfolge“ gab das 
Europäische Parlament am 20. Oktober 2010 endgültig 
grünes Licht, sodass der Europäische Auswärtige Dienst 
schließlich am 1. Dezember 2010 seine Arbeit aufnahm. 
Nach der Einigung über den EU-Haushalt 2011 belief sich 
das Budget für das erste Jahr auf etwa 460 Mio. Euro, wo-
bei der Etat mittelfristig auf bis zu 3 Mrd. Euro steigen 
soll. Am 1. Januar 2011 wurden die ersten Mitarbeiter von 
ihren bisherigen Stellen in Kommission und Rat in den 
EAD überführt. Seither arbeiten dort etwa 3600 Beamte 
(ca. 1600 in der Brüsseler Zentrale, ca. 2000 in den EU-
Botschaften). Hinzu kommen noch 4000 Personen, die für 
ziviles und/oder militärisches Krisenmanagement zustän-
dig sind. 

Noch ist es zu früh, genau sagen zu können, in wel-
che Richtung sich das mühsam ausgehandelte Konstrukt 
entwickeln wird. Eine Möglichkeit ist, dass der EAD zu 
einem Instrument der Staats- und Regierungschefs wird, 
ebenso gut könnte sich der Dienst aber auch „freischwim-
men“ und ein „Eigenleben“ entwickeln, wovor selbst El-
mar Brok mehrfach gewarnt hatte.291 Eines scheint aber 
sicher: Die Zukunft des EAD wird weit gehend unter Aus-
schluss des Europäischen Parlaments ausgestaltet werden: 
„Dass nicht wenige der Parlamentarier bei ihrem Votum 
Bauchschmerzen hatten, lag wohl vor allem daran, dass sie 
damit trotz kleiner Zugeständnisse durch die Regierungen 
praktisch ihre Kontrollrechte über die neue Megabehörde 
aufgegeben haben. Weniger störten sich die europäischen 
Volksvertreter am weitgehend offenen Mandat der Behör-
de und der Vermischung ziviler und militärischer Aspek-
te.“292 Tatsächlich scheint aus Sicht der meisten EU-Abge-
ordneten der machtpolitische Mehrwert wichtiger gewesen 
zu sein, als vorhandene Bedenken, was die unzureichende 
demokratische Kontrolle des Dienstes anbelangt. Schließ-
lich teilt man auf nationaler wie europäischer Ebene das 
Ziel, mit dem EAD künftig europäische Interessen effekti-
ver durchsetzen zu können, wie Aussagen von Elmar Brok 
belegen: „Insgesamt müssen wir es schaffen, unsere au-
ßenpolitischen Instrumentarien miteinander so in Einklang 
zu bringen, dass die Summe die EU als Ganzes stärkt. […] 
Doch bisher wurde dieses Potential aufgrund der bestehen-
den Inkohärenzen nicht gebündelt. Doch dies ist notwen-
dig, wenn man auf außenpolitischer Bühne mitreden und 
europäische Interessen durchsetzen will.“293
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In trauter Einigkeit kritisieren Politik und Rüstungs-
industrie die Zersplitterung des EU-Verteidigungssektors. 
Die Europäische Union verfüge über 89 verschiedene 
Waffenprogramme, an denen unzählige Firmen arbeiten 
würden, während es in den USA, trotz eines deutlich hö-
heren Militärhaushaltes, lediglich 27 seien.294 Allein drei 
Kampfflugzeuge, sieben verschiedene Helikopter, vier 
Kampfpanzer und unzählige gepanzerte Fahrzeuge stün-
den beispielhaft dafür, wie unproduktiv der fragmentierte 
Sektor derzeit sei.295 

Auch hier ergänzen sich industrielle und politische In-
teressen, ohne notwendigerweise identisch zu sein. Von 
politischer Seite wird argumentiert, die Bündelung von 
Rüstungsindustrie und Rüstungsmarkt werde zu erhebli-
chen Effizienzsteigerungen und damit einem „effektive-
ren“ Militärapparat führen – eine angesichts der Datenlage 
eher fragwürdige Annahme (vgl. Kapitel 5.1). Gleichzei-
tig soll die Fähigkeit, sämtliche „notwendigen“ Rüstungs-
güter produzieren zu können, innerhalb der EU gehalten 
werden, um nicht in Abhängigkeit von anderen Staaten 
zu gelangen. Um dies zu gewährleisten, wird allerdings 
eine kritische Größe für erforderlich gehalten, damit die 
EU-Konzerne sich „erfolgreich“ auf dem Weltmarkt – vor 
allem gegenüber der US-Konkurrenz - behaupten können. 
Dies liegt selbstredend auch im Interesse der Rüstungs-
industrie: „Wettbewerbs- und Kooperationsfähigkeit ‚auf 
Augenhöhe‘ setzt aber eine entsprechende eigene Größe 
voraus, will man sich nicht auf die Rolle eines Zulieferers 
von Komponenten beschränken.“296 

Vor diesem Hintergrund fordert etwa eine Analyse von 
Price Waterhouse Coopers, es sei „nicht nur notwendig, 
die Nachfrageseite, sondern auch die Angebotsseite zu 
konsolidieren.“297 Nahezu wortgleich argumentierte der 
ehemalige EU-Außenbeauftragte Javier Solana, die EU 
müsse „sowohl die Nachfrage- als auch die Angebotsseite 
konsolidieren.“298 Am Ende dieses Konsolidierungspro-
zesses sollen schließlich weniger EU-Rüstungsfirmen mit 
größeren Profitmargen (Angebotsseite) weniger Aufträge 
mit größerem Volumen bedienen (Nachfrageseite).

Auf nationaler Ebene, teils aber auch schon europa-
weit, sind die Konzentrationsprozesse in der Rüstungsin-
dustrie bereits relativ weit fortgeschritten. Über zahlreiche 
Maßnahmen, insbesondere durch das so genannte Vertei-
digungspaket (Defence Package) soll dieser Prozess nun 
weiter forciert werden. Ziel ist es, auf EU-Ebene einen 
„freien“ und „fairen“ Rüstungsmarkt zu etablieren, indem 
„Wettbewerbsverzerrungen“ beseitigt werden. Dies wird 
jedoch dazu führen, dass sich nur die stärksten Konzerne 
am Markt werden behaupten können: Fusionen und Über-
nahmen und damit ein weiterer Konzentrationsprozess 
werden die Folge sein. Auch was die Nachfrageseite anbe-
langt, ist die Europäische Union sehr umtriebig. Vor allem 
über die Gent-Initiative will man einem einheitlichen eu-
ropaweiten Beschaffungsmarkt und damit größeren Auf-

tragsmargen ein wesentliches Stück näher kommen. Die-
sem Ziel dient auch eine weitere, besonders unappetitliche 
Maßnahme: Mit der Verbringungsrichtlinie, einem Teil des 
Verteidigungspaketes, will die Europäische Union eine re-
gelrechte Rüstungsexportoffensive starten, um die eigenen 
Konzerne zu stärken. 

Im Ergebnis werden all diese Prozesse zur Herausbil-
dung eines mächtigen Militärisch-Industriellen Komple-
xes führen. Dies erfordert allerdings eine möglichst weit 
gehende Europäisierung der gesamten Rüstungs- und Mi-
litärpolitik, was bislang von den Mitgliedsländern, die die-
sen Bereich als Kernbestandteil ihrer Souveränität erach-
ten, behindert wurde. Hier soll nun die Wirtschafts- und 
Finanzkrise als Hebel genutzt werden, um die Mitglieds-
länder zur Abgabe von Kompetenzen an die EU-Ebene zu 
„überzeugen“. Somit droht, dass sich in der Europäischen 
Union ein ähnlich einflussreicher MIK herausbilden könn-
te wie in den USA, die von Wirtschaft und Politik auch als 
Vorbild benannt wird. So schreibt etwa Stefan Zoller, Chef 
der EADS-Rüstungstochter Cassidian: „Das Ziel einer 
wie auch immer konstruierten Konsolidierung der europä-
ischen Verteidigungs- und Sicherheitsindustrie muss eine 
Dimensionierung im Blick haben, die zumindest tendenzi-
ell der des US-amerikanischen Marktes entspricht.“299 

5.1 EU-MIK: Politische und industrielle Interessen

Auch wenn es derzeit ein munteres Raten mit Zahlen 
gibt, mal gibt Karl-Heinz Kamp von der NATO-Verteidi-
gungsakademie in Rom an, lediglich 3 bis 5 Prozent der 
EU-Truppen könnten ins Ausland verlegt werden300; dann 
ist es die Stiftung Wissenschaft und Politik, die von etwas 
unter 10 Prozent spricht301; und schließlich gibt die EU-
Verteidigungsagentur mit 26,6 Prozent eine ungleich grö-
ßere Zahl an.302 Egal welche Zahl genau stimmt, einig ist 
man sich zumindest in einem: Sie ist zu niedrig!

Aus Sicht der EU-Staaten stehen finanzieller Rüstungs-
aufwand und militärisch-machtpolitischer Ertrag derzeit 
in keinerlei akzeptablem Verhältnis: „Das Dilemma ist of-
fensichtlich. Europa gibt viel Geld für Sicherheit und Rü-
stungsgüter aus, doch die Ergebnisse sind bisweilen ma-
ger. Auf dem Papier ist Europa eine sicherheitspolitische 
Supermacht: Fast zwei Millionen Soldaten bringen die 
europäischen Streitkräfte auf die Beine - 500.000 mehr als 
die USA. […] Und doch führt dieser immense Aufwand 
nur zu einem bescheidenen Nutzen. Dreiviertel dieser be-
eindruckenden Streitmacht ist praktisch immobil, weil es 
an Ausrüstung, Transportkapazitäten und Kommunikati-
onsmitteln fehlt.“303 Auch das Europäische Parlament „be-
dauert die Art und Weise, in der die meisten dieser Mittel 
auf der Grundlage unkoordinierter Entscheidungen über 
nationale Verteidigungsplanung ausgegeben werden, was 
nicht nur zu anhaltenden Mängeln in Bezug auf die Fähig-
keiten, sondern oft auch zu Verschwendung durch Überka-

5. Europas Militärisch-Industrieller Komplex
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pazitäten und Verdoppelungen sowie zu einer fragmentier-
ten Industrie und zersplitterten Märkten führt, was wieder-
um zur Folge hat, dass die EU weder über die Sichtbarkeit, 
die Ressourcen noch die Tragweite verfügt, die man von 
Ausgaben in Höhe von 200 Mrd. EUR erwarten kann.“304 

Von einem einheitlichen EU-Rüstungsmarkt und damit 
einhergehenden höheren Auftragszahlen erhofft man sich 
deshalb substanzielle Einsparungen bzw. Effizienzsteige-
rungen. Mehr Krieg pro Euro heißt die Devise, wie auch 
der ehemalige EU-Außenbeauftragte Javier Solana betont. 
Bei der Schaffung eines EU-Rüstungsmarktes gehe es 
„mehr um die Rationalisierung der Verteidigungsausgaben 
als um die Demilitarisierung Europas.“305 Zumeist wird 
sich dabei auf die Arbeit Keith Hartleys berufen, der in 
einer Studie zu dem Ergebnis kam, die Etablierung eines 
einheitlichen EU-Rüstungsmarktes könne Einsparungen 
zwischen 3,8 und 7,8 Mrd. Euro zur Folge haben.306 Durch 
die Nutzung von Skaleneffekten (economies of scale) sol-
len größere Stückmargen beitragen, die davonlaufenden 
Preissteigerungen im Rüstungsbeschaffungsbereich auf-
zufangen.307 

Die Auftragsvolumen sollen darüber hinaus vergrößert 
werden, indem die Rüstungsexporte angekurbelt werden. 
Um auf dem internationalen Markt wettbewerbsfähig zu 
sein, muss allerdings der kleinteilige EU-Rüstungssektor 
aus Sicht von Politik und Wirtschaft zu einem mächtigen 
Militärisch-Industriellen Komplex zusammengeschmie-
det werden. Diese Sichtweise hängt ganz wesentlich mit 
Entwicklungen in den USA Anfang der 1990er zusam-
men: „Im berühmten ‚Last Supper’ von 1993 […] äu-
ßerte der damalige US-Verteidigungsminister Les Aspin 
gegenüber den versammelten Vorstandsvorsitzenden der 
großen wehrtechnischen Unternehmen, dass aufgrund der 
Budgetentwicklung in 5 Jahren nur noch 50% von ihnen 
im Geschäft seien. Die einzige Lösung der angespannten 
Situation sehe er in Fusionen mit anderen Unternehmen. 
Dieser Lenkungswille kam auch in erheblicher finanziel-
ler Unterstützung zum Ausdruck: Von 1993 bis 1997 in-

vestierte das US-Verteidigungsministerium $1,5 Mrd. in 
sieben Fusionen im Verteidigungsbereich!“308

Hierauf wuchs die Sorge, gegenüber der US-Konkur-
renz ins Hintertreffen zu geraten: „In Europa kamen Be-
fürchtungen auf, dass Europa wirtschaftlich und technolo-
gisch auf lange Sicht nicht mehr mit den USA mithalten 
könnte.“309 Eine drohende technologische Abhängigkeit 
von den USA – oder jeder anderen Großmacht – war für 
die EU jedoch ein machtpolitischer Alptraum, den es un-
ter allen Umständen zu verhindern galt. Schließlich wird 
eine unabhängige und leistungsfähige rüstungsindustrielle 
Basis als Grundlage für die Fähigkeit zur „effektiven“ 
globalen Machtausübung erachtet. Es galt zu handeln 
und einen ähnlich gearteten Konsolidierungsprozess wie 
in den Vereinigten Staaten in Gang zu setzen. Die Ver-
suche, einen EU-MIK herauszubilden, haben hier ihren 
Ursprung: „Für die großen waffenproduzierenden Staaten 
war es wesentlich, industrielle Fusionen (sowohl national 
als auch transnational) durchzuführen, wenn ihre Firmen 
in dem neuen kompetitiven Markt überleben wollten.“310 

Bis heute hält die Sorge um die Konkurrenzfähigkeit 
gegenüber den USA – also um die eigene rüstungsindu-
strielle Machtbasis – an. So warnte ein EU-Kommissions-
bericht im Jahr 2003: „Die Gefahr besteht, dass die eu-
ropäische Industrie auf den Stand eines Unterlieferanten 
US-amerikanischer Hauptauftragnehmer zurückgedrängt 
werden könnte, während das Knowhow den amerika-
nischen Firmen vorbehalten ist.“311 Auch in einer Studie 
der Bundeswehr-Universität wird gewarnt: „Sollte insbe-
sondere das amerikanische Übergewicht bei der Verteidi-
gungstechnologie weiter zunehmen, könnte die Folge eine 
größere Abhängigkeit Europas von den Vereinigten Staa-
ten sein, was wiederum mit einer gleichberechtigten trans-
atlantischen Partnerschaft nur schwer verträglich wäre.“312 

Im Dezember 2011 verlieh das Europäische Parlament 
dieser Sorge noch einmal überdeutlich Ausdruck: „Das Eu-
ropäische Parlament […] erinnert daran, dass Fortschritte 
bei der Konsolidierung der verteidigungstechnologischen 

und -industriellen Basis Europas 
notwendig sind, da angesichts 
zunehmender Komplexität der 
Technik, steigenden internation-
alen Wettbewerbs und schrump-
fender Verteidigungshaushalte 
in keinem EU-Mitgliedstaat die 
Verteidigungsindustrie mehr auf 
rein nationaler Basis überlebens-
fähig ist; bedauert die Tatsache, 
dass in der europäischen Raum-
fahrtindustrie zwar ein gewisser 
Grad an Konzentration erreicht 
wurde, die Sektoren für Güter 
für Heer und Marine aber weit-
erhin zum überwiegenden Teil 
entlang nationaler Grenzlin-
ien zersplittert sind; warnt die 
Mitgliedstaaten vor der Mögli-
chkeit, dass Kürzungen bei 
Verteidigungsinvestitionen die 
europäische Verteidigungsindus-
trie und technologische Innova-
tion der Gefahr aussetzen, durch 

Vorbild für Europa? Konzentrationsprozess der US-Rüstungsindustrie, 
Quelle: Watts, Barry D./Harrison, Todd: Sustaining Critical Sectors of the U.S. Defense Indu-
strial Base, Center for Strategic and Budgetary Assessments (CSBA) 2011, S. 75.
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die Kontrolle von Drittmächten mit anderen strategischen 
Interessen übernommen zu werden.“313

Eine fortgesetzte Defragmentierung des Markes er-
scheint aus machtpolitischer Sicht also weiter dringend 
geboten: „Europäische Fusionen – die Herausbildung von 
‚Eurochampions‘ – weisen einen (Königs-)Weg aus dem 
Dilemma. Einerseits lässt sich damit sehr viel einfacher 
um Weltmarktanteile konkurrieren und so die gesunkene 
(inländische) Nachfrage kompensieren, andererseits be-
steht die Möglichkeit, die ‚kritische Masse‘ zu erreichen, 
die eine Übernahme durch die amerikanische Konkurrenz 
vereitelt oder zumindest enorm erschwert.“314 Die Dimen-
sion des „Konsolidierungsprozesses“, die den politischen 
Eliten vorschwebt, wird ersichtlich, wenn man sich die 
Forderung des ehemaligen EDA-Leiters nach einem „Eu-
ropean Last Supper“ vor Augen führt.315

Auch der Industrie ist an der Konsolidierung des EU-
Rüstungssektors gelegen – zumindest den Konzernen, die 
sich Hoffnungen machen, aus den Konzentrationsprozes-
sen als Sieger hervorzugehen. Denn eine „kritische Grö-
ße“ gilt als notwendige Bedingung für eine „erfolgreiche“ 
Rüstungsexportpolitik, nebst den daraus resultierenden 
einträglichen Gewinnen. So äußerte sich etwa Rheinme-
tall Chef Klaus Eberhardt, Chef des Branchenverbandes 
ASD: „Für unsere Branche gibt es zwei Notwendigkeiten: 
Die internationalen Wachstumsmärkte außerhalb von Eu-
ropa gemeinsam und nicht als Wettbewerber anzugehen, 
und daneben die industrielle Konsolidierung in Europa 
mit allem Nachdruck zu fördern.“316 Letztlich würden also 
alle Beteiligten von den Zusammenballungsprozessen 
profitieren, so die einhellige Meinung:  „Die Streitkräfte, 
weil gemeinsam billigere und bessere Produkte beschafft 
werden können und die einheitliche Ausrüstung gemein-
same Einsätze vereinfacht. Und die Industrie, weil höhere 
Stückzahlen und bessere Margen sie wettbewerbsfähiger 
machen.“317

Allerdings klingen die gebetsmühlenartigen Verweise 
auf „Skaleneffekte“, „Effizienzsteigerungen“ und „Ein-
sparpotenziale“ zwar gut und sie sind auch geeignet, um 
die Herausbildung eines EU-MIK zu legitimieren, mit der 
Realität haben sie allerdings wenig zu tun. Dennoch wird 
immer wieder argumentiert, eine konsolidierte Rüstungs-
industrie würde Einsparpotenziale freisetzen, gemeinsame 
Beschaffungsprojekte hätten niedrigere Stückpreise zur 
Folge und Investitionen in den Militärbereich seien volks-
wirtschaftlich ganz grundsätzlich eine sinnvolle Angele-
genheit.318 

Zur Frage der angeblichen Einsparpotenziale durch 
Konzentrationsprozesse und vereinheitlichte Beschaf-
fungsmärkte liegen jedoch Untersuchungen zu den USA 
vor, die diese Behauptungen nicht stützten.319 Zwar fehlen 
ähnliche Studien für die Europäische Union, ein Blick auf 
die bisherigen großen EU-Beschaffungsprojekte sollte je-
doch genügen, um Zweifel am Bild eines effizienten EU-
MIK aufkommen zu lassen. Ebenso verhält es sich mit den 
angeblichen volkswirtschaftlichen Segnungen von Investi-
tionen in den Rüstungssektor. Die viel gepriesenen „Spin-
Offs“, technologische Innovationen, die vom Rüstungs-
sektor erfunden und danach massiv zur volkswirtschaft-
lichen Entwicklung beigetragen haben, sind, so es sie je 
überhaupt in relevantem Ausmaß gab, längst Geschichte. 
Hochtechnologie ist heute Sache ziviler Firmen und die 

Rüstungsindustrie greift auf deren Know-How zurück und 
nicht umgekehrt, wie eine Reihe von Studien belegt hat. 
Investitionen in den Rüstungssektor sind demzufolge auch 
volkswirtschaftlich, so man sich von ihnen Wachstums-
effekte erhofft, so ziemlich das Unproduktivste, was man 
machen kann.320

Dennoch wird an der Mär vor einem effizienten EU-
MIK eisern festgehalten und auf einen forcierten Konsoli-
dierungsprozess hingearbeitet. 

5.2 Eurochampions: Konzentrationsprozesse in 
der EU-Rüstungsindustrie

Zwar gab es schon länger Versuche, den fragmentier-
ten EU-Rüstungssektor über verschiedene Maßnahmen zu 
bündeln, allerdings versandeten diesbezügliche Initiativen 
lange mehr oder weniger erfolglos: „Während sich bereits 
zu Beginn der 1980er Jahre in Europa eine neue Integrati-
onsdynamik etablierte und diese im Vertrag von Maastricht 
und der Wirtschafts- und Währungsunion konkretisiert 
wurde, blieb die militärische Dimension der Europäischen 
Union weitgehend aus den Vergemeinschaftungsprozessen 
ausgeschlossen. Die Internationalisierung der Produktion 
war alles in allem an der rüstungsindustriellen Basis in 
Europa in den 1980er Jahren mehr oder weniger spurlos 
vorübergegangen.“321

Ein wesentlicher Impuls, dass sich dies änderte, ging, 
wie erwähnt, von den Konzentrationsprozessen in den 
USA Anfang der 1990er aus. Mit etwas zeitlicher Ver-
zögerung setzte eine ähnliche, wenn auch nicht ganz so 
rasante Entwicklung auf der anderen Seite des Atlantiks 
ein, allerdings zunächst weniger auf europäischer Ebene: 
„Die erste Phase der Konsolidierung ab dem Beginn der 
1990er Jahre erfolgte zunächst auf nationaler Ebene. Ziel 
war es dabei, für die erwarteten Unternehmenszusammen-
schlüsse auf europäischer Ebene ‚Nationale Champions‘ 
zu schaffen.“322 Die Vorarbeiten für eine „Defragmen-
tierung“ auf europäischer Ebene schritten im Laufe der 
1990er zügig voran. Im Dezember 1997 riefen die briti-
sche, französische und deutsche Regierung in einem „Joint 
Statement“ die nationalen Systemführer dazu auf, sich auf 
neue europaweite Kooperationsformen zu verständigen.323 
Anvisiert wurde daraufhin die Fusionierung von DASA, 
British Aerospace (BAE) und Aerospatiale-Matra zur Eu-
ropean Defence Aeronautic Company (EADC), wodurch 
der weltgrößte Rüstungskonzern entstanden wäre. Diese 
Pläne zerschlugen sich allerdings, nachdem British Aero-
space Anfang 1999 mit GEC-Marconi zum Superkonzern 
BAE Systems, dem heute weltweit zweitgrößten Rüstungs-
konzern fusionierte: „Obwohl BAE nach dem erfolgten 
Zusammenschluss weitere Fusionierunsverhandlungen 
anbot, zog kein anderes Unternehmen mehr eine Fusion in 
Erwägung, da aufgrund der überragenden Größe der BAE 
eine britische Dominanz innerhalb einer möglichen Fusion 
die logische Konsequenz gewesen wäre.“324 

Daraufhin schlossen sich im Juli 2000 DASA, Aérospa-
tiale-Matra und die spanische CASA zur European Aero-
nautic Defence and Space Company (EADS) zusammen. 
Zwar scheiterten danach verschiedene Versuche, EADS 
noch dazu mit Thales zu fusionieren, dennoch ist der 
Konzern der bislang mit Abstand wichtigste und größte 
transeuropäische Firmenzusammenschluss und der heute 
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siebtgrößte Rüstungskonzern der Welt, manche 
bezeichnen ihn sogar als erste „europäische 
Firma.“325 Darüber hinaus ist die europäische 
Konsolidierung im Luft- und Raumfahrtsektor 
insbesondere im Lenkkörperbereich weit fortge-
schritten. Dort ist mit MDBA ein europaweiter 
Marktführer entstanden, der im Jahr 2001 aus ei-
ner Fusion von Aérospatiale-Matra Missiles, der 
Flugkörperdivision von Alenia Marconi Systems 
und Matra BAe Dynamics hervorging. 

In der Luft- und Raumfahrt sind also mittler-
weile nur noch zwei Unternehmen (EADS und 
BAE Systems) mit Systemfähigkeit, also den Ka-
pazitäten zur Entwicklung, Konstruktion, Her-
stellung und Erprobung von Waffensystemen 
übrig geblieben, bei den Lenkwaffen mit MDBA 
nur noch eines. Auch im Elektronikbereich sind 
mit Thales, BAE Systems und EADS lediglich 
noch drei Systemführer vorhanden.326

Demgegenüber existieren im Marinesektor 
noch etwas mehr Unternehmen mit Systemfä-
higkeit. Allerdings ist auch hier die nationale 
Konsolidierung bereits weit fortgeschritten. In 
Großbritannien ist BAE Systems „auf dem be-
sten Weg, sich zum einzigen britischen Kon-
strukteur von Kriegsschiffen zu entwickeln.“ In 
Frankreich konzentrieren sich die Fähigkeiten 
auf DCNS und Thales, in Italien schält sich Fin-
cantieri als größter Konzern heraus. In Spanien 
hat sich Navantia „zum wichtigsten nationalen 
Champion mit beinahe monopolistischer Stel-
lung entwickelt.“327 In Deutschland ist vor al-
lem mit der ThyssenKrupp Marine Systems AG 
(TKMS) ein Werftenverbund entstanden, der 
2005 aus der Fusion der ThyssenKrupp-Werften 
GmbH und der Howaldtswerke-Deutsche Werft 
AG (HDW) hervorging. Im Ergebnis ist der na-
tionale Konsolidierungsprozess weit gediehen: 
„Die Zahl der nach Zusammenschlüssen und 
Übernahmen im Markt verbliebenen Unterneh-
men ist relativ klein. Meist gibt es in jedem Land 
nur noch ein oder zwei Unternehmen, die bei größeren 
Beschaffungsprojekten als Systemführer gegenüber dem 
Verteidigungsministerium auftreten.“328 Allerdings stießen 
die bisherigen Bemühungen vor allem von französischer 
Seite, eine „EADS der Meere“ zu gründen, in Deutschland 
auf taube Ohren. Der Grund: „Auf deutscher Seite steht 
man dieser Entwicklung weiter reserviert gegenüber, da 
man dem französischen Staat über seine Mehrheitsbeteili-
gung an DCN[S] nicht die Führung überlassen möchte.“329 
Erste länderübergreifende Projekte existieren aber bereits 
im Bereich des Flugzeugträgerbaus, in dem BAE Systems 
und Thales eng zusammenarbeiten, in der U-Boot-Produk-
tion kooperieren TKMS und Fincantieri und bei den Fre-
gatten DCNS und Fincantieri.330 

Am wenigsten weit ist die Entwicklung bislang im 
Heeresmarkt fortgeschritten, er ist der „am meisten frag-
mentierte Sektor.“331 Dennoch sind auch hier nationa-
le Konsolidierungsprozesse in Gang gesetzt worden. In 
Großbritannien hatte sich seit 2002 Alvis mit dem Aufkauf 
von Vickers als größter Hersteller im Landbereich eta-
bliert. Nachdem dem Unternehmen ein Kaufangebot der 

amerikanischen General Dynamics vorlag, wurde es 2006 
von BAE Systems gekauft, um es weiter unter britischem 
Dach zu behalten.332 In Italien ist Iveco das mit Abstand 
größte Unternehmen und in Frankreich existieren mit Nex-
ter, Panhard, Thales, und Renault Trucks Défense noch 
vier große Anbieter. In Deutschland waren es 1997 noch 
sechs große Unternehmen, von denen aber bis heute nur 
noch Rheinmetall und Kraus-Maffai Wegmann (KMW) 
übrig geblieben sind. Nachdem Anfang 2011 Gerüchte 
aufkamen, der US-Rüstungskonzern Northrop Grumman 
plane eine Übernahme von Rheinmetall, veranlasste dies 
die deutsche Regierung als Abwehrmaßnahme auf eine 
stärkere Konsolidierung zu pochen: „Die aktuellen Über-
nahmespekulationen setzen die Bundesregierung unter 
Zugzwang: Berlin drängt seit Jahren auf eine Konsolidie-
rung der stark fragmentierten heimischen Rüstungsbran-
che, allerdings soll diese unter den heimischen Unterneh-
men stattfinden. […] Im Fokus einer Konsolidierung hat 
der Bund vor allem die Anbieter von Heerestechnik, also 
die Hersteller von Panzern, Munition und Handfeuerwaf-
fen.“333
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Es hat also eine starke Bündelung des Rüstungssektors 
stattgefunden334: „Große Teile der europäischen technolo-
gischen Kapazitäten […] konzentrieren sich mittlerweile 
in den Händen einer kleinen, oligopolistischen Gruppe 
‚nationaler Champions‘.“335 Auf EU-Ebene ist der Konso-
lidierungsprozess allerdings in einigen Bereichen – Elek-
tronik und Luftfahrt – deutlich weiter fortgeschritten als 
in anderen (Heeres- und Marinesektor): „Grenzüberschrei-
tende Fusionen waren eher die Ausnahme, überwiegend 
wurde mehr oder minder konsequent entlang nationaler 
Grenzen konsolidiert.“336 

Auch weil hierauf derzeit gezielt hingearbeitet wird, 
wird unisono allerdings davon ausgegangen, dass sich der 
europaweite Konzentrationsprozess in den nächsten Jahren 
weiter beschleunigen wird. „[Es] ist offensichtlich, dass 
sich aufgrund des nach wie vor hohen Veränderungs- und 
Anpassungsdrucks der europäische Verteidigungsmarkt 
tendenziell weiter Richtung grenzüberschreitender euro-
päischer Lösungen entwickeln muss und wird.“337 Kurz 
gesagt, der Trend geht weiter in Richtung von „weniger, 
aber größeren Konzernen.“338 

5.3 Defence Package: Ein EU-Rüstungsmarkt für 
den EU-MIK

Als großes Problem wird die Tatsache betrachtet, dass 
die Nationalstaaten weiterhin versuchen, ihre eigenen Kon-
zerne zu stärken und zu schützen. Aufträge werden von 
den Verteidigungsministerien bislang bevorzugt an ein-
heimische Unternehmen vergeben: „Die Mitgliedsstaaten 
entscheiden weitgehend autonom über die Auftragsverga-
be und geben daher fast 85% ihrer für die Beschaffung von 
Rüstungsprojekten bestimmten Mittel im Inland aus.“339 
Angesichts der wachsenden internationalen Konkurrenz 
und der Sorge um sinkende Profite, wird dies als unhaltba-
rer Zustand erachtet: „Anstelle eines EU-weiten Marktes 
für Verteidigungsgüter gibt es immer noch 27 nationale 
Einzelmärkte, die durch Einfuhrzölle und -Genehmigun-
gen voneinander abgeschottet werden. Diese Einzelmärkte 
sind zu klein, um internationale Wettbewerbsfähigkeit zu 
garantieren.“340 Ohne einen einheitlichen Rüstungsmarkt, 
sorgt man sich also um den Bestand der europäischen rü-
stungsindustriellen Basis: „Europa als ehemaliger Beherr-
scher der Welt hinkt den Errungenschaften der Rüstungsin-

dustrie der USA hinterher und kann nur dann wieder an die 
führende Stelle der USA aufschließen, wenn die einzelnen 
Nationalstaaten bereit sind, all ihre technologischen Ent-
wicklungen im Rüstungsbereich zu teilen und ohne Rück-
sicht auf eigene Vorteile den europäischen Rüstungsmarkt 
ohne Wenn und Aber einzurichten.“341

Vor diesem Hintergrund wurden mittlerweile zahlreiche 
Maßnahmen zum Abbau von innereuropäischen Handels-
hemmnissen und Wettbewerbsverzerrungen ergriffen, um 
hierdurch die Schaffung eines einheitlichen EU-Rüstungs-
marktes zu fördern.342 Dies betrifft etwa die Frage von so 
genannten Offsets (Kompensationsgeschäften): „Kauft ein 
Staat für einen größeren Betrag bei einem Unternehmen 
aus einem anderen Land ein, so wird oft eine Kompensa-
tion (Offsetverpflichtung) fällig. […] Die Forderung auf 
Kompensation bei größeren Beschaffungsvorhaben ist in 
den meisten Staaten üblich. Unterschieden wird zwischen 
direkter oder indirekter Beteiligung, das erstere heißt di-
rekte Fertigungsbeteiligung an dem Rüstungsgut (also 
Beistellung oder Lizenzfertigung etc. des Produktes, das 
gekauft wird), das zweite sind allgemeine Aufträge an die 
Industrie des Käuferlandes.“343 Besonders den großen Rü-
stungskonzernen sind diese Kompensationsgeschäfte ein 
Dorn im Auge, hindern sie sie doch daran, ihre Überle-
genheit in vollem Ausmaß ausspielen zu können. So äu-
ßert sich etwa der Bundesverband der deutschen Industrie 
(BDI) folgendermaßen: „Offset-Vereinbarungen sind aus 
ordnungs- und wirtschaftspolitischer Sicht inakzeptabel. 
Sie erschweren und verzerren den Wettbewerb, verteuern 
Beschaffungen, wirken dirigistisch und protektionistisch, 
verstoßen gegen die Grundsätze der Marktwirtschaft und 
den EU-Vertrag zu einem einheitlichen, gemeinsamen 
und freien Markt. […] Käuferländer betreiben über Offset 
Know-how- und Hochtechnologieerwerb, lasten eigene 
Industriezweige aus und bauen neue Kapazitäten auf. […] 
Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten der deutschen Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie auf europäischer Ebene 
müssen der Vergangenheit angehören. […] Die Themati-
sierung von Offset muß weiter auf der Tagesordnung blei-
ben; dazu gehört v.a. auch die Fortentwicklung des Code 
of Conduct on Offsets und die konsequente Umsetzung 
des Defence Package.“344

Diese Sichtweise wird auch von der Europäischen 
Union geteilt, für die Offsets ebenfalls wettbewerbsver-
zerrende Maßnahmen sind, die eine Verletzung der Regeln 
des (neoliberalen) Binnenmarktes darstellen. Aus diesem 
Grund wird seit einiger Zeit versucht, die Möglichkeiten 
für solche Kompensationsgeschäfte drastisch einzuschrän-
ken.345 Hierfür erarbeitete die Verteidigungsagentur einen 
„Verhaltenskodex zu Kompensationsgeschäften“, der im 
Oktober 2008 verabschiedet wurde und im Sommer 2009 
in Kraft trat.346 In den Worten des deutschen Staatssekre-
tärs Christian Schmidt ist es das Ziel des Verhaltenskode-
xes, dass mit ihm „überzogene Offset-Forderungen ein-
gedämmt werden.“ Allerdings wurde darin lediglich ver-
einbart, dass Offsets 100% des Auftragswertes nicht über-
steigen dürfen, eine Zielmarke, die zudem auch noch eine 
nicht-bindende Absichtserklärung der Länder darstellt. 
Deshalb betont Schmidt, dass „weiterreichende Regelun-
gen wünschenswert gewesen“ wären. Allerdings seien der 
Verhaltenskodex und vor allem das neue Verteidigungspa-
ket „Schritte in die richtige Richtung.“347 

Nationale und europaweite Konsolidierung, 
Quelle: Bertges, Florian: Der fragmentierte europäische 
Verteidigungsmarkt: Sektorenanalyse und Handlungsop-
tionen, Frankfurt am Main 2009, S. 216.
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Die Mitgliedsstaaten, die viel auf Kompensationsge-
schäfte setzen, berufen sich dabei auf Artikel 346 AEUV, 
der herangezogen wird, um Rüstungsgeschäfte außerhalb 
der Regeln des schrankenfreien EU-Binnenmarktes zu tä-
tigen. Doch auch diese nahezu letzte Bastion, mit der die 
Mitgliedsstaaten ihre Souveränität im rüstungsindustri-
ellen Bereich verteidigen, soll mittels der Beschaffungs-
richtlinie des Verteidigungspaketes geschliffen werden:  
„Die Richtlinie zur Vergabe von Gütern der Verteidigung 
und der Sicherheit vom 13.7.2009 ist der rechtlich kühne 
Versuch, das Primärrecht des Artikels 346 AEUV (ehem. 
Artikel 296 EGV) und seine Wirkungen zu relativieren. 
Dieser rechtlich problematische Ansatz – Sekundärrecht 
kann nicht Primärrecht verändern – wird indessen in 
Kauf genommen, um langfristig einen Binnenmarkt für 
Rüstungs- und Sicherheitsgüter zu schaffen.“348 Konkret 
heißt es in Artikel 346 AEUV: „Jeder Mitgliedstaat kann 
die Maßnahmen ergreifen, die seines Erachtens für die 
Wahrung seiner wesentlichen Sicherheitsinteressen erfor-
derlich sind, soweit sie die Erzeugung von Waffen, Muni-
tion und Kriegsmaterial oder den Handel damit betreffen.“

Eigentlich als Ausnahme gedacht, nutzten die Mit-
gliedsstaaten den Artikel dazu, um ihre jeweiligen Rü-
stungsmärkte permanent vor innereuropäischen Konkur-
renten abzuschotten. „Die Realität sieht so aus, dass der 
Artikel über die Jahre sehr großzügig interpretiert wurde, 
wodurch ausländische Unternehmen selten die Möglich-
keit erhielten, von nationalen Verteidigungsaufträgen zu 
partizipieren.“349 Schon seit einigen Jahren laufen Verteidi-
gungsagentur und Kommission Sturm gegen diese Verfah-
renspraxis der Mitgliedsstaaten. Letztere hat dabei sicher 
auch im Auge, dass sie enorm an Einfluss gewänne, wenn 
der Rüstungsmarkt voll den Regeln des Binnenmarktes 
unterworfen und somit unter ihre Kontrolle fallen würde. 
So kündigt EU-Industriekommissar Michel Barnier im 
November 2011 an: „Es ist meine Absicht, die Kommis-
sion zur Stärkung der europäischen Verteidigungsindustrie 
und des europäischen Verteidigungsmarktes zu nutzen. 
Das ist eine Fähigkeit, die Europa benötigt.“350

Zur Förderung eines einheitlichen EU-Rüstungsmark-
tes legte die Verteidigungsagentur im November 2005 den 
„Verhaltenskodex für das Beschaffungswesen“ vor, der 
im Sommer des darauf folgenden Jahres in Kraft trat. Er 
enthält die nicht-bindende Absichtserklärung, fortan Be-
schaffungen ab 1 Mio. EUR europaweit auszuschreiben 
und alle Bieter fair und gleich zu behandeln.351 In der Pra-
xis zeitigte dies zunächst wenig Erfolge, auf Artikel 346 
AEUV wurde sich weiter häufig berufen. Wenn überhaupt 
europaweit ausgeschrieben wurde, so wurde dennoch 
weiter darauf geachtet, dass das Ergebnis zugunsten der 
einheimischen Konzerne von vorneherein feststand.352 Um 
dem Einhalt zu gebieten, veröffentlichte die EU-Kommis-
sion im Dezember 2006 eine auslegende Mitteilung, um 
mögliche „Fehlinterpretationen und den Missbrauch“ von 
Artikel 346 AEUV zu verhindern. Darin betont die Kom-
mission, die „Inanspruchnahme des Artikels“ sei „restrik-
tiv“ zu handhaben.353 

Allerdings hatte die Kommission bis zu diesem Zeit-
punkt das Problem, dass es sich bei allen Vereinbarungen 
um nicht bindende Absichtserklärungen handelte. Deshalb 
könnte mit dem so genannten „Defence Package“, das aus 

zwei Richtlinien besteht, die 2007 vorgelegt und zwei Jah-
re später verabschiedet wurden, nun der ganz große Wurf 
gelungen sein: „Das Verteidigungspaket soll den Wettbe-
werb auf den europäischen Rüstungsmärkten verschärfen 
[und] die derzeitige Zersplitterung des europäischen Rü-
stungsmarktes beenden.“354

Der eine Teil des Defence Package besteht aus der 
„Richtlinie über die Koordinierung der Verfahren zur Ver-
gabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträ-
ge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit“ (kurz: 
Beschaffungsrichtlinie).355 Hierbei handelt es sich – und 
das ist eine wesentliche Neuerung – um eine rechtlich ver-
pflichtende Vereinbarung. Auf ihrer Grundlage ist eine Be-
rufung auf Artikel 346 AEUV zwar weiterhin möglich, al-
lerdings macht die Richtlinie unmissverständlich klar, dass 
dies restriktiv und nur im absoluten Ausnahmefall erfolgen 
darf.356 Darüber hinaus werden die Staaten aufgefordert, 
„Entscheidung auf der Grundlage von Preis-/Leistungser-
wägungen unter Berücksichtigung der Notwendigkeit ei-
ner weltweit wettbewerbsfähigen europäischen rüstungs-
technologischen und -industriellen Basis, der Bedeutung 
offener und fairer Märkte und der Erzielung gegenseiti-
gen Nutzens treffen. Die Mitgliedstaaten sollten auf eine 
immer stärkere Öffnung der Märkte drängen. Ihre Partner 
sollten auf der Grundlage international vereinbarter Be-
stimmungen ebenfalls Offenheit beweisen, insbesondere 
was den offenen und fairen Wettbewerb betrifft.“357 Mit der  
Beschaffungsrichtlinie rückt der einheitliche europäische 
Rüstungsmarkt ein gutes Stück näher: „Wichtig dabei ist, 
dass im Rahmen eines nicht diskriminierenden Vergabe-
verfahrens die Richtlinie ab einem bestimmten Auftrags-
wert eine EU-weite Bekanntmachung vorschreibt. Dies 
führt zu größerer Transparenz und Offenheit, sorgt für 
mehr Effizienz im öffentlichen Beschaffungswesen und 
verbessert den Marktzugang europäischer Unternehmen in 
anderen EU-Mitgliedstaaten.“358

Die zweite Komponente des Defence Package ist die 
„Richtlinie zur Vereinfachung der Bedingungen für die 
innergemeinschaftliche Verbringung von Verteidigungs-
gütern“ (kurz: Verbringungsrichtlinie).359 Von ihr ver-
spricht man sich neben Kostensenkungen vor allem eine 
Förderung von EU-Rüstungsexporten (vgl. Kapitel 5.5). 
Außerdem soll durch die weit gehende Beseitigung von 
Exportkontrollen für die innereuropäische Verbringung 
von Rüstungsgütern die Schaffung eines einheitlichen EU-
Rüstungsmarktes weiter vorangetrieben werden: „Mit der 
Richtlinie zur innergemeinschaftlichen Verbringung von 
Verteidigungsgütern [soll] ein echter europäischer Markt 
für Verteidigungsgüter geschaffen werden, durch den ge-
meinsame Produktionsprojekte angestoßen und die Wett-
bewerbsfähigkeit von EU-Rüstungsunternehmen verbes-
sert werden sollen.“360

Eigentlich hätte das Defence Package innerhalb von 
zwei Jahren, bis August 2011, in nationales Recht um-
gesetzt werden müssen und nach einer einjährigen Über-
gangs- und Erprobungsphase Mitte 2012 europaweit zur 
Anwendung kommen sollen. Nachdem es allerdings in 
einigen Ländern zu Verzögerungen kam, kündigte die EU-
Kommission an, nun massiv auf die Implementierung der 
Richtlinie drängen zu wollen.361

Dass die Kommission hier bestrebt und gewillt ist, er-
heblichen Druck auszuüben, liegt an der Reichweite des 
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Defence Package, das von vielen Beobachtern, vermutlich 
leider zu Recht, als „Meilenstein“ und als „revolutionär“ 
bezeichnet wird.362 Denn mit dem anvisierten europawei-
ten Rüstungsmarkt sollen alle Unternehmen auf einem 
„ebenen Spielfeld“ (level playing field) diskriminierungs-
frei miteinander konkurrieren können. Die mehr oder 
minder offen erklärte Absicht dahinter besteht aber darin, 
hierdurch die weitere Konsolidierung der EU-Rüstungs-
konzerne massiv zu forcieren.363 Das „ebene Spielfeld“ 
begünstigt immer die mächtigsten und größten Unterneh-
men auf dem jeweiligen Markt – das gilt für den Binnen-
markt ebenso wie für den Rüstungssektor. Es ist demzu-
folge auch beileibe kein Zufall, dass gerade die Länder mit 
starken Rüstungsindustrien zu den eifrigsten Befürwortern 
der Direktive zählen: „Die deutsche Rüstungswirtschaft 
braucht keine protektionistische Käseglocke, sondern ei-
nen fairen, offen Markt in Europa und anderswo, auf dem 
Qualitätsprodukte und wirtschaftliche Angebote zählen“, 
so etwa der deutsche Staatssekretär Christian Schmidt.364

Das Defence Package könnte damit womöglich das 
Ende der Rüstungsindustrien in den kleinen und mittle-
ren EU-Ländern bedeuten, die ihre Unternehmen nicht 
mehr länger mit Aufträgen anfüttern können: „Mittlere 
und kleinere Unternehmen könnten sich in zunehmendem 
Maße auf den Status von Subunternehmern herabgestuft 
sehen.“365 Fallstudien bestätigen, dass die Liberalisierung 
des Rüstungsmarktes die kleineren Anbieter aus dem 
Markt drängen und zu weiteren Konzentrationsprozessen 
führen wird.366 „Durch die Vereinigung des europäischen 
Rüstungsmarktes wird den EU-Unternehmen ein ‚ebe-
nes Spielfeld‘ verordnet, das wahrscheinlich den Effekt 
haben wird, dass Unternehmen kleinerer Länder nicht in 
der Lage sein werden, mit Konzerngiganten wie EADS 
zu konkurrieren. Damit konsolidiert sich ein europäischer 
Rüstungsmarkt weiter, der von einer kleinen Anzahl ex-
trem mächtiger Konzerne kontrolliert wird.“367

Manchen Beobachtern gehen die Bestimmungen des 
Defence Package allerdings noch nicht weit genug. Sie 
bemängeln, es gäbe weiterhin zu viele Schlupflöcher, die 
es den Nationalstaaten ermöglichen würden, vorrangig 
ihre eigenen Rüstungsunternehmen mit Aufträgen zu be-
denken.368 Tatsächlich dürfte viel davon abhängen, ob die 
Europäische Kommission auf der restriktiven Anwendung 
von Artikel 346 AEUV beharren wird.369 Schon seit eini-
gen Jahren legt sie jedoch eine erhöhte Bereitschaft an den 
Tag, sich diesbezüglich mit den Mitgliedsstaaten anzule-
gen.370 Auch die Vehemenz, mit der die Kommission auf 
die Umsetzung des Defence Package drängt, deutet dar-
auf hin, dass es sich hierbei womöglich wirklich um den 
Quantensprung auf dem Weg zu einem EU-MIK handeln 
könnte, den sich viele Militaristen erhoffen.

5.4 Europäisierung der Rüstungspolitik 

Von einer Intensivierung der EU-Rüstungskooperation 
verspricht man sich auf der einen Seite eine deutlich höhe-
re Interoperabilität zwischen den nationalstaatlichen Teil-
kräften. Gemeinsame Standards und gemeinsames Gerät 
sollen helfen, die militärische Schlagkraft deutlich zu er-
höhen.371 Vor allem geht es dabei aber darum, über euro-
paweite Beschaffungsprojekte massiv die Anschaffungs-
kosten für Rüstungsgüter abzusenken - so zumindest die 
Hoffnung: „[Durch] die europäische Rüstungskooperati-

on […] kann somit – neben der Gestellung militärischer 
Fähigkeiten – auch eine wirtschaftliche Bedarfsdeckung 
erreicht werden. Denn die Problematik hoher Stückpreise 
bei insgesamt kleinen Stückzahlen kann durch gemeinsa-
me Beschaffung gelöst werden.“372

Die erhofften Einsparpotenziale sind enorm: „Eine be-
triebswirtschaftliche Daumenregel geht etwa davon aus, 
dass eine Verdopplung der Produktionszahlen zu einer Ko-
stenersparnis pro Produkt von 10 Prozent führt.“373 Von po-
litischer Seite wurden deshalb bereits früh erste Versuche 
zur Konsolidierung der Nachfrageseite unternommen, in-
dem 1992 die Westeuropäische Rüstungsgruppe (WEAG) 
gegründet wurde, die aus der bereits 1976 gegründeten 
Independent European Programme Group (IEPG) her-
vorging. Sie verfolgte das Ziel, einen effizienteren Res-
sourceneinsatz durch die Harmonisierung der Rüstungs-
programme und die gegenseitige Öffnung der nationalen 
Rüstungsmärkte zu erreichen. 1995 scheiterten die Versu-
che, aus der WEAG eine europaweite Rüstungsagentur mit 
umfassenden Kompetenzen zu machen, was zur Gründung 
der Organisation für die Rüstungskooperation (OCCAR) 
im Jahr 1997 führte. Ihre Aufgabe besteht in der Koordi-
nation einiger bi- und multinationaler Beschaffungspro-
jekte, wie beispielsweise des Kampfhubschraubers Tiger 
oder des Airbus A400M. Allerdings nahmen an OCCAR 
lediglich vier Länder teil, Deutschland, Frankreich, Groß-
britannien und Italien. Auch der 1998 unterzeichnete „Let-
ter of Intent“ (LoI), mit dem die europäische Rüstungszu-
sammenarbeit weiter ausgebaut werden sollte, beschränkte 
sich auf lediglich sechs Länder (Frankreich, Deutschland, 
Schweden, Italien, Spanien und Großbritannien).374

Wohl nicht zuletzt aufgrund der desaströsen Erfahrun-
gen, die mit den ersten EU-Beschaffungsprojekten - ins-
besondere mit dem Airbus A400M (siehe Kasten S. 48) 
- gemacht wurden, hielt man sich mit weiteren Schritten 
danach lange Zeit extrem zurück. Mittlerweile wurden die 
diesbezüglichen Bemühungen aber wieder intensiviert, da 
man befürchtet, ohne eine intensivierte Rüstungskoopera-
tion in die machtpolitische Irrelevanz abzugleiten: „Nur 
durch die Abstimmung ihrer Verteidigungsanstrengungen 
und die kollektive Fokussierung auf die Defizite können 
die Europäer im Militärbereich relevant bleiben.“375 

Unter dem Stichwort „Pooling & Sharing“ ist es des-
halb das erklärte Ziel der so genannten Gent-Initiative, die 
Bereiche europaweiter Rüstungszusammenarbeit erheb-
lich auszuweiten.376 Der Europäische Rat billigte am 9. 
Dezember 2010 die schwedisch-deutschen Vorschläge, in-
dem er die intensivierte Zusammenarbeit im Rüstungsbe-
reich als unerlässlichen „Kräftemultiplikator“ bezeichnete 
und die Mitgliedsstaaten aufforderte, in diese Richtung 
verstärkte Anstrengungen zu unternehmen: „Der Rat weist 
darauf hin, dass die Finanzkrise und ihre Auswirkungen 
auf die nationalen Verteidigungshaushalte als Gelegenheit 
verstanden werden müssen, der Entwicklung militärischer 
Fähigkeiten in Europa einen neuen Impuls zu geben, damit 
die ehrgeizigen Ziele in diesem Bereich verwirklicht, noch 
verbleibende Lücken geschlossen und die Verteidigungs-
fähigkeiten, die zur Unterstützung der Gemeinsamen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) der EU und 
zur Verwirklichung nationaler Fähigkeitsziele erforder-
lich sind, gewährleistet, unnötige Duplizierungen in den 
Mitgliedstaaten aber vermieden werden können. [...] Um 
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die militärischen Fähigkeiten in Europa zur Unterstützung 
und Vertiefung der GSVP zu stärken, ruft der Rat die Mit-
gliedstaaten auf, alle Gelegenheiten zur Zusammenarbeit 
im Bereich der Fähigkeitsentwicklung zu ergreifen. Ins-
besondere weist er darauf hin, dass Optionen zur Zusam-
menlegung und gemeinsamen Nutzung von Fähigkeiten 
entwickelt werden müssen.“377 

Im Juli 2011 legte der Europäische Auswärtige Dienst 
einen ersten Zwischenbericht vor, in dem ebenfalls betont 
wurde, dass „die Europäische Union, wenn sie ein aktiver 
Spieler in der Welt bleiben will, hochgradig leistungsfähi-
ge militärische Kräfte aufrecht erhalten muss – dies ist we-
sentlich für eine glaubwürdige Gemeinsame Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik. […] Wenn wir die europäischen 
militärischen Fähigkeiten erhalten und ausbauen wollen, 
muss die multinationale Zusammenarbeit zu einem Reflex 
werden – die Regel, anstatt die Ausnahme.“378 Mit diesem 
Arbeitsauftrag gingen das EU-Militärkomitee und der EU-
Militärstab bei den Mitgliedsstaaten hausieren und sam-

melten mittlerweile über 300 Vorschläge für Bereiche, in 
denen die Rüstungskooperation intensiviert werden soll 
und kann.379 Diese werden nun geprüft und das Ziel ist es, 
ab Mitte 2012 konkrete Projekte anzuleiern.380

Wie in diesem Zusammenhang der britisch-französi-
sche „Verteidigungspakt“ vom November 2010 zu bewer-
ten ist, darüber gehen die Meinungen derzeit extrem aus-
einander. Einige sehen in dem Bündnis bereits den Sargna-
gel für die Versuche, eine Europäisierung der Militärpoli-
tik zu forcieren. Denn die Vereinbarung wurde vollkom-
men außerhalb des EU-Rahmens abgeschlossen, was vor 
allem für Frankreich eine extreme Kehrtwende darstellt. 
Paris hatte sich bis dato stets für eine Stärkung der EU-
Kompetenzen im Militärbereich eingesetzt, scheint aber 
hierfür derzeit (ebenso wenig wie London, das hier aber 
schon immer bremst) weniger Begeisterung an den Tag zu 
legen. Der Grund liegt teils in einer gewissen Desillusio-
nierung mit den bisherigen Fortschritten im EU-Militärbe-
reich. Sie kann allerdings nicht ausschlaggebend gewesen 

In der Theorie mag es auf den ersten Blick einleuchten, 
dass die Bündelung und damit die Erhöhung der Auftrags-
volumen in Form von gesamteuropäischen Beschaffungs-
projekten zu Effizienzsteigerungen in Form niedrigerer 
Stückpreise führt – in der Praxis jedoch nicht. Das wohl 
drastischste Beispiel hierfür ist der von EADS fabrizierte 
Militärtransporter Airbus A400M, das mit Abstand größte 
europäische Rüstungsprojekt mit einem anfänglichen Ge-
samtvolumen von etwa 20 Mrd. Euro. Eine Abnahme von 
Flugzeugen haben aus der Europäischen Union Frankreich 
(50), Deutschland (53, von denen allerdings 13 für den 
Weiterverkauf gedacht sind), Spanien (27), Großbritanni-
en (22), Belgien (7) und Luxemburg (1) zugesichert.

Die große Nachfrage nach dem Airbus A400M erklärt 
sich daraus, dass eigene Fähigkeiten zum Transport von 
Truppen in Einsatzgebiete als eine wesentliche Vorausset-
zung für effektive Ausübung militärischer Macht erachtet 
werden. Über die Gründe, sich einen EU-Militärtranspor-
ter zuzulegen, schreibt die Frankfurter Allgemeine Sonn-
tagszeitung, technisch sei im Projekt zwar der Wurm drin, 
dennoch müsse jedoch an ihm festgehalten werden: „Poli-
tisch aber steht er für einen Traum der Europäer, jedenfalls 
solcher, für die Europa nicht nur eine politische oder eine 
Währungsunion ist, sondern auch eine militärische. Eine 
militärische Union, die gemeinsam mit ihren Truppen den 
Frieden in Afghanistan rettet oder den Wiederaufbau in 
Afghanistan vorantreibt – und dies auch noch mit eigenen, 
unabhängig von den Amerikanern und Russen entwickel-
ten Rüstungsgütern kann.“1 

Durch zahlreiche technische Probleme entwickelte 
sich der Airbus A400M inzwischen zum Milliardengrab. 
Frankreich sollte im Frühjahr 2010 und Deutschland ein 
Jahr später das erste Flugzeug erhalten. Inzwischen ist 
davon die Rede, Frankreich würde zum Jahreswechsel 
2012/2013 ein erstes Flugzeug erhalten, allerdings nur in 
einer stark reduzierten Basisversion.2 Die Mehrkosten des 
Projektes belaufen sich mittlerweile mindestens – manche 

Schätzungen liegen deutlich höher – auf 5,3 Mrd. Euro. 
Das war jedenfalls der Betrag, über dessen Aufteilung 
es zwischen den Bestellerländern und EADS ein hefti-
ges Gerangel gab. Im Ergebnis übernehmen die Staaten 
3,5 Mrd. Euro der bereits jetzt angefallenen Mehrkosten. 
„Teuer, noch teurer, A400M“, titelte hierzu Focus Online.3 
Darüber hinaus wird das Flugzeug auch deutlich weniger 
leisten können als ursprünglich vertraglich vereinbart war: 
„Der Militärtransporter kommt später, kostet mehr und 
wird weniger leisten als versprochen.“4 

Weshalb trotzdem eisern an dem Projekt festgehal-
ten wird liegt daran, dass es als Modell zur Nachahmung 
dienen und so bei der Konsolidierung der europäischen 
Rüstungsindustrie „eine wesentliche Rolle“ spielen soll.5 
Das ging allerdings gründlich daneben, doch das Projekt 
ist „too big to fail“, schreibt die Stiftung Wissenschaft 
und Politik: „Ein Scheitern des Vorhabens würde die rü-
stungspolitische Kooperation in Europa und die Leucht-
turmfunktion des A400M für die europäische Rüstungsin-
dustrie schwer beschädigen.“6 Dies ist umso problemati-
scher, weil es sich beim Airbus A400M beileibe nicht um 
einen Einzelfall handelt: Aus dem Ruder laufende Kosten 
sind bei den bisherigen EU-Beschaffungsprojekten nicht 
die Ausnahme, sondern die Regel.7  

Anmerkungen:
1	 Hrsg.: Rosa Luxemburg Stiftung Hamburg e.V. (Hg.): 

EADS/Airbus: Ein Global Player im Kreetslag. MIK und 
Stamokap in Hamburg, Hamburger Skripte 19, Dezember 
2009

2	 Staaten besiegeln Milliardenhilfe für Militärtransporter, 
Spiegel Online, 07.04.2011.

3	 Neue Geldspritze für das Sorgenkind A400M. Teuer, noch 
teurer, A400M, Focus Online, 07.04.2011.

4	 Fasse 2010. 
5	 Bertges 2009, S. 127.
6	 Brune, Sophie u.a. 2010, S. 4.
7	 Mölling/Brune 2011 S. 56.

Pleiten, Pech und Pannen: EU-Beschaffungsprojekte als inneffiziente 
Milliardengräber – Das Beispiel Airbus A400M
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sein, da sich Paris ja gleichzeitig auch für die Initiative des 
Weimarer Dreiecks engagierte, die zu einer Stärkung der 
EU-Militärkomponente beitragen soll. So könnte auch die 
Sorge beider Länder vor dem immer unverhohlener artiku-
lierten deutschen Vormachtanspruch in Europa eine Mo-
tivation gewesen sein, enger zusammenzuarbeiten.381 In 
jedem Fall ist die Tatsache, dass ein derart weit reichendes 
Kooperationsprojekt vollkommen außerhalb des EU-Da-
ches vereinbart wurde, nicht unbedingt ein Zeichen für die 
Stärkung der EU-Militärkomponente: „Der militärische 
Schulterschluss mit London ist im Grunde eine Beerdi-
gung der bisherigen eigenständigen EU-Militärpolitik.“382

Auf der anderen Seite wird allerdings hervorgehoben, 
die eigentlich wesentlichen Passagen des Vertrages sprä-
chen eine ganz andere Sprache. Deshalb handelt es sich 
hierbei aus Sicht vieler Militärs und Strategen um ein 
überaus begrüßenswertes Beispiel europäischer Rüstungs-
zusammenarbeit. So sieht der Vertrag u.a. den Aufbau ei-
ner gemeinsamen Eingreiftruppe und die Kooperation bei 
der Erforschung neuer Waffensysteme vor, sogar im hoch-
sensiblen Nuklearwaffenbereich. Besonders weit reichend 
sind die Absätze zur gemeinsamen Industriepolitik: „Wir 
haben uns auf einen auf zehn Jahre angelegten strategi-
schen Plan für den britischen und französischen Waffen-
sektor verständigt, in dem wir auf einen einzigen europä-
ischen Auftragnehmer und auf Effizienzsteigerungen in der 
Größenordnung von 30 Prozent hinarbeiten. Die Strategie 
wird die Effizienz bei der Bereitstellung militärischer Fä-
higkeiten maximieren, unsere Technologien besser nutz-
bar machen, größere gegenseitige Abhängigkeit erlauben 
und die Waffenindustrielle Basis konsolidieren.“383

Dies stellt tatsächlich einen radikalen Wandel der briti-
schen Position dar, da London bislang unter Berufung auf 
nationale Souveränitätsvorbehalte europäischen Koopera-
tionsprojekten und einer gemeinsamen Industriepolitik im 
Rüstungsbereich stets extrem kritisch gegenüberstand.384 
Außerdem decken sich die Grundannahmen, auf denen der 
Vertrag und die daraus abgeleiteten Maßnahmen basieren, 
mit den Überlegungen, die im Rahmen der Gent-Initiative 
angestellt werden. So schreibt Ex-EDA-Leiter Nick Wit-
ney: „Die wirkliche Bedeutung liegt in der impliziten An-
erkennung beider Parteien, dass ihre individuellen Ansprü-
che für einen Status als Globalmächte nur aufrecht erhal-
ten werden können, wenn sie damit beginnen, 
ihre Verteidigungsanstrengungen zusammen-
zulegen.“385 Damit ist die Hoffnung verknüpft, 
dass die britisch-französischen Vereinbarun-
gen Vorbildfunktion und Ausgangspunkt für 
weitere europaweite Initiativen in dieselbe 
Richtung sein werden.386 

5.5 „Rüstungsexporte sind überlebens-
wichtig!“ 

Neben den „segensreichen“ Wirkungen 
der Verbringungsrichtlinie für die Förderung 
eines einheitlichen EU-Rüstungsmarktes ver-
folgt man mit ihr noch ein weiteres wesent-
liches Interesse: Mit der Richtlinie sollen die 
nationalstaatlichen Standards für Rüstungs-
exporte auf den kleinsten gemeinsamen Nen-
ner abgesenkt – „harmonisiert“ - werden. Die 
Folge wird ein massives Anwachsen von Rü-

stungsexporten sein, obwohl die Länder der Europäischen 
Union schon heute die weltweit größten Waffenlieferanten 
sind. Da der „Verhaltenskodex für Waffenexporte“ löchrig 
wie ein Schweizer Käse ist, gehen viele dieser Waffen zu-
dem in Krisengebiete, wo sie Konflikte anheizen und zur 
Unterdrückung der Bevölkerung eingesetzt werden.

5.5.1 Die Europäische Union als Rüstungsexport-
weltmeister

Laut dem aktuellen SIPRI-Bericht kann die Europä-
ische Union für das Jahr 2010 zum wiederholten Male für 
sich den zweifelhaften „Erfolg“ beanspruchen, mit einem 
Anteil von 34 Prozent den Titel des Rüstungsexportwelt-
meisters errungen zu haben. Erst danach folgen die USA 
mit 30 Prozent und Russland mit 23 Prozent. Innerhalb der 
EU besetzt Deutschland mit einem weltweiten Anteil von 
11 Prozent die Spitzenposition, gefolgt von Frankreich mit 
7 Prozent und Großbritannien mit 4 Prozent.387

Viele dieser Exporte werden an Länder mit – vorsich-
tig formuliert – zweifelhafter Menschrechtsbilanz und/
oder in Krisengebiete exportiert. In den letzten zehn Jah-
ren genehmigte etwa Deutschland Rüstungsexporte nach 
Saudi-Arabien in Höhe von 675 Mio. Euro, nach Bahrain 
in Höhe von 22 Mio. Euro, in den Jemen in Höhe von 12 
Mio. Euro und nach Ägypten in Höhe von 268 Mio. Euro. 
Insgesamt wurden in diesem Zeitraum deutsche Expor-
te im Umfang von 3,5 Milliarden Euro in die Länder im 
Nahen Osten und Nordafrika genehmigt.388 Mathias John, 
Rüstungsexperte von Amnesty International, äußerte sich 
hierzu folgendermaßen: „Diese Waffenlieferungen sind 
genehmigt worden, obwohl schon damals ein erhebliches 
Risiko bestand, daß damit Menschenrechtsverletzungen 
begangen werden.“389 

Dies geschieht, obwohl Deutschland verglichen mit ande-
ren EU-Ländern über – relativ -  umfassende Rüstungsexport-
beschränkungen verfügt, die offensichtlich aber nur bedingt 
greifen. Insofern verwundert es auch nicht, dass europaweit 
Waffen munter in Konfliktregionen exportiert werden. So för-
derte eine im November 2011 veröffentlichte Untersuchung 
zu Tage, dass europäische Länder im Zeitraum zwischen 2001 
und 2009 Rüstungsgüter im Wert von über 50 Mrd. Euro in 
die Krisenregion Nordafrika und Mittelost exportiert haben.390
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5.5.2 Verbringungsrichtlinie als 
Rüstungsexportoffensive

Die Verteidigungsindustrie setzt immer stärker auf eine 
Ausweitung der Exporttätigkeiten, um ihre Profite zu ma-
ximieren. Als Begründung muss abermals herhalten, dass 
die einheimischen Märkte zu begrenzt seien, um das not-
wendige Volumen für eine konkurrenz- und damit überle-
bensfähige Rüstungsindustrie zu gewährleisten. So äußer-
te sich etwa Heinz Marzi, bis Ende 2010 Geschäftsführer 
des Bundesverbandes der Deutschen Sicherheits- und Ver-
teidigungsindustrie (BDSV): „Mit einem zurückgehenden 
nationalen Budget werden für die deutsche wehrtechni-
sche Industrie die Exporte ihrer Produkte zunehmend im-
mer wichtiger und notwendiger.“391 Sein Nachfolger beim 
BDSV, Christian-Peter Prinz zu Waldeck, erklärt die Aus-
weitung der Exporttätigkeiten sogar zu einer existenziellen 
Frage: „Es ist eine Frage des Überlebens: Wollen wir diese 
Industrie erhalten oder wollen wir sie nicht erhalten.“392 
Ohne falsche Scheu wenden sich die Rüstungsvertreter da-
bei an die Politik und fordern Unterstützung für dieses An-
sinnen ein: „Angesichts der unterschiedlichen Rahmenbe-
dingungen in den europäischen Mitgliedsstaaten ist beim 
Export Unterstützung durch die Politik und die Begleitung 
der Industrie durch die Amtsseite unverzichtbar.“393 

Als besonderes Problem werden von der Industrie da-
bei die aus ihrer Sicht allzu „restriktiven Rüstungsexport-
bestimmungen“ in vielen EU-Ländern kritisiert.394 Und 
auch hier erweist sich die Politik einmal mehr als überaus 
willig, den Interessen der Rüstungsindustrie nachzukom-
men. So gibt etwa der deutsche CSU-Verteidigungsexperte 
Florian Hahn - früher u.a. in der Pressestelle von Krauss-
Maffei Wegmann tätig - zum Besten, er halte es „für 
denkbar, die deutschen Rüstungsexportrichtlinien etwas 
zu lockern.“395 Zu diesem Zweck wird mit der Verbrin-
gungsrichtlinie vereinfacht formuliert das bisherige Zer-
tifizierungssystem für innereuropäische Waffentransfers 
von Vorabkontrollen auf Nachkontrollen umgestellt, die 
noch nicht einmal bindend erfolgen müssen. Salopp ge-
sagt werden damit Persilscheine ausgestellt, innerhalb der 
Europäischen Union Rüstungsgüter nahezu beliebig ver-
bringen zu können. Dies ist besonders deshalb problema-
tisch, da die Regelungen, was den möglichen Re-Export 
anbelangt, vollkommen ungenügend sind. Strenge natio-
nale Regelungen könnten sich relativ einfach durch einen 
Vorabexport in ein „großzügigeres“ EU-Land aushebeln 
lassen: „Besonders wenn sie re-exportiert werden, können 
Intra-EU-Verbringungen zum Streitpunkt werden (z.B. 
Export Belgien – Frankreich – Tschad). Die Angst, dass 
solche Transfers nahezu unmöglich nachgewiesen werden 
können, sind wohlbegründet.“396

Diese Sorge ist umso begründeter, da die Verbringungs-
richtlinie bezüglich der Bewertung, ob ein Weiterexport 
von Rüstungsgütern möglicherweise gegen die Bestim-
mungen des Ursprungslandes verstoßen würde, den Bock 
zum Gärtner macht: „Das Verfahren der Richtlinie rückt 
die Unternehmen, die ein endgefertigtes Produkt aus dem 
Gebiet der EU exportieren wollen, selbst in die Berichts-
pflicht über mögliche Vorbehalte gegenüber einem Emp-
fängerland. Das aber setzt Loyalität und Wohlverhalten der 
am Rüstungsgeschäft beteiligten Unternehmen voraus.“397 
Damit droht, dass sich die Rüstungsexportbeschränkungen 

europaweit dem kleinsten gemeinsamen Nenner annähern, 
wie viele Kritiker warnen.398 Dies ist umso problemati-
scher, da das existierende Rüstungsexportkontrollsystem 
auf EU-Ebene mehr als unzureichend ist und es wohl auf 
absehbare Zeit auch bleiben wird.

5.5.3 Verhaltenskodex ohne Wirkung

In den frühen 1990ern billigte der Europäische Rat 
acht Kriterien, die zur Erteilung einer Rüstungsexportli-
zenz erfüllt sein sollten. Diese Kriterien wurden schließ-
lich 1998 in den „Verhaltenskodex für Rüstungsexporte“ 
aufgenommen.399 Dazu gehört der Verweis, Waffen weder 
in Krisengebiete (Kriterium 3) noch in Staaten zu expor-
tieren, in denen die Menschenrechte verletzt werden (Kri-
terium 4). Die Sache hatte nur einen Haken: Es bestand 
keinerlei Rechtsverbindlichkeit, den Verhaltenskodex 
auch einzuhalten!400

Deshalb erhofften sich viele von der im Dezember 
2008 verabschiedeten Gemeinsamen Position zum Verhal-
tenskodex des Europäischen Rates, mit dem die Kriterien 
rechtlich bindend wurden, eine erhebliche Verbesserung 
der desolaten Situation.401 Diese Hoffnung sollte sich aber 
schnell als trügerisch erweisen: „Der Verhaltenskodex hat 
seine Grenzen. Zuallererst deckt er lediglich einen be-
grenzten Teil von Rüstungsexportkontrollen ab: z.B. die 
acht Kriterien und Bestimmungen zum Austausch von 
Informationen und zur Transparenz. Andere Aspekte wer-
den den Mitgliedsstaaten zur Entscheidung überlassen, 
einschließlich der Strukturen der nationalen Behörden, die 
Ausfuhrlizenzen erteilen sowie die von ihnen implemen-
tierten Prozeduren. Zweitens beruht der Kodex stark auf 
der Implementierung und Interpretation jedes Mitglieds-
landes: Die Entscheidung, eine Exportlizenz zu gewähren, 
verbleibt in nationaler Zuständigkeit.“402 

So sind viele EU-Staaten der Auffassung, Waffenex-
porten in Länder wie Saudi Arabien, Israel oder den Tschad 
seien problemlos mit den acht Kriterien vereinbar.403 Somit 
ist der Verhaltenskodex in dieser Form vollkommen un-
geeignet, die sich anbahnende Rüstungsexportoffensive in 
die Schranken zu weisen – im Gegenteil: „Alle bis auf die 
fragwürdigsten Waffenexporte (und manchmal sogar die) 
erhalten eine Fassade formaler Legitimität.“404

Für die Rüstungsindustrie ist dieses Spiel über die 
Brüsseler Bande wie so häufig überaus attraktiv. Die Ver-
bringungsrichtlinie ermöglicht es, die existierenden na-
tionalen Rüstungsexportbestimmungen zu umgehen, was 
über eine offizielle Aufweichung der Ausfuhrkriterien 
angesichts der Stimmung in der Bevölkerung wohl häufig 
nur schwer möglich wäre. So ergab etwa eine repräsentati-
ve Umfrage unter der deutschen Bevölkerung im Oktober 
2011, dass überwältigende 78% generell gegen jegliche 
Rüstungsexporte sind, weitere 11 Prozent wollen sie für 
Ausfuhren in Krisengebiete verbieten und gerade einmal 
7 Prozent sprechen sich generell für solche Exporte aus.405

5.6 Europäisierung der Militärpolitik - Die Krise 
als Chance? 

Ohne eine forcierte EU-Rüstungskooperation, aber 
auch generell eine Europäisierung der Außen- und Mi-
litärpolitik sehen Propagandisten einer imperialen EU-
Geostrategie wie James Rogers (vgl. Kapitel 2.3) schwarz 
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für die Perspektiven einer Militärmacht Europa. Der 
Grund: „Die alten europäischen Nationalstaaten sind nicht 
mehr länger groß genug, um ihrer Stimme in einer sich 
schnell verändernden Welt Gehör zu verschaffen. Der be-
ste Weg, um die Werte, die diesen Nationen wichtig sind, 
zu beschützen, besteht in größeren und mächtigeren Zu-
sammenschlüssen. […] Kurz gesagt, die Europäische Uni-
on muss ein Superstaat und eine Supernation werden, was 
sie dann wiederum in die Lage versetzt, eine Supermacht 
zu werden.“406

Etwas weniger pointiert, aber dennoch mit demselben 
Hintergedanken fordert auch der ehemalige Präsident des 
Europäischen Parlaments, Hans-Gert Pöttering: „In der 
Finanz- und Wirtschaftspolitik haben die Eurostaaten ent-
scheidende nationale Kompetenzen schon an die suprana-
tionale Ebene übertragen. Es ist an der Zeit, dies auch im 
Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu wa-
gen.“407 Auch Industrievertreter wie Cassidian-Chef Stefan 
Zoller können sich mit solchen Vorschlägen anfreunden: 
„Eine europaweite industriepolitische Konsolidierung 
kann erfolgreich nur dann betrieben werden, wenn die Po-
litik das will und dazu bereit ist, nationale Souveränität zu-
gunsten höherer Effizienz und Effektivität in Verteidigung 
und Sicherheit partiell aufzugeben.“408 

Naturgemäß gibt es gegenüber solchen Absichten in 
den Nationalstaaten aber extreme Vorbehalte. Die Gründe, 
weshalb den Einzelstaaten an der Stärkung ihrer eigenen 
Rüstungsunternehmen gelegen ist, liegen auf der Hand. 
Steuern und Arbeitsplätze sind hier sicher nicht einmal die 
wichtigsten Motive, sondern die Tatsache, dass für die Ein-
zelstaaten dasselbe gilt, wie für die Europäische Union als 
Ganzes. Auch die Mitgliedsländer sehen im Erhalt einer 
eigenständigen Rüstungsindustrie ein wichtiges machtpo-
litisches Mittel, weshalb man in diesem Bereich ungern in 
die Abhängigkeit eines anderen EU-Staates geraten will.409 
Kurz gesagt: alle sind für einen Europäisierungsprozess, 
aber bitte nicht auf Kosten der eigenen Unternehmen. So 
beklagte sich der ehemalige EDA-Leiter Nick Witney: 
„Ganz grundsätzlich beharren die Staaten darauf, dass es 
der Wirtschaft obliege, ihre Unternehmen auf Grundlage 
kommerzieller Überlegungen zu konsolidieren. Aber die-
selben Politiker […] versuchen sicherzustellen, dass wenn 
die unausweichliche Schrumpfung und Konsolidierung 
der Industrie eintritt, ihre eigenen ‚nationalen Champions‘ 
unter den letzten sind, die überleben.“410

Wie bereits angedeutet, wurde dies überdeutlich bei 
den Versuchen, eine „Marine-EADS“ zu schaffen: „Alle 
Überlegungen für eine an sich wirtschaftlich plausible 
Zusammenführung der Unternehmen zu einer Art ‚EADS 
der Meere‘ sind an nationalen Interessen in Bezug auf die 
industriellen Führerschaft, die Sicherung von Technolo-
gie und regionaler Beschäftigung gescheitert.“411 Selbst 
im EU-Vorzeigeprojekt EADS gibt es ein Hauen und Ste-
chen, wer im Unternehmen den Ton angibt. Innerhalb des 
Konzerns fungiere DaimlerChrysler, so Aufsichtsratschef 
Manfred Bischoff, als  „Sachwalter und Hüter deutscher 
Interessen.“412 Der im November 2011 beschlossene Auf-
kauf von zuvor von Daimler gehaltenen EADS-Aktien 
durch den deutschen Staat dürfte diese Tendenz weiter 
verstärken.413 Versuche des französischen Staates, Einfluss 
zu nehmen, werden andererseits scharf kritisiert: „Die 
EADS ist ein Modell für die perfekte Organisation franzö-

sischer Hegemonie im deutsch-französischen Kostüm.“414 
Dies lässt sich verallgemeinern:  „Verschiedene nationale 
Interessen bezüglich der Technologieentwicklung und des 
Erhalts von Arbeitsplätzen und gewisse regionale Erwä-
gungen stehen diesem [Konsolidierung]Prozess bis jetzt 
jedoch entgegen. Große Hindernisse für ein potenzielles 
Europäisierungsprojekt sind außerdem der unterschiedli-
che Ablauf der Beschaffungsaufträge, die teilweise wider-
sprüchlichen Einsatzanforderungen von Waffenplattfor-
men und unvereinbare Eigentumsstrukturen der Unterneh-
men.“415 

Für die Überwindung von Widerständen gegenüber ei-
ner Europäisierung der Militärpolitik könnte sich die die 
Wirtschafts- und Finanzkrise als regelrechter „Glücksfall“ 
erweisen. Diese Hoffnung hegt jedenfalls eine Studie des 
Generaldirektorats für Außenpolitik des Europäischen Ra-
tes: „Die Finanzkrise kann für den europäischen Verteidi-
gungssektor ein Risiko, aber auch eine Gelegenheit sein: 
Einerseits klingt es plausibel, dass sinkende Budgets den 
Druck auf die Mitgliedsstaaten erhöhen zu kooperieren 
und die EU-Probleme hinsichtlich der Kapazitätsentwick-
lung und der Restrukturierung der Verteidigungsindustrie 
und -märkte zu überwinden. Andererseits dominieren 
nationale Vorgaben weiterhin und zwar ungeachtet eines 
Jahrzehntes der Rhetorik und an Initiativen für mehr Zu-
sammenarbeit und weniger nationalen Einfluss auf die 
EU-Verteidigungspolitik.“ Dies sei nicht mehr weiter hin-
nehmbar, so die Studie, es könne nicht länger angehen, 
„Ressourcen unter dem Deckmantel nationaler Souveräni-
tät zu verschwenden.“416 

Andere Studien geben sich geradezu optimistisch, dass 
sich die Finanzkrise als „idealer“ Hebel für die Herausbil-
dung eines EU-MIK herausstellen wird: „Die gegenwär-
tige Finanzkrise entpuppt sich in vielen Mitgliedsstaaten 
als eine Gelegenheit, um schmerzhafte aber notwendige 
strukturelle Reformen umzusetzen.“417 Die Stiftung Wis-
senschaft und Politik spricht gar von einem „europäischen 
Imperativ“ und begründet dies folgendermaßen: „Mit der 
Finanzkrise steigt der Druck auf alle EU-Mitgliedsstaa-
ten, ressourcensparende Lösungen zu suchen. […] Die 
Tradition national gedachter Verteidigungsplanung muss 
durchbrochen werden, damit sich Effizienzpotenziale auf 
EU-Ebene nutzen lassen.“418 Summa summarum: „Die fi-
nanziellen Einschränkungen könnten sich im Nachhinein 
als Segen für die europäischen Militärkapazitäten erwei-
sen.“419
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Weniger ist bekanntlich meist mehr. Für die Entwick-
lungen im europäischen Rüstungs- und Militärbereich, die 
notwendigerweise zur Schließung vieler kleinerer Firmen 
und einer Verlagerung von Kompetenzen auf die Brüsseler 
Ebene führen werden, trifft dies allerdings aus friedenspo-
litischer Sicht ganz und gar nicht zu. Zwar gibt es keinen 
Grund, untergehenden einzelstaatlichen Rüstungsindustri-
en allzu viele Tränen nachzuweinen. Sich hiervon aller-
dings eine Absenkung der Rüstungsausgaben oder gar eine 
weniger aggressive Außenpolitik zu erhoffen, ist besten-
falls naiv. 

Vor allem die drohende weitere Europäisierung der Mi-
litärpolitik muss Anlass zur Sorge geben. Angesichts der 
Tatsache, dass das Europäische Parlament bei der Kon-
trolle der Außen- und Sicherheitspolitik so gut wie keine 
Rolle spielt420, wird hierdurch die Fähigkeit des Politisch-
Militärisch-Industriellen Komplex, die EU-Politik in sei-
nem Sinne lenken zu können, noch weiter zunehmen. Al-
lerdings sollte man dabei nicht übersehen, dass sich die 
Militarisierung der Europäischen Union nicht einfach als 
Produkt der Profitinteressen der Rüstungsindustrie erklä-
ren lässt. Wie dargestellt, wird sie von einer Reihe anderer 
Motive befeuert: „Die Betonung der Eigendynamik des 
MIK allein kann seine Rolle nicht erfassen, weil der MIK 
seine Position und Dynamik gerade auch aus der Repro-
duktion weiterer gesellschaftlicher Verhältnisse, zu deren 
Verteidigung er beitragen soll, bezieht.“421 

Die Militarisierung der Europäischen Union ist das 
Resultat des Unwillens, aggressiver Machtpolitik und 
Ausbeutung endgültig den Rücken zuzukehren. Stattdes-
sen werden Milliardenbeträge in einen Militärapparat in-
vestiert, dessen primäres Ziel genau darin besteht, Armut, 
Ausbeutung und Unterdrückung in der Welt aufrechtzuer-
halten. Dies wiederum verstärkt die Tendenz, militärische 
Lösungen für Probleme zu suchen, die sich nur auf andere 
Weise lösen lassen. Wer über einen Hammer verfügt (und 
Hämmer verkauft), für den sind bekanntlich alle Probleme 
Nägel: „Einiges spricht dafür, dass […] die globalen Ver-
werfungen weiterhin zunehmen werden. […] Die militäri-
sche Sicherheitspolitik, mit der die zunehmend gewaltför-
mige Konstellation unter Kontrolle gehalten werden soll, 
lässt wenig Gutes erwarten. So gesehen wäre es besser, 
wenn der ‚schlafende Riese‘ nicht erwacht und ‚mittelfri-
stig oder langfristig zu einer imperialen Großmacht‘ wird. 
Ohne die entsprechenden militärischen Kapazitäten sieht 
man sich vielleicht eher genötigt, über die Ursachen der 
zunehmenden Verwerfungen nachzudenken.“422 

Wäre man bereit, über diese Ursachen nachzudenken, 
so müssten ganz andere Maßnahmen auf der Tagesord-
nung stehen. Notwendig wären u.a. die Einstellung sämt-
licher Rüstungsexporte, die Beendigung der ausbeuteri-
schen neoliberalen Außenwirtschaftspolitik, die sofortige 
Abrüstung und die Umleitung der freiwerdenden Gelder 
zugunsten sinnvoller Entwicklungshilfe. Das Committee 
on Disarmament, Peace & Security (CDPS), eine frie-
denspolitisch engagierte Nichtregierungsorganisation, 
verglich unlängst Rüstungsausgaben mit den geschätzten 
Kosten, die zur Erreichung der Millennium-Ziele zur Be-
kämpfung der Armut (MDG) erforderlich wären. CDPS 
zufolge könnten extreme Armut und Hunger mit 39-54 
Mrd. Dollar beseitigt werden. Die Gewährleistung univer-
seller Bildung und die Förderung von Geschlechtergerech-
tigkeit würden weitere 10-30 Mrd. Dollar erfordern. Um 
die Kindersterblichkeit um 2/3 zu senken, die Gesundheit 
von Müttern zu verbessern sowie Aids, Malaria und ande-
re Krankheiten zu bekämpfen, würden 10-25 Mrd. Dol-
lar benötigt. Schließlich seien zum Schutz der Umwelt 
5-21 Mrd. Dollar erforderlich.423 Mit anderen Worten, zur 
Umsetzung der Millennium-Ziele, die bis 2015 erreicht 
werden sollten, aber meilenweit verfehlt werden, wären 
64-130 Mrd. Dollar notwendig – also ungefähr 8 bis 16 
Prozent dessen, was die NATO-Staaten jährlich in die Rü-
stung pumpen!

6. EU-MIK: Risiken und Nebenwirkungen

Airbus A400M, Foto: Wikipedia



53

Anmerkungen

1	 Wenn im Folgenden von „Europa“ oder der „europäischen“ Bev-
ölkerung die Rede ist, so ist sich der Autor bewusst, dass die Eu-
ropäische Union keineswegs sämtliche Länder und Menschen des 
Kontinents umfasst. Auch wenn deshalb eigentlich von „EUropa“ 
und „EUropäisch“ die Rede sein müsste, wird in dieser Studie die 
andere, weil deutlich lesbarere Schreibweise verwendet. 

2	 Vgl. ZDF-Politbarometer vom 21. Mai 2010. 
3	 Vgl. Jones, Ben: Franco-British military cooperation: a new engine 

for European defence? Institute for Security Studies (ISS), Occa-
sional Paper, Februar 2011, S. 16.

4	 Flanagan, Stephen u.a.: Outlook for Defense. Doing Less with 
Less?, in: Flanagan, Stephen u.a. (Hg.): Diminishing Transatlan-
tic Partnership? The Impact of the Financial Crisis on European 
Defense and Foreign Assistance Capabilities, Center for Strategic 
and international Studies (CSIS), 03.05.2011, S. 15 (Das Zitat 
stammt von Jack Treddenick). Die Ergebnisse der Mitte Septem-
ber 2011 veröffentlichten „Transatlantic Trends“, die nahelegen, es 
gäbe sehr niedrige Zustimmungswerte für eine Kürzung der Rüs-
tungshaushalte, widersprechen dem nur auf den ersten Blick. Das 
Problem ist, dass in den „Transatlantic Trends“ lediglich allgemein 
gefragt wurde, ob Einsparungen im Rüstungsbereich gewünscht 
sind, nicht aber, ob eher dort oder in anderen (sozialen) Haush-
alten. Durch die fahrlässige Anordnung und Präsentation der Um-
frageergebnisse wird sogar – vermutlich bewusst, schließlich wur-
de die Umfrage von diversen militärnahen Einrichtungen und dem 
schwedischen Verteidigungsministerium erhoben – der komplett 
falsche Eindruck erweckt, die Bevölkerungsmehrheit spreche sich 
für Sozialkürzungen statt für Einschnitte im Verteidigungsetat aus. 
Siehe Transatlantic Trends 2011. Key Findings, 14.09.2011, URL: 
http://www.gmfus.org/publications_/TT/TT2011_final_web.pdf 
(17.11.2011), S. 25. Wie die Ergebnisse dadurch manipuliert wer-
den, zeigt sich anhand den USA. „Transatlantic Trends“ zufolge 
würden lediglich 34% der US-Bevölkerung eine Absenkung des 
Rüstungshaushaltes befürworten. Eine ebenfalls 2011 erschienene 
Umfrage von Reuters, die eine Prioritätensetzung zwischen ver-
schiedenen Haushaltskürzungen ermöglicht, kommt zu anderen 
Ergebnissen: 51 Prozent favorisieren Einschnitte im Militäretat, 
lediglich 28 Prozent bei Medicare. Siehe Public prefers cutting de-
fense spending: Reuters/Ipsos poll, Reuters, 09.03.2011.

5	 Entschließung des Europäischen Parlaments über die Auswirkun-
gen der Finanzkrise auf den Verteidigungssektor in den EU-Mit-
gliedstaaten (2011/2177 (INI)), Absatz 1.

6	 ASD President issues wake up call over defence cooperation, 
ASD-Newsletter, April 2011, S. 1.

7	 Budgetkürzungen zwingen Rüstungsindustrie zum Sparen, Fi-
nancial Times Online, 28.09.2011; EADS kämpft um Absatz. 
Rüstungskonzerne wie EADS gehen schweren Zeiten entgegen, 
Frankfurter Rundschau Online, 27.07.2010.

8	 Berteau, David u.a.: A Healthy, Diversified, Defense industry De-
spite Declining European Demand, in: Flanagan u.a. 2011, S. 29-
37, S. 36.

9	 Berteau  2011, S. 35.
10	 Vgl. Guy Ben-Ari u.a.: European Defense Trends: Briefing Up-

date, CSIS, Defense Industrial Initiatives Group, 29.07.2011, S. 
21ff.; AeroSpace and Defence Industries Association of Europe 
(ASD): Fact and Figures 2010, September 2011, S. 7; Beste, Ralf 
u.a.: Krisen sind ihr Geschäft, Der Spiegel 28/2011.

11	 Vgl. Jones 2011, S. 7.
12	 Seibert, Bjoern H.: Operation Eufor Tchad/RCA and the European 

Union’s Common Security and Defense Policy, Strategic Studies 
Institute, Carlisle, Oktober 2010, S. 73.

13	 Studie ortet Handlungsbedarf im Rüstungssektor, Horváth & Part-
ners, Pressemitteilung, 04.11.2011, URL: http://www.horvath-
partners.com/Pressemitteilungen-Detail.182.0.html?&cHash=4e5
9d4185a3ade4abf318d823595af4f&tx_ttnews[backPid]=117&tx_
ttnews[tt_news]=349 (28.11.2011).

14	 Wikipedia: Dwight D. Eisenhower.
15	 Barrinha, André: Moving towards a European Defence Industry? 

The Political Discourse on a Changing Reality and its Implications 
for the Future of the European Union, in: Global Society, Vol. 24, 
Nr. 4, Oktober 2010, S. 467-485, S. 468.

16	 Norheim-Martinsen, Per M.: EU capabilities for a comprehensive 
approach: Broad interoperability as comparative advantage, FFI-
rapport 2009/01300, S. 23.

17	 Guérot, Ulrike/Witt, Andrea: Europas neue Geostrategie, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte (B 17/2004), S. 6-12, S. 6f. 

18	 Rogers, James: A diagram of European ‘grand strategy’, European 
Geostrategy, 14.09.2011.

19	 Vgl. Bieling, Hans-Jürgen: Die Globalisierungs- und Weltord-
nungspolitik der Europäischen Union, Wiesbaden 2010, S. 53. 

20	 Witney, Nick: How to stop the demilitarization of Europe, European 
Council on Foreign Relations (ECFR), Policy Brief 40, November 
2011, S. 1. „Politische Gestaltungskraft ist in der internationalen 
Politik aber unveränderlich an militärische Stärke gebunden“, sch-
reibt etwa auch Hans-Gert Pöttering, von 2007 bis 2009 Präsident 
des Europäischen Parlaments. Siehe Pöttering, Hans-Gert: Die EU 
vor wachsenden Herausforderungen, in: Kaldrack, Gerd F./Pötter-

ing, Hans-Gert (Hg.): Eine einsatzfähige Armee für Europa. Zur 
Zukunft der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
nach Lissabon, Wiesbaden 2011, S. 46-57, S. 49.

21	 Massala, Carlo: Europa zwischen USA und Russland – ist eine 
europäische Armee die richtige Antwort? in: Kaldrack/Pöttering 
2011, S. 135-143, S. 140f.

22	 Lühmann, Malte: Ziele und Instrumente neoliberaler EU-Außen-
politik, IMI-Analyse 2011/015, S. 1 (Lühmann 2011a); vgl. auch 
Bieling 2010, S. 109ff..

23	 Mitteilung der Kommission: Das europäische Interesse: Erfolg im 
Zeitalter der Globalisierung, Brüssel, den 3.10.2007 KOM(2007) 
581, S. 4. Siehe auch die Aussagen von EU-Kommissionschef 
José Manuel Barroso in seinen „Politischen Leitlinien für die 
nächste Kommission” vom 3. September 2009: „Der erfolgreiche 
Abschluss der Doha-Runde hat auch weiterhin oberste Priorität. 
Aber wir müssen uns auch für Freihandelszonen und Handelsvere-
inbarungen einsetzen und sicherstellen, daß bei Handelsrunden die 
Interessen der EU gewahrt werden. [...] Wir müssen daher stärker 
als bisher alle Register unserer Außenpolitik ziehen, um so mit 
‘sanfter Gewalt’ solide Ergebnisse für die EU-Unternehmen und 
-Bürger zu erzielen. Das europäische Interesse muss in kohärenter 
Weise entschlossen geschützt und gefördert werden.”

24	 Leaman, Jeremy: Hegemonialer Merkantilismus: Die ökonomische 
Doppelmoral der Europäischen Union, in: Blätter für deutsche und 
internationale Politik 2/2008, S. 76-90, S. 77.

25	 Vgl. Nel, Philip: The Return of Inequality, in: Third World Quar-
terly, No. 4/2006, S. 689-706; Stiglitz, Joseph: Die Schatten der 
Globalisierung, Berlin 2002; Chang, Ha-Joon: Kicking Away the 
Ladder: The “Real” History of Free Trade, Foreign Policy in Fo-
cus, Special Report, December 2003.

26	 Vgl. Altvater, Elmar/Mahnkopf, Birgit: Global Europe: Der lib-
erale Imperialismus der Europäischen Union, in: Blätter für deut-
sche und internationale Politik, 12/2007, S. 1471-1486, S. 1478.

27	 Lühmann 2011a, S. 2.
28	 Europäische Sicherheitsstrategie: Ein sicheres Europa in einer 

besseren Welt, Brüssel, 12.12.2003, S. 1.
29	 Yesilanda, Brian u.a.: Competing Among Giants: A Look at How 

Future Enlargement of the European Union Could Affect Global 
Power Transition, in: International Studies Review, Vol. 8, No. 4 
(December 2006), S. 607-622, S. 620.

30	  Renard, Thomas: Libya and the Post-American World: Implica-
tions for the EU, Egmont Security Policy Brief Nr. 20, April 2011, 
S. 5.

31	 Hofbauer, Hannes: EU-Osterweiterung. Historische Basis - ökono-
mische Triebkräfte - soziale Folgen, Wien 2007, S. 254.

32	 Vgl. zu den Ursachen, weshalb eine neue Erweiterungsrunde nicht 
in Frage kommt, Wagner, Jürgen: Brüssel, das neue Rom? Ostex-
pansion, Nachbarschaftspolitik und das Empire Europa, Studien 
zur Militarisierung EUropas, 36/2008.

33	  Georg Vobruba: Expansion ohne Erweiterung. Die EU-Nach-
barschaftspolitik in der Dynamik Europas. In: Osteuropa 2-3/2007. 

34	 Mitteilung der Kommission: Größeres Europa ‑ Nachbarschaft: 
Ein neuer Rahmen für die Beziehungen der EU zu ihren östlichen 
und südlichen Partnern, Brüssel, den 11.3.2003 KOM(2003) 104.

35	 Henk van Houtum/Freerk Boedeltje: Questioning the EU’s Neigh-
bourhood Geo-Politics, in: Geopolitics, Vol. 16, No. 1 (2011), S. 
121-129, S. 121f.

36	 Vgl. Martin Brand: Die Europäische Nachbarschaftspolitik – ein 
neoliberales Projekt?, in: Utopie kreativ, H. 217 (November 2008), 
S. 988-1006. Vgl. zur jüngsten Neufassung der ENP im Zuge der 
revolutionären Umbrüche im arabischen Raum Lösing, Sabine/
Wagner, Jürgen: Neuausrichtung der Nachbarschaftspolitik. EU-
ropas neoliberale Offensive an der südlichen Peripherie, in: Wis-
senschaft und Frieden (W&F) 4/2011, S. 36-38.

37	 Vgl. etwa Christopher S. Browning/Pertti Joenniemi: Geostrate-
gies of the European Neighbourhood Policy, in: European Journal 
of International Relations, Vol.14, No. 3 (September 2008), S. 519-
551.

38	 Alan Posener: Imperium der Zukunft. Warum Europa Weltmacht 
werden muss. München 2007, S. 101.

39	 Leonard, Mark: Why Europa will run the 21st Century, New York 
2005, S. 54.

40	 Rogers: James: A New Geography of European Power?, Egmont 
Paper Nr. 42, Januar 2011, S. 12.

41	 Rogers 2011, S. 21. 
42	 Rogers 2011, S. 4.
43	 Rogers 2011, S. 4.
44	 Rogers 2011, S. 23.
45	 Rogers, James/Simón, Luis: The new ‘long telegram’: Why we 

must re-found European integration, Group on Grand Strategy, 
Long Telegram No. 1/Sommer 2011, S. 3. 

46	 Vgl. zu Coopers Rolle und Einfluss Foley, Frank: Between Force 
and Legitimacy: the Worldview of Robert Cooper, EUI-RSCAS 
Working Paper 2007/09. 

47	 Cooper, Robert: The Breaking of Nations: Order and Chaos in the 
Twenty-First Century, London 2003.

48	 Vgl. Wagner, Jürgen: Globalisierung, Armut und Krieg. Die Krise 
des Neoliberalismus und die militärischen Reaktionen des West-
ens, IMI-Studie 2010/10, S. 4ff.

49	 Cooper 2003.
50	 Vgl. etwa Zielonka, Jan: Europe as Empire: The Nature of the En-



54

larged European Union, New York 2006; Münkler, Herfried: Im-
perien. Die Logik der Weltherrschaft, Bonn 2005; Beck, Ulrich/
Grande, Edgar: Das kosmopolitische Europa, Frankfurt am Main 
2007; Posener 2007. Siehe kritisch Wissel, Jens: Second Empire. 
Zu den Europäischen Welt(un)ordnungspolitischen Ambitionen, 
in: Brink, Tobias ten (Hg.): Globale Rivalitäten, Stuttgart 2011, S. 
183-202; Wagner 2008.

51	 „Dimensionen eines Imperiums“, Interview mit José Manuel Bar-
roso, Die Welt, 17.10.2007.

52	 Algieri, Franco u.a.: Europa Zukunft. Fünf EU-Szenarien, Bertels-
mann-Stiftung, München 2003, S.12f.

53	 Vgl. Kappel, Robert: Der Abstieg Europas und der Vereinigten 
Staaten -- Verschiebungen in der Weltwirtschaft und Weltpolitik, 
Giga Focus 1/2011; Ferguson, Niall: The decade the world tilted 
east, Financial Times, 27.12.2009; Kishore Mahbubani: The New 
Asian Hemisphere: The Irresistible Shift of Global Power to the 
East, New York 2009; Boris, Dieter/Schmalz, Stefan: Eine Krise 
des Übergangs: Machtverschiebungen in der Weltwirtschaft, in: 
Prokla, 4/2009, S. 625-643; Zakaria, Fareed: The Rise of the Rest, 
Newsweek, 12.05.2008; Haass, Richard N.: The Age of Nonpolar-
ity. What Will Follow US Dominance, in: Foreign Affairs, May/
June 2008. 

54	 Entwurf eines Berichtes über die Außenpolitik der EU gegenüber 
den BRICS-Ländern und anderen Schwellenländern: Ziele und 
Strategien (2011/2111(INI)), Absatz B.

55	 Entwurf eines Berichtes über die Außenpolitik der EU gegenüber 
den BRICS-Ländern und anderen Schwellenländern: Ziele und 
Strategien (2011/2111(INI)), Absatz 3.

56	 Hough, Abdrew: Tony Blair: EU needs elected president, former 
PM says, The Telegraph, 09.06.2011.

57	 Brink, Tobias ten: Geopolitik. Geschichte und Gegenwart kapital-
isitscher Staatenkonkurrenz, Münster 2008, S. 103. Das Zitat stam-
mt aus einem Artikel von Harald Müller und Niklas Schörnig.

58	 Vgl. etwa Kagan, Robert: Die Demokratie und ihre Feinde, Bonn 
2008; Busse, Nikolaus: Entmachtung des Westens: die neue Ord-
nung der Welt, Berlin 2009; Wijk,Rob de: The consequences for 
Europe of the global crisis, in: Europe’s World, Autumn 2009; Lu-
cas, Edward: The New Cold War: How the Kremlin Menaces Both 
Russia and the West, Basingstoke 2008; Gat, Azar: The Return 
of Authoritarian Great Powers, in: Foreign Affairs, July/August 
2007. Vgl. hierzu ausführlich Wagner, Jürgen: Metamorphose der 
Geopolitik: Westlicher Vormachtanspruch und der drohende Neue 
Kalte Krieg, in: IMI (Hg.): Krisenmanagement: “Sicherheitsar-
chitektur” im globalen Ausnahmezustand, Tübingen 2010, S. 5-14. 

59	 Kagan 2008, S. 7.
60	 Busse, Nikolaus: Harte Zeiten für Friedensbewegte. Eine multipo-

lare Welt bringt die klassische Machtpolitik wieder zurück, in: In-
ternationale Politik, Juni 2009, S. 49-53, S. 53. Auch Erich Vad, 
der wichtigste militärische Berater der deutschen Kanzlerin, stellt 
fest: „Die Welt scheint auf eine multipolare Ordnung zuzusteuern, 
bei der Nordamerika und die Europäische Union zusammen mit 
Ländern wie Russland, China, Indien und Brasilien in Wettbew-
erb und Konkurrenz treten und weltweit um Einfluss ringen nicht 
nur in wirtschaftlicher Hinsicht, sondern auch mit Blick auf Res-
sourcen, Humankapital und politische Macht.“ Siehe Vad, Erich: 
Neue geopolitische Herausforderungen im Lichte des erweiterten 
Sicherheitsbegriffs, in: Feichtinger, Walter/Dengg, Anton (Hg.): 
Kein Feind in Sicht. Konfliktbilder und Bedrohungsszenarien der 
Zukunft, Wien 2010, S. 35-44, S. 36.

61	 Ries, Tomas: Die EU und das globalisierte Sicherheitsumfeld, in: 
Vasconcelos, Álvaro de (Hg.): Perspektiven für die europäische 
Verteidigung 2020, ISS, Mai 2011, S. 67-84, S. 76.

62	 Vgl. National Intelligence Council: Global Trends 2025: A Trans-
formed World, November 2008; Peak Oil. Sicherheitspolitische 
Implikationen knapper Ressourcen, Zentrum für Transformation 
der Bundeswehr, Dezernat Zukunftsanalyse, Juli 2010.

63	 Dumoulin, André, u. a.: European Defence – A Proposal for a 
White Paper, Report of an independent Task Force, ISS, Mai 2004, 
S. 13.

64	 Brzoska, Michael: Wie werden wir die nächsten hundert Jahre 
überleben?, Zeit Online, 17.08.2006.

65	 Collier, Paul: Breaking the conflict trap, World Bank Policy Re-
search Report 2003, S. 53. Vgl. auch Blattman, Christopher/
Miguel, Edward: Civil War, in: Journal of Economic Literature, 48, 
Nr. 1/2010, S. 3-57; Congressional Budget Office: Enhancing US 
Security Through Foreign Aid, Washington, DC, April 1994; UN 
Millennium Project: Investing in Development, New York 2005; 
Nafziger, Wayne: Development, inequality, and war in Africa, in: 
The Economics of Peace and Security Journal, No. 1/2006, S. 13-
19; Rice, Susan E./Graff, Corinne, Lewis, Janet: Poverty and Civil 
War: What Policymakers Need to Know, Brookings Working Pa-
per, December 2006; vgl. für eine hervorragende Literaturübersicht 
Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung: Sicherheitsrisiko 
Klimawandel, Heidelberg 2008, S. 36ff.

66	 Ries 2011, S. 81f.
67	 So prognostiziert etwa der European Council on Foreign Relations: 

„Jüngste Untersuchungen legen nahe, dass die Zahl an Bürgerkrie-
gen erneut ansteigt und die Europäische Union davon ausgehen 
kann, vermehrt dazu aufgefordert zu werden, Soldaten in Ländern 
oder Regionen zu stationieren, die gerade einen Konflikt hinter 
sich haben.“ Siehe Korski, Daniel/Gowan, Richard: Can the EU 

rebuild failing states? ECFR Policy Paper, October 2009, S. 39.
68	 Rede von Bundesminister der Verteidigung, Dr. Thomas de Maiz-

ière, anlässlich der 8. Handelsblatt Konferenz am 25. Oktober 
2011 in Berlin, URL: http://www.bmvg.de (25.11.2011). Auch 
im Weißbuch der Bundeswehr aus dem Jahr 2006 findet sich 
diese „Logik“: „Eigene rüstungstechnologische Fähigkeiten sind 
die Voraussetzung, um den europäischen Integrationsprozess im 
Rüstungsbereich mitzugestalten. Sie gewährleisten Kooperations-
fähigkeit und sichern den Einfluss bei Entwicklung, Beschaffung 
und Betrieb von entscheidenden militärischen Systemen. Nur 
Nationen mit einer leistungsfähigen Rüstungsindustrie haben ein 
entsprechendes Gewicht bei Bündnisentscheidungen.“ Siehe Bun-
desministerium der Verteidigung: Weißbuch 2006 zur Sicherheit-
spolitik Deutschlands und zur Zukunft der Bundeswehr, S. 74.

69	 Lühmann, Malte: Lobbying Warfare. The arms industry’s role in 
building a military Europe, Corporate Europe Observatory, Sep-
tember 2011, URL: http://www.corporateeurope.org/sites/default/
files/publications/CEO_ArmsLobby_en-v2.pdf (22.11.2011), S. 2.

70	 Zoller, Stefan: Konsolidierung des europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungsmarktes und globale Herausforderungen, in: Ka-
ldrack/Pöttering 2011, S. 239-249, S. 240 und 248.

71	 Lühmann 2011, S. 2.
72	 Neuber, Arno: »Wir empfehlen Rüstungsaktien«. EU-Rüstung-

skonzerne auf Expansionskurs, in: Pflüger, Tobias/Wagner, Jürgen 
(Hg.): Welt-Macht Europa, Hamburg 2006, S. 278-291, S. 281.

73	 Bieling 2010, S. 200.
74	 Lühmann 2011, S. 13.
75	 Bieling 2010, S. 203.
76	 Vgl. Slijper, Frank: The emerging EU Military-Industrial Com-

plex. Arms industry lobbying in Brussels, Transnational Institute 
(TNI), Briefing Series Nr. 2005/01, S. 7.

77	 Lühmann 2011, S. 8.
78	 Lühmann 2011, S. 14ff.
79	 Selbst Teile der Gewerkschaften scheinen hiergegen nicht immun 

zu sein und springen ebenfalls auf diesen Zug mit auf. Besonders 
ärgerlich ist in diesem Zusammenhang, wie stark sich die Eu-
ropäische Metallarbeitergewerkschaft für den Ausbau des EU-Mil-
itärapparates stark macht. Ihre Veröffentlichungen sind teils kaum 
von denen der Rüstungsindustrie zu unterscheiden. Vgl. bspw. Eu-
ropean Partnership on the Anticipation of Change in the Defence 
Industry, EMF Position Papers, 16/2008; EMF Memorandum 
Defence technology in Europe: political responsibility, industrial 
development and employment policy perspectives (adopted by the 
97th EMF Executive Committee on 7th & 8th June 2004). In Deut-
schland ist vor allem die IG Metall diesbezüglich in die  Kritik ger-
aten. Vgl. Deutsche Systemführerschaft, German-Foreign-Policy.
com, 08.09.2011.

80	 „Diese Zentren formen das strategische Denken über die eu-
ropäische Strategie und Sicherheit; und, bis zu einem gewissen 
Grade, arbeiten sie auch mit denselben Experten. […] Dies ähnelt 
sehr den amerikanischen Erfahrungen bei der Entwicklung der 
wesentlichen Elemente von Washingtons Globalstrategie während 
des Kalten Krieges. Analysten wie Zbigniew Brzezinski, Henry 
Kissinger, Thomas Schelling, Albert Wohlstetter, Kenneth Waltz, 
Herman Kahn, usw. reisten herum und suchten Anschluss an die 
bekanntesten und einflussreichsten Denkfabriken und Univer-
sitäten. Mit der Zeit kristallisierte sich aufgrund von personellen 
Überschneidungen ein ‚innerer Zirkel‘ heraus, dessen Mitglieder 
damit begannen, sich gegenseitig zu beeinflussen und ausführlich 
zu zitieren, was zu einem ‚Kernbestand an Literatur‘ über ameri-
kanische Strategie führte. […] Europäische Strategen tendieren 
dazu, dies nachzuahmen: ein ‚innerer Zirkel’ existiert inzwischen 
und seine Mitglieder zitieren sich gegenseitig recht ausführlich. 
Personelle Überschneidungen existieren – genau wie im amerika-
nischen Beispiel. Es gibt eine lebhafte Debatte über europäische 
Strategie, die hilfreich ist, ein neues Konzept für die europäische 
Sicherheit voranzubringen. Langsam entsteht ein Konsens über be-
stimmte strategische Fragen, wobei die wesentlichen Grundsteine 
einer neuen europäischen strategischen Kultur gelegt werden, 
zumindest was den intellektuellen Bereich anbelangt.“ Siehe Ba-
logh, Istvan: Crafting a ‘grand design’: Are Europeans reviving the 
concept of ‘grand strategy’?, Group on Grand Strategy, Strategic 
Snapshot Nr. 1/Juli 2011, S. 8.

81	 Mölling, Christian/Brune, Sophie-Charlotte: The impact of the fi-
nancial crisis on European defence, European Parliament, Direc-
torate-General for External Policies of the Union, Policy Depart-
ment, Brüssel 2011, S. 12.

82	 Lühmann 2011, S. 2.
83	 Bertges, Florian: Der fragmentierte europäische Verteidigungs-

markt: Sektorenanalyse und Handlungsoptionen, Frankfurt am 
Main 2009, S. 249.

84	 Entschließung des Europäischen Parlaments über die Auswirkun-
gen der Finanzkrise auf den Verteidigungssektor in den EU-Mit-
gliedstaaten (2011/2177(INI)), Absatz 3.

85	 Haid, Michael/Neuber, Arno: Der militärische Knüppel aus Brüs-
sel, IMI-Analyse 2011/016, S. 1. 

86	 Erklärung des Europäischen Rates zur Stärkung der Gemeinsamen 
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik“, Köln, 3. und 
4. Juni 1999. 

87	 Europäische Sicherheitsstrategie 2003, S. 7 und 11.
88	 Vgl. Haid/Neuber 2011, S. 2.



55

89	 In den Vertrag von Amsterdam aus dem Jahr 1997 wurden die so 
genannten Petersberg-Aufgaben übernommen und damit erstmals 
das militärische Handlungsspektrums in einem EU-Vertrag spezi-
fiziert. Damals umfasste das Aufgabenspektrum “humanitäre Auf-
gaben und Rettungseinsätze, friedenserhaltende Aufgaben sowie 
Kampfeinsätze bei der Krisenbewältigung einschließlich friedens-
schaffender Maßnahmen.” 

90	 Protokoll Nr. 10 über die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit 
nach Artikel 42 des Vertrags über die Europäische Union, Artikel 2.

91	 Europäische Sicherheitsstrategie 2003, S. 12.
92	 Europäische Sicherheitsstrategie 2003, S. 11.
93	 Heise, Volker: Zehn Jahre Europäische Sicherheits- und Vertei-

digungspolitik. Entwicklung, Stand und Probleme, SWP-Studie, 
Oktober 2009, S. 22.

94	 VENRO: Was will Deutschland am Hindukusch? Positionspapier 
Nr. 7/2009, S. 6.

95	 Der Bereich wurde mehrfach umbenannt. Zuerst firmierte er unter 
dem Begriff „Europäische Sicherheits- und Verteidigungsidentität“ 
(ESVI), dann als „Europäische Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik“ (ESVP), bis mit dem Vertrag von Lissabon seit 1. Dezember 
2009 eine neuerliche Namensänderung eingeführt wurde. 

96	 Ashton, Catherine: Vorwort, in: Vasconcelos 2011, S. 7-9, S. 7.
97	 Vgl. Witney, Nick: Re-energising Europe’s Security and Defence 

Policy, ECRF Policy Paper, Juli 2008. Auch andere teilen diese 
Kritik: „Bis zum heutigen Tag wurden die ursprünglichen Ziele 
der europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik nicht um-
gesetzt. Die europäischen Militärplanziele wie das Headline Goal 
2003 und das Headline Goal 2010 bleiben unerfüllt.“ Siehe Hel-
big, Robert: Beyond Pooling and Sharing: Open Europe‘s Mar-
kets, http://www.atlantic-community.org, 15.09.2011. Vgl. auch 
O’Donnell 2011, S. 2.

98	 Vgl. die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates zur Tagung 
vom 11./12. Dezember 2008.

99	 Solana, Javier: Preface: in: Vasconcelos, Álvaro de (Hg.): What 
ambitions for European defence in 2020?, ISS, Paris 2009 (2. Au-
flage), S. 7-9, S. 8.

100	 Vgl. Major, Claudia/Wassenberg, Florian: Polens ambitionierte 
GSVP-Agenda, SWP Aktuell, August 2011. 

101	 Iwaniuk, Jakub: Italy and Spain join ‘Weimar initiative’, Europoli-
tics, 05.09.2011.

102	 Vgl. O’Donnell 2011, S. 4; Valasek, Thomas: Surviving Austerity: 
The case for a new approach to EU military collaboration, CER, 
April 2011, S. 35.

103	 Mölling, Christian: Ständige Strukturierte Zusammenarbeit in der 
EU-Sicherheitspolitik, SWP-Aktuell, Februar 2010, S. 2.

104	 Konkret heißt es im Protokoll Nr. 10 über die Ständige Struktu-
rierte Zusammenarbeit nach Artikel 42 des Vertrags über die Eu-
ropäische Union, Artikel 2: „Die an der Ständigen Strukturierten 
Zusammenarbeit teilnehmenden Mitgliedstaaten verpflichten sich 
[…] zur Verwirklichung der vereinbarten Ziele für die Höhe der 
Investitionsausgaben für Verteidigungsgüter und zur regelmäßigen 
Überprüfung dieser Ziele im Lichte des Sicherheitsumfelds und 
[zu] konkreten Maßnahmen zur Stärkung der Verfügbarkeit, der In-
teroperabilität, der Flexibilität und der Verlegefähigkeit ihrer Trup-
pen insbesondere, indem sie gemeinsame Ziele für die Entsendung 
von Streitkräften aufstellen und gegebenenfalls ihre nationalen Be-
schlussfassungsverfahren überprüfen; [sowie zu] einer eventuellen 
Mitwirkung an der Entwicklung gemeinsamer oder europäischer 
Programme für wichtige Güter im Rahmen der Europäischen 
Verteidigungsagentur.“

105	 Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung erfüllten Österreich, Irland, 
Luxemburg, Malta, Bulgarien, Zypern und Griechenland nicht ein-
mal die von Witney aufgestellten Basiskriterien.

106	 Biscop, Sven/Coelmont, Jo: Permanent Structured Cooperation. In 
Defence of the Obvious, Egmont Security Brief Nr.11, Juni 2010. 

107	 Bentégeat, Henri: Ziele der europäischen Verteidigung, in: Vascon-
celos 2011, S. 111-122, S. 112.

108	 Howorth, Jolyon: The Future of European Security, EXPO/B/
SEDE/2008/16, March 2008.

109	 Vgl. Mölling/Brune 2011, S. 11.
110	 O’Donnell 2011, S. 4f.; vgl. auch Mölling/Brune 2011, S. 32.
111	 Bauer, Thomas: Verteidigungsagentur contra Kommission? – Ans-

pruch und Wirklichkeit einer rüstungspolitischen Gesamtstrategie 
für Europa, Bertelsmann-Stiftung, Reform-Spotlight 6/2005, S. 8.

112	  Gemeinsame Aktion 2004/551/GASP des Rates vom 12. Juli 2004 
über die Einrichtung der Europäischen Verteidigungsagentur. 

113	 Vgl. Meijer, Hugo L.E.: Post-Cold War Trends in the European De-
fence Industry: Implications for Transatlantic Relations, in: Journal 
of Contemporary European Studies, Vol. 18, No. 1 (March 2010), 
S. 63-77, S. 67.

114	 Auch die EU-Kommission ist im Lenkungsausschuss vertreten, hat 
dort jedoch kein Stimmrecht. 

115	 Vgl. Meirino, Arturo Alfonso: Establishment of the European 
Defence Agency: A key milestone in the process of constructing 
European defence, in: European Defence Agency: Past, Present & 
Future, Ministerio de Defensa 2010, S. 19-60, S. 21.

116	 Berenguer, Fernando Riviera: The Development of Capabilities, 
in: European Defence Agency: Past, Present & Future 2010, S. 
61-84, S. 61. Auch der ehemalige EDA-Leiter Alexander Weiss 
bestätigt dies: „Die Herausforderung besteht darin, alle relevanten 
Akteure einzubeziehen, um das vorrangige Ziel zu erreichen: die 

militärischen Kapazitäten der Europäischen Union für das Krisen-
management zu vergrößern.“ Siehe Weis, Alexander: EDA at Five, 
in: EDA Bulletin Nr. 13, Februar 2010, S. 2-3, S. 2.

117	 European Defence Agency (EDA): An Initial Long-Term Visionfor 
European Defence Capability and Capacity Needs, Endorsed by 
the Steering Board on 3 October 2006, S. 8f. 

118	 EDA 2006, S. 11.
119	 EDA 2006, S. 22f. 
120	 EDA 2006, S. 6.
121	 EDA 2006, S. 31f. und 29.
122	 EDA 2006, S. 32.
123	 Weis, Alexander: Projects, Projects, Projects, EDA Bulletin Nr. 10, 

Februar 2009, S. 1-3, S. 3.
124	 Luckhardt, Miriam: Europäischer Verteidigungsmarkt in Bewe-

gung. Das militärische Zusammenwachsen der Europäischen 
Union, Weltwirtschaft und Welthandel, 03.12.2009, URL: http://
weltwirtschaft-welthandel.suite101.de/article.cfm/europaeischer_
verteidigungsmarkt_in_bewegung (22.11.2011).

125	 Capability Development Plan (CDP), EDA Fact sheet, 09.11.2011.
126	 Französische Ratspräsidentschaft: Plan zur Fähigkeitenentwick-

lung (capability development plan) der europäischen Verteidigung-
sagentur, 11.07.2008, URL:  http://www.eu2008.fr/PFUE/lang/de/
accueil/PFUE-07_2008/PFUE-11.07.2008/plan_developpement_
capacites_AED.html (25.11.2011).

127	 Hirth, Matthias/Steidle, Myriam: Die Zukunft der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik, URL:  http://192.68.214.70/
blz/web/europa/essays/zukunft-der-esvp.asp (22.11.2011).

128	 Vgl. Meirino 2010, S. 39.
129	 European Defence Agency 2011, S. 1.
130	 Europe of Defence one year after the Lisbon Treaty Review and 

future prospects, Institute Thomas More, Benchmarking Note 5, 
Oktober 2010, S. 11.

131	 Vgl. Liberti, Fabio: Defence spending in Europe: Can we do better 
without spending more? Notre Europe, Juni 2011, S. 31.

132	 European Defence Agency: Budget: http://eda.europa.eu/Aboutus/
Howwedo/Finance/Budget (26.11.2011).

133	 Vgl. Europe Diplomacy & Defense No. 372, 07.12.2010. Laut 
O’Donnell 2011, S. 4 wird angeblich in Großrbiatannien sogar laut 
über einen Austritt aus der EDA spekuliert. 

134	 Vgl. Mölling/Brune 2011, S. 26.
135	 Mölling/Brune 2011, S. 26. 
136	 Seibold, Michael: Europas Rüstungsmarkt: Weniger als die Summe 

seiner Teile, in: ADLAS, 2/2010, S. 15-19, S. 19.
137	 Vgl. Meirino 2010, S. 42.
138	 Bericht des Bundesministeriums der Verteidigung zur „Eu-

ropäischen Rüstungskooperation“, 04.02:2011.
139	 Pöcher, Harald: Die europäische Rüstungsindustrie. Vom Welt-

marktführer zum nachhinkenden Konkurrenten, in: Truppendienst 
Nr. 316/2010.

140	 Vgl. O’Donnell 2011, S. 4.
141	 USA warnen vor Kürzung der Verteidigungsausgaben, Tagesschau 

Online, 05.10.2011.  
142	 Remarks by Secretary of Defense Robert Gates, 10.06.2011, URL: 

http://www.europeaninstitute.org/Documents/on-the-future-of-
nato-robert-gates-final-policy-speech.html (25.11.2011).

143	 Mölling/Brune 2011, S. 38.
144	 France: 4% Defense Budget Cut, Al Defaiya, 05.07.2010, URL: 

http://www.defaiya.com/defaiyaonline/index.php?option=com_co
ntent&view=article&id=840%3Afrance-4-defense-budget-cut&ca
tid=56%3Aeurope&Itemid=2&lang=en (20.11.2011).

145	 Vgl. Jenkin, Bernard/Grant, George: The Tipping Point: British 
National Strategy and the UK’s Future World Role, Henry Jackson 
Society, Juli 2010.

146	 Cremer, Uli: Komplexes Gemisch. Die westlichen Mächte und der 
Libyenkrieg, in: W&F 4/2011, S. 19-22. 

147	 Vgl. Vries, Wendela de: Kapitalismus und Krieg. Die kapitalis-
tische Krise und die europäische Rüstungsindustrie, in: Friedens-
forum 6/2010.

148	 SIPRI Yearbook 2011, S. 195.
149	 Flanagan 2011, S. vii.
150	 Hofbauer, Joachim u.a.: European Defense Trends, Budgets, Regu-

latory Frameworks, and the Industrial Base, CSIS, 04.11.2010, S. 
31f.

151	  Vgl. Flanagan 2011, S. 4; Hofbauer 2010, S. 39.
152	 Der Großteil des GASP-Budgets fließt in die Finanzierung der EU-

Einsätze. Vgl. Grevi, Giovanni/Keohane, Daniel: Civilian resourc-
es for ESDP, in: Grevi, Giovanni u.a. (Hg.): European Security and 
Defence Policy – the first 10 years, ISS 2009, S. 90-114, S. 91.

153	 Commitments must be made through a basic act Article 49 Fi-
nancial Regulation, URL: http://www.abgs.gov.tr/tarama/tarama_
files/31/SC31EXP_CFSP%20Budget.pdf (22.11.2011), S. 7.

154	  Mitteilung der Kommission: Ein Haushalt für “Europe 2020”, 
Brüssel, 29.6.2011 KOM (2011) 500, S. 29.

155	 Peters, Dirk u.a.: Parliaments and European Security: mapping 
the parliamentary field, in: Wagner, Wolfgang/Deitelhoff, Nicole 
(Hg.): The Parliamentary Control of European Security Policy, 
ARENA Report Nr. 7/2008, S. 3-28, S. 15.

156	 Kleine Anfrage (DIE LINKE): Das Instrument für Stabilität der 
Europäischen Union und hieraus finanzierte sicherheitspolitische 
Maßnahmen, Drucksache 17/6082, S. 2.

157	 Außer Dänemark, das sich unter Berufung auf Protokoll Nr. 5 des 



56

damaligen Amsterdamer Vertrags nicht an der Ausarbeitung und 
Durchführung von Beschlüssen und Maßnahmen der Union beteil-
igt, die verteidigungspolitische Bezüge haben.

158	 Beschluss 2007/384/GASP des Rates vom 14. Mai 2007 über einen 
Mechanismus zur Verwaltung der Finanzierung der gemeinsamen 
Kosten der Operationen der Europäischen Union mit militärischen 
oder verteidigungspolitischen Bezügen (Athena). Vgl. für eine 
genaue Übersicht über die per ATHENA finanzierbaren Elemente 
Kammerbauer, Barbara: ATHENA – die Finanzierung von Militär-
operationen der Europäischen Union, in: Europäische Sicherheit, 
5/2011, S. 32-34.

159	 Vgl. Hantke, Martin: Geheime Militärhaushalte, junge Welt, 
07.04.2007; Đurašinović-Radojević, Dragana: The European Par-
liament – ‘Europe’s Democratic Conscience’, in: Western Balkans 
Security Observer (English Edition), Nr. 17/2010, S. 13-25, S. 18.

160	 Bendiek, Annegret/Bringmann, Oliver: ATHENA und die Finan-
zierung der militärischen ESVP, SWP-Diskussionpapier 2008/05, 
April 2008, S. 8.

161	 Kleine Anfrage (DIE LINKE): Die Finanzierung militärischer Ein-
sätze der Europäischen Union über den ATHENA-Mechanismus, 
Drucksache 16/1551, 18.05.2006, S. 1.

162	 Furness, Mark: Die Finanzierung von Sicherheit und Entwicklung: 
der Problemfall Afrikanische Friedensfazilität, Deutsches Institut 
für Entwicklungspolitik, Analysen und Stellungnahmen 11/2011, 
S. 2.

163	 Arteaga, Félix: The Need for an Open System to Evaluate Euro-
pean Union CSDP Missions, Analysis of the Real Instituto Elcano 
(ARI), Nr. 104/2011, S. 3.

164	 Algieri, Franco: Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
der EU, Wien 2010, S. 110. Vgl. auch Liberti 2011, S. 35.

165	 Mölling/Brune 2011, S. 14.
166	 Entschließung des Europäischen Parlaments über die Auswirkun-

gen der Finanzkrise auf den Verteidigungssektor in den EU-Mit-
gliedstaaten (2011/2177(INI)), Absatz 77. Schon im November 
2010 hieß es in einer EP-Entschließung: „Das Europäische Par-
lament […] fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, eine 
Einigung über die Ausweitung des Konzepts der gemeinsamen Ko-
sten im Zusammenhang mit dem Einsatz von Gefechtsverbänden 
(Kosten, die durch den Athena-Mechanismus zu finanzieren sind) 
oder über eine gemeinsame Finanzierung sämtlicher Kosten von 
Operationen des Krisenmanagements, die von ihnen durchgeführt 
werden, zu erzielen; ist der Meinung, dass eine solche Einigung 
notwendig ist, damit ihr Einsatz politisch und wirtschaftlich ver-
tretbar wird und damit sichergestellt wird, dass die Mitgliedstaaten 
in Bereitschaftsposition in einer schwierigen Haushaltslage nicht 
unverhältnismäßig stark belastet werden.“ Siehe Entschließung 
des Europäischen Parlaments über die Zusammenarbeit zwischen 
zivilen und militärischen Akteuren und die Entwicklung zivil-mil-
itärischer Fähigkeiten (2010/2071(INI)), 23.11.2010. 

167	 Borja Lasheras u.a.: Eine Zukunftsagenda für die Europäische 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik, Friedrich Ebert Stiftung, 
Juli 2009, S. 5.

168	 Entschließung des Europäischen Parlaments zur neuen eu-
ropäischen Sicherheits- und Verteidigungsarchitektur – Prioritäten 
und Schwachstellen (2002/2165(INI)), 27.03.2003, Absatz 56.

169	 Lehmann, Wilhelm/Pabst, Reinhart: Die Rolle des Europäischen 
Parlaments und nationaler Parlamente in der Außen- und Sicher-
heitspolitik, European Parliament, Directorate-General for Re-
search, Working Papers 2005-011, S. 11.  

170	 Vgl. zur Militarisierung des Weltraums ausführlich Slijper, Frank: 
Venus to Mars. The European Union‘s steps towards the militarisa-
tion of space, TNI, Amsterdam 2008; Lühmann, Malte: Aus dem 
All in alle Welt. Weltraumpolitik für die Militärmacht Europa, Stu-
dien zur Militarisierung EUropas 33/2008.

171	 EU-Satellitennavigation: Dauerhafter Zuschussbetrieb statt Gold-
esel, heise online, 07.10.2010.

172	 Vgl. Bericht der Kommission: Halbzeitüberprüfung der eu-
ropäischen Satellitennavigationsprogramme, Brüssel, den 
18.1.2011 KOM(2011) 5. 

173	 EU-Satellitennavigation: Dauerhafter Zuschussbetrieb statt Gold-
esel, heise online, 07.10.2010.

174	 EU-Satellitennavigation: Dauerhafter Zuschussbetrieb statt Gold-
esel, heise online, 07.10.2010.

175	 KOM(2011) 5, S. 20.
176	 KOM(2011) 5, S. 29.
177	 Hagemann, Klaus: Galileo droht dauerhafter Zuschussbetrieb zu 

werden, 07.10.2010, URL: http://www.klaus-hagemann.de/bun-
destag/eu-unterausschuss.html?start=10 (25.11.2011).

178	 Europäischem “Galileo”-Projekt droht Kostenexplosion, Spiegel 
Online, 12.01.2008. 

179	 Mitteilung der Kommission: Galileo am Scheideweg: Die Umset-
zung der europäischen GNSS-Programme, Brüssel, den 16.5.2007 
KOM(2007) 261, S. 5.

180	 Bericht des Europäischen Parlaments über die Europäische Sicher-
heitsstrategie und die ESVP (2008/2202(INI)), 28.01.2009, Absatz 
45.

181	 Bericht des Europäischen Parlaments über Weltraum und Sicher-
heit (2008/2030(INI)), 10.06.2008, Absatz 11.

182	 Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Regelung des Zugangs zum öffentlich-staatli-
chen Dienst, KOM(2010) 550, S. 7.

183	 Galileo: Sichere Satellitennavigation für Notfall- und Sicherheits-
dienste, Pressemitteilung  (IP/10/1301, 08.10.2010, URL: http://
europa.eu/rapid/pressReleasesActionWap.do?reference=IP/10/130
1&format=HTML&aged=1&language=DE (11.11.2011)

184	 Boeing, Niels: 2:0 für China, Technology Review 7/2009.
185	 Aftenposten.no: 22.10.2009: OHB-System CEO calls Galileo a 

waste of German tax payer money, URL: http://www.aftenposten.
no/spesial/wikileaksdokumenter/article3985655.ece (23.1.2011).

186	 Slijper 2008, S. 42.
187	 Parlamentarische Anfragen: Antwort von Herrn Tajani im Na-

men der Kommission (E-4479/2009). URL: http://www.eu-
roparl.europa.eu/sides/getAllAnswers.do?reference=E-2009-
4479&language=DE (15.11.2011).

188	 Wehrtechnik (IV/2004) zitiert bei Lühmann 2008, S. 19.
189	 Lühmann 2008, S. 19f.
190	 Lühmann 2008, S. 12.
191	 Bericht des Europäischen Parlaments über Weltraum und Sicher-

heit (2008/2030(INI), Absatz 45.
192	  European Commission Enterprise and Insustrie: Space. Observing 

our planet for a safer world, URL: http://ec.europa.eu/enterprise/
policies/space/research/gmes/index_en.htm (22.11.2011).

193	 Lühmann 2008, S. 13.
194	  Antwort der Bundesregierung (Drucksache 17/5281), 28.03.2011, 

S. 3. 
195	 Erster EU-Haushaltsentwurf für 2014 bis 2020 vorgelegt, DLR-

Newsletter 27/2011, URL: http://www.dlr.de/rd/desktopdefault.
aspx/tabid-7223/12027_read-31543/ (24.11.2011).

196	 EC Member States push for GMES to be reinstated in budget plan, 
ASD-Newsletter, September 2011, S. 1.

197	 Entschließung des Europäischen Parlaments über die Auswirkun-
gen der Finanzkrise auf den Verteidigungssektor in den EU-Mit-
gliedstaaten (2011/2177(INI)), Absatz 41.

198	 Vgl. zur Genese des Sicherheitsforschungsprogramms Mawdsley, 
Jocelyn: Towards an EU Defence and/or Security Market? Are two 
becoming one?, in: Flamish Peace Institute (Hg.): Export controls 
and the European defence market: Can effectiveness be combined 
with responsibility? Brüssel 2011, S. 11-19, S. 12.

199	 European Security & Information Forum (ESRIF): Final Report, 
December 2009, URL: http://www.esrif.eu/documents/esrif_final_
report.pdf (18.12.2009).

200	 Hayes, Ben: Neoconopticon – The EU Security-Industrial Com-
plex, Statewatch/Transnational Institute 2009, S. 30. 

201	 Singelnstein, Tobias/Stolle, Peter: Die Sicherheitsgesellschaft. 
Soziale Kontrolle im 21. Jahrhundert, Wiesbaden 2008 (2. Au-
flage), S. 75.

202	 Vgl. auch Mawdsley 2011, S. 11.
203	 Lühmann 2011, S. 12.
204	 Vries 2010.
205	 Hinzu kamen noch eine Handvoll Nichtregierungsorganisationen, 

die aber nahtlos, wie etwa die interventionistische Crisis Manage-
ment Initiative, in das Gesamtgefüge passen.

206	 Nagel, Sarah: Hochschulen forschen für den Krieg, in: Ausdruck 
(Juni 2009), S. 1-6, S. 4.

207	 Bundesministerium für Wachstum und Technologie: Zukunfts-
markt Zivile Sicherheit Industriepolitische Konzeption des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Technologie, URL: http://
bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/XYZ/zukunftsmarkt-zivile-si
cherheit,property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.pdf 
(23.11.2011), S. 1.

208	 ESRIF 2009, S. 13.
209	 ESRIF 2009, S. 245.
210	 Vgl. Slijper 2005, S. 14.
211	 ESRIF 2009, S. 10.
212	 ESRIF 2009, S. 38.
213	 European Defence Agency: EDA and Commission to Work Close-

ly Together on Research, Pressemitteilung, 18.05.2009. 
214	 EC and EDA to coordinate security and military research, ASD-

Newsletter, September 2011, S. 2.
215	 Jeandesboz, Julien/Ragazzi, Francesco: Review of security meas-

ures in the Research Framework Programme, Policy Department 
C: Citizens’ Rights and Constitutional Affairs, Brüssel, Oktober 
2010, S. 23.

216	 ESRIF 2009, S. 37.
217	  Jehin, Olivier: European Defence Economy Affected by the Crisis, 

Europe.Visions 7, Oktober 2010, S. 12 und 20.
218	 Hilmar Linnenkamp u.a.: Die künftige Bundeswehr und der Eu-

ropäische Imperativ, SWP Aktuell, März 2011, S. 7.
219	 Vgl. Mölling/Brune 2011, S. 56; Liberti 2011, S. 33.
220	 Audy, Jean-Pierre: Begründung: Bürger und Wissenschaft 

wieder zusammenbringen, URL: http://www.europarl.europa.
eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&reference=A7-2011-
0160&language=DE#title2 (22.11.2011).

221	 Entwurf eines Berichts über die Auswirkungen der Finanz-
krise auf den Verteidigungssektor in den EU-Mitgliedstaaten, 
(2011/2177(INI)), Absatz 31ff.

222	 Curtis, Mark: Die neue Jagd nach Ressourcen: Wie die EU-Han-
dels- und Rohstoffpolitik Entwicklung bedroht, Oxfam Deutsch-
land, WEED, Traidcraft Exchange, AITEC, Comlámh, November 
2010, S. 9.

223	 Tucek, Wolfgang: Oxfam hat wenig Freude mit der EU-Rohstoff-
strategie, Wiener Zeitung, 20.11.2010; Mitteilung der Kommis-



57

sion: Ressourcenschonendes Europa – eine Leitinitiative innerhalb 
der Strategie Europa 2020, Brüssel, 26.1.2011 KOM(2011) 21.

224	 Mit diesem Thema haben sich inzwischen eine Reihe von Arbeiten 
befasst. Vgl. bspw. Oxfam: Whose Aid is it Anyway? Politicizing 
aid in conflicts and crises, Oxfam Briefing Paper 145, 10.02.2011; 
Baumann, Marcel/Reinhart Kößler: Von Kundus nach Camelot 
und zurück: militärische Indienstnahme der „Entwicklung“, in: 
Peripherie Nr. 122/123-2011, S. 149-177; Pospisil, Jan: Die Ent-
wicklung von Sicherheit. Entwicklungspolitische Programme der 
USA und Deutschlands im Grenzbereich zur Sicherheitspolitik, 
Bielefeld 2009; Wagner, Jürgen: Mit Sicherheit keine Entwick-
lung! Die Militarisierung der Entwicklungszusammenarbeit, Stud-
ie im Auftrag der Bundestagsfraktion DIE LINKE, Berlin 2008.

225	 Europäische Sicherheitsstrategie 2003, S. 2. Hervorhebung JW.
226	 Six, Clemens: Der Europäische Konsens zur Entwicklungspolitik. 

Die EU als Geberin in veränderten internationalen Beziehungen, 
Österreichische Forschungsstiftung für Entwicklungshilfe, Wien, 
März 2006, S. 15.

227	 Faust, Jörg/Messner, Dirk: Keine Sicherheit ohne pro-aktive Ent-
wicklungspolitik, in: Entwicklung und Zusammenarbeit, 11/2004. 

228	 Der Europäische Konsens über die Entwicklungspolitik, Gemein-
same Erklärung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten, des Europäischen Parlaments 
und der Kommission (2006/C 46/01), S. 7.

229	 Six 2006, S. 19. Vgl auch Popovic, Goran: Securitization of EU de-
velopment policy. To what extent has the EU development policy 
become securitized in the post-9/11 environment?, Lund Univer-
sity, Frühjahr 2007, S. 23. 

230	 Klever, Martin: Die EU-Entwicklungspolitik zwischen Anspruch 
und Realität. Europas Verantwortung für den afrikanischen Kon-
tinent, Dissertation, Fakultät der Rheinisch-Westfälischen Tech-
nischen Hochschule Aachen, November 2006, S. 142. 

231	 „Die 15 ‚alten‘ EU-Länder hatten 2005 beschlossen, die Entwick-
lungsbudgets bis 2010 auf mindestens 0,51 Prozent BNE und ge-
meinsam 0,56 Prozent zu steigern. Doch 2010 lag der Durchschnitt 
bei mageren 0,46% (2009: 0,44%).“ Siehe Hofstetter, Peppo: Ent-
wicklungshilfe 2010: Über ein Sechstel ist Phantomhilfe, alliance-
sud, 11.04.2011.

232	 Hamann, Birte: Sicherheit und Entwicklung. Veränderungen in der 
Entwicklungspolitik der USA und Deutschlands angesichts neuer 
Sicherheitsbedrohungen, Kölner Arbeitspapiere zur internation-
alen Politik, Nr.30/2005, S. 3. 

233	 Vgl. OECD erweitert Entwicklungshilfe-Kriterien, in: Entwick-
lung & Zusammenarbeit, 6/2004; Sicherheit: ODA-Kriterien er-
weitert, in: Entwicklung & Zusammenarbeit 5/2005.

234	 Vgl. für weitere Beispiele Wagner 2008, S. 29ff.
235	 Vgl. zur Entstehung der APF Wadle, Sebastian/Schukraft, Corina: 

Die Peace Facility for Africa - Europas Antwort auf die Krisen in 
Afrika?, in: Internationale Politik und Gesellschaft 4/2005, S. 99-
119. 

236	 Hierzu heißt es auf der Homepage der Friedensfazilität: “Die Fi-
nanzierung friedensunterstützender Einsätze stellt die Hauptauf-
gabe der African Peace Facility dar.” African Peace Facility, URL: 
http://ec.europa.eu/europeaid/where/acp/regional-cooperation/
peace/index_en.htm (15.02.2011).

237	 Furness 2011, S. 1.
238	 Furness 2011, S. 2.
239	 Antwort der Bundesregierung (Drucksache 17/766), 22.02.2010, 

S. 14. 
240	 Gurka, Kevin u.a.: Arming Africa, in: IMI (Hg.): Krisenmanage-

ment: “Sicherheitsarchitektur” im globalen Ausnahmezustand, 
Tübingen 2010, S. 23-30, S. 27. Zusätzlich fließen auch Gelder 
aus einzelnen EU-Staaten. So finanziert Deutschland bspw. das 
Kofi Annan International Peacekeeping Training Center in Accra 
in Ghana (KAIPTC) und die École de Maintien de la Paix Alioune 
Blondin Beye in Bamako in Mali. Vgl. Mickan, Thomas: Die UN 
und der neue Militarismus. Von Krieg und UN-Frieden: Peace-
keeping, Regionalisierung und die Rüstungsindustrie, IMI-Studie 
2011/14.

241	 African Peace Facility, URL: http://ec.europa.eu/europeaid/where/
acp/regional-cooperation/peace/index_en.htm (15.02.2011).

242	 Council conclusions on the replenishment of the African Peace 
Facility for the period 2011, URL: http://www.consilium.eu-
ropa.eu/uedocs/cms_Data/docs/pressdata/EN/foraff/121977.pdf 
(22.11.2011).

243	 Gurka u.a. 2010, S. 25.
244	 Gemeinsamer Standpunkt 2004/85/GASP des Rates vom 26. Janu-

ar 2004, Artikel 1.
245	 Furness, Mark 2011, S. 2ff..
246	 Mollet, Howard: Should Aid Finance Southern Peacekeeping?, the 

networker, Dezember 2004.
247	 Zu den Kritikern gehörten Dänemark, Irland, Italien, Japan, 

Luxemburg, Niederlande, Schweiz, Großbritannien und die Eu-
ropäische Kommission. Vgl. ODA Eligibility of Conflict, Peace 
and Security Expenditures, High Level Meeting, 3-4 April 2007, 
DCD/DAC(2007)23/REV1, 22-Mar-2007, S. 5.

248	 Draft Summary Record of the 11th Meeting of the CPDC Network, 
DCD/DAC/CPDC//M(2007)1/PROV, 25 Mai 2007.

249	 Vgl. Wüster, Veronika: Vom Peacekeeping zum Statebuilding. 
Über die Erweiterung der militärischen Aufgaben und die ver-
stärkte entwicklungspolitisch-militärische Interaktion in den 

Friedensmissionen der Vereinten Nationen, Diplomarbeit, Wien, 
Juli 2009, S. 115.

250	 Vgl. Pflüger, Tobias: Die angebliche Neutralität der EU-Mission 
im Tschad ist unglaubwürdig, IMI-Standpunkt 2008/006.

251	 Winkler: “Gemeinsame Konzepte für eine bessere Zuku-
nft”, 22.11.2006, URL: http://www.ots.at/presseaussendung/
OTS_20061122_OTS0176/winkler-gemeinsame-konzepte-fuer-
eine-bessere-zukunft (22.11.2011).

252	 Politstreit: Gilt der Einsatz im Tschad als Entwicklungshilfe?, Die 
Presse, 15.04.2008.

253	 Wirbel um Finanzierung der Tschad- Mission, Der Standard, 
15.04.2008.

254	 Tschad-Einsatz als Entwicklungshilfe: “Mogelpackung”, Der 
Standard, 15.04.2008.

255	 Wüster 2009, S. 116.
256	 The securitisation of aid – Neglecting the world’s poorest and 

neediest, Eurostep, URL: http://www.eurostep.org/wcm/archive-
eurostep-weekly/1344-the-securitisation-of-aid--neglecting-the-
worlds-poorest-and-neediest.html (22.11.2011).

257	 BMZ: Deutsche und niederländische Entwicklungspolitik wer-
den künftig noch enger zusammenarbeiten, 08.02.2011, URL: 
http://www.bmz.de/de/presse/aktuelleMeldungen/2011/febru-
ar/20110208_pm_18_niederlande/index.html (22.11.2011).

258	 Brzoska, Michael: Analyse und Empfehlungen zur internation-
alen Erfassung von sicherheitsrelevanten Ausgaben innerhalb und 
außerhalb der öffentlichen Entwicklungshilfe (ODA), BICC paper 
53/2006, S. 24f.

259	 CDU will Bundeswehr aus Entwicklungshilfe-Etat bezahlen, 
Spiegel Online, 08.09.2006. 

260	 Barnier, Michel: Für eine europäische Katastrophenschutztruppe: 
europe aid, Mai 2006, S. 13.

261	 Vgl. für eine ausführliche R2P-Kritik Haid, Michael: Die “Respon-
sibility to Protect”. Kriegslegitimation unter Missbrauch der Men-
schenrechte?, in: AUSDRUCK (August 2011), S. 17-23.

262	 Welthungerhilfe: Bomben auf Rangun? Myanmar und die „Re-
sponsibility to Protect“, Brennpunkt Nr.3/Juni 2008. 

263	 Polenz, Ruprecht: UN müssen gegenüber Birma Stellung beziehen, 
Deutschlandfunk, 13.05.2008.

264	 Report on the implementation of the European Security Strategy 
and the Common Security and Defence Policy (2009/2198(INI)); 
vgl. auch Mitteilung der Kommission an das Europäische Parla-
ment und den Rat: Stärkung der Katastrophenabwehrkapazitäten 
der Europäischen Union, Brüssel, 05.03.2008 KOM(2008) 130.

265	 Willis, Andrew: Outcry at EU plan to mix aid and foreign policy, 
euobserver, 10.02.2011. 

266	 Ziegler, Jean: Die Lehre von Sarajewo, UNiA, 18.11.2010.
267	 EAD: “Außenpolitik aus einem Guss”, euractiv, 14.10.2010.
268	 Merkel, Angela: Rede auf der 40. Münchner Sicherheitskonferenz, 

07.02.2004. 
269	 Catherine Ashton: Rede auf der 46. Münchner Sicherheitskon-

ferenz, 06.02.2010.
270	 Schlussfolgerungen des Europäischen Rates, Brüssel, 16. Septem-

ber 2010.
271	 Brok, Elmar: Vorurteile, Herausforderungen und Potentiale - Eine 

unvoreingenommene Analyse des Europäischen Auswärtigen Di-
enstes, Europäische Frage Nr. 199, 21. März 2011, S. 5.

272	 Brasen, Volker: Zivil-Militärische Planung aus einer Hand: Crisis 
Management and Planning Directorate als neues Instrument der 
EU, in: Europäische Sicherheit, Dezember 2010. 

273	 Délétroz, Alain: “Kapazität der EU zur Friedenssicherung 
schwindet”, Der Tagesspiegel, 22.02.2010. 

274	 Liebl, Josephine: Schriftliche Stellungnahme zum Fragenkatalog 
für die Anhörung des Unterausschusses „Zivile Krisenprävention 
und vernetzte Sicherheit” am 14.03.2011, URL: http://www.eed.
de/fix/files/doc/140311_Stellungnahme_EPLO_zum_UA_ZKP.
pdf (16.07.2011).

275	 Lieb, Julia: Diplomatisches Neuland für die EU, SWP-Aktuell 5, 
Februar 2011, S. 2.

276	 Vgl. zu den Details, wie der EAD in die Programmierung der EU-
Entwicklunghilfe eingebunden ist Anderson, Stephanie/Williams, 
John: The Securitization of Development Policy or the Develop-
mentalization of Security Policy?: Legitimacy, Public Opinion, 
and the EU External Action Service (EAS), Paper Presented at 
the 2011 European Union Studies Association Conference Bos-
ton, MA, URL: http://euce.org/eusa/2011/papers/8l_anderson.pdf 
(15.07.2011). 

277	 CIDSE/CAFOD: Media briefing, 23.04.2010. 
278	 Duke, Simon/Blockmans, Steven: The Lisbon Treaty Stipulations 

on Development Cooperation, CLEER Legal Brief, 04.05.2010.
279	 Legal Advice Prepared by White & Case LLP to CAFOD and CI-

DSE, 16.04.2010. 
280	 Vgl. Daniel R. Mekonnen, Legal Opinion Drafted for Eurostep, 

URL: www.eurostep.org/.
281	 Furness, Mark: The European External Action Service: A new in-

stitutional framework for EU development cooperation, Deutsches 
Institut für Entwicklungspolitik, Discussion Paper 15/2010, S. 27.

282	 EAD: “Außenpolitik aus einem Guss”, euractiv, 14.10.2010.
283	 Vgl. Bátora, Josef: A Democratically Accountable European Exter-

nal Action Service: Three Scenarios, European Integration online 
Papers (EIoP), Special Issue 1, Vol. 14, URL: http://eiop.or.at/eiop/
index.php/eiop/article/viewFile/2010_013a/177 (11.07.2011), S. 2.



58

284	 Presidency Report to the European Council on the European Ex-
ternal Action Service, Council of the European Union, 14930/09, 
POLGEN 163, Brussels, October 23, 2009, S. 5.

285	 Proposal for a Council Decision of (date) establishing the organisa-
tion and functioning of the European External Action Service (25 
March 2010), URL: http://eeas.europa.eu/docs/eeas_draft_deci-
sion_250310_en.pdf  (11.07.2011). Etwa einen Monat später legte 
Ashton einen leicht überarbeiteten Vorschlag vor (siehe Ashton 
presents new architecture for EU diplomatic service, Euractiv, 
23.04.2010).

286	  EU-Parlament erhöht Druck auf Ashton, Euractiv, 21.04.2010.
287	 Hantke, Martin: Der Europäische Auswärtige Dienst: Imperiale 

Machtpolitik aus einem Guss, in: Ausdruck (Dezember 2009), S. 
1-3, S. 2. 

288	 Council Decision of 26 July 2010 establishing the organisation and 
functioning of the European External Action Service (2010/427/
EU), Absatz 6.

289	 Vgl. Roger Schnabel, Patrick: Ein Jahr nach Lissabon - Der Eu-
ropäische Auswärtige Dienst nimmt Gestalt an, in: EKD Europa-
Informationen Nr. 135/Dezember 2010, S. 7-9, S. 7. 

290	 Lieb 2011, S. 3.
291	 Elmar Brok (EVP/CDU): Europäisches Parlament fordert 

Kontrollrechte über EU-Außenamt, 22.09.2009, URL: http://
de.federaleurope.org/index.php?id=9290 (07.07.2011). Eine ak-
tuelle Studie belegt, dass selbst eng am Rat angegliederter EU-In-
stitutionen eine solche Tendenz zu einem Eigenleben entwickeln. 
Vgl. Howorth, Joylon: Decision-Making in Security and Defence 
Policy. Towards Supranational Intergovernmentalism?, KFG 
Working Paper Nr. 25/März 2011.

292	 Sattler, Uwe: Außer Kontrolle, Telepolis, 09.07.2010.
293	 Brok 2011, S. 2.
294	 Vgl. O’Donnell, Clara Marina: The EU finally opens up the Euro-

pean defence market, CER policy brief, Juni 2009.
295	 Vgl. Jehin 2010, S. 11.
296	 Zoller 2011, S. 249.
297	 PricewaterhouseCoopers: Challenges for the German defence in-

dustry. CEO Agenda fore 2030, März 2010, S. 19.
298	 Bertges 2009, S. 224.
299	 Zoller 2011, S. 240.
300	 O’Donnell, Clara Marina: Britain and France should not give up 

on EU defence co-operation, Centre for European Reform (CER), 
Policy Brief, Oktober 2011, S. 2.

301	 Brune, Sophie C. u.a.: Die Bundeswehr in Zeiten der Krise, SWP 
Aktuell 5, Januar 2010, S. 4.

302	 European Defence Agency: National Defence Data in 2009, 
15.03.2011, S. 41. 

303	  Fasse, Markus: Auf dem Weg zu einem europäischen Rüstungs-
markt, Das Parlament, 03.05.2010.

304	 Entschließung des Europäischen Parlaments über die Auswirkun-
gen der Finanzkrise auf den Verteidigungssektor in den EU-Mit-
gliedstaaten (2011/2177(INI)), Absatz 7.

305	 Solana, Javier: A Window of Opportunity for European Defense, 
Project Syndicate, 12.12.2010, URL: http://www.project-syndi-
cate.org/commentary/solana6/English (13.11.2011).

306	 Hartley, Keith: The Future of European Defence Policy: An Eco-
nomic Perspective, in: Defence and Peace Economics, 14, no. 2 
(2003). Andere kommen auf noch höhere Einsparpotenziale. Die 
so genannte „Unisys-Studie“ bezifferte die Mehrkosten im EU-
Rüstungsmarkt infolge von Ineffizienzen sogar auf 104,7 Mrd. 
Euro jährlich. Siehe Unisys: Innergemeinschaftliche Transfers von 
Verteidigungsgütern, Brüssel, Februar 2005, S. 116.

307	 Vgl. Valasek 2011, S. 12.
308	 Grams, Christoph: Transatlantische Rüstungskooperation - Wan-

del und Bedeutung, Kieler Analysen zur Sicherheitspolitik Nr. 
10/2003.

309	 Bertges 2009, S. 81.
310	 Mawdsley, Jocelyn: European Union Armaments Policy: Options 

for Small States?, in: European Security, Vol. 17, Nr. 2-3/2008, S. 
367-385, S. 371. Siehe auch Jones, Seth G./Larabee, Stephen F.: 
Arming Europe, in: National Interest, Nr. 82, Winter 2005/2006, 
S. 62-68, S. 62: „Der Aufstieg großer, wettbewerbsfähiger und 
technologisch fortgeschrittener US-Verteidigungsfirmen lieferte 
den wesentlichen Anstoß für die Konsolidierung der europäischen 
Verteidigungskonzerne.“

311	 Mitteilung der Kommission: Europäische Verteidigung – Industrie- 
und Marktaspekte, KOM(2003) 113, Brüssel, 11.03.2003, S. 12.

312	 Bertges 2009, S. 247. Vgl. auch Jones/Larabee 2005/2006. 
313	 Entschließung des Europäischen Parlaments über die Auswirkun-

gen der Finanzkrise auf den Verteidigungssektor in den EU-Mit-
gliedstaaten (2011/2177(INI)), Absatz 42.

314	 Heidbrink, Stephan: Die EU-Rüstungsexportpolitik: Gefahr für die 
globale Sicherheit oder friedenspolitische Chance?, in: Pflüger/
Wagner 2006, S. 250-263, S. 253. 

315	  Witney 2008, S. 38.
316	 Rheinmetall-CEO Klaus Eberhardt neuer Präsident der AeroSpace 

and Defence Industries Association of Europe (ASD), Rheinmet-
all-Pressemitteilung, 10.10.2011. 

317	 Wirtschaftswoche zitiert bei Bertges 2009, S. 95.
318	 Entschließung des Europäischen Parlaments über die Auswirkun-

gen der Finanzkrise auf den Verteidigungssektor in den EU-Mit-
gliedstaaten (2011/2177(INI)), Absatz 48: „Das Europäische Parla-

ment […] glaubt, dass Rüstungsprogramme, die in Zusammenar-
beit durchgeführt werden, wie etwa diejenigen, die von der EDA 
eingeleitet und von der Gemeinsamen Organisation für Rüstungsk-
ooperation (OCCAR) verwaltet werden, ein bedeutendes Hilfsmit-
tel für die Senkung von Entwicklungskosten, die Unterstützung der 
industriellen Konsolidierung, die Förderung der Standardisierung 
und Interoperabilität und die Stärkung der weltweiten Wettbew-
erbsfähigkeit darstellen.“

319	 Vgl. Edwards 2011, S. 6, der sich beruft auf: Stratogiannis, Ioannis 
A.  und Zahos, Christos K.: Defence Industry Consolidation and 
Weapon System Cost Growth, Naval Postgraduate School, 2008; 
und Defence Acquisitions Assessment of Selected Weapons Pro-
grammes, US Government Accountability Office (GAO), 2009. 
Vgl. auch Hensel , Nayantara: Can Industry Consolidation Lead to 
Greater Efficiencies? Evidence from the U.S. Defense Industry, in: 
Business Economics (2010) 45, 187–203.

320	 Vgl. Barrinha 2010, S. 473; Mawdsley 2011, S. 17; Dunne, Paul/
Sköns, Elisabeth: The Changing Military Industrial Complex, 
URL: http://carecon.org.uk/DPs/1104.pdf (22.11.2011), S. 4.

321	 Heidrink 2006, S. 252.
322	 Bertges 2009, S. 106; Vgl. auch Oikonomou, Iraklis: The Inter-

nationalization of the European Arms Industry: Trends and Im-
plications, in: Agora Without Frontiers, Volume 13 (4) 2008, S. 
362-375, S. 368: „Die Schaffung nationaler Champtions war die 
Vorbedingung für die Internationalisierung.” 

323	 Bertges 2009, S. 108.
324	 Bertges 2009, S. 109. Vgl. auch Oikonomou 2008, S. 369.
325	 Vlachos-Dengler, Katia: From National Champions to European 

Heavyweights: The Development of European Defense Capabili-
ties Across Market Segments, RAND, Santa Monica 2002, S. xiv.

326	 Bericht des Bundesministeriums der Verteidigung zur Lage der 
deutschen wehrtechnischen Industrie, Juni 2003, S. 11. 

327	 Mis, Karolin u.a.: Marineschiffbau in Europa. Aktuelle Entwick-
lungen und Perspektiven 2020, Studie im Auftrag des Europäische 
Metallgewerkschaftsbunds (EMB), URL: http://www.pcg-project-
consult.de/pdf/naval_final_report_german.pdf (22.11.2011), S. 
27ff.

328	 Burmeister, Kai u.a.: Perspektiven der deutschen militärischen 
Schiffbaukapazitäten im europäischen Kontext, Kurzreport: 
11/15.12.2010, S. 21. 

329	 Bertges 2009, S. 162.
330	 Langhans, Dago: Standortkrieger zur See. Die IG Metall zwischen 

gesellschaftspolitischem Anspruch und Rüstungslobbyismus, 
junge Welt, 28.09.2011. 

331	 Bertges 2009, S. 194. 
332	 Bertges 2009, S. 174.
333	 Dörner, Astrid u.a.: Angriff auf Rheinmetall?, Handelsblatt Online, 

13.01.2011. 
334	 Vgl. Hofbauer u.a. 2011, S. 24; Vlachos-Dengler 2002, S. ix.
335	 Markowski, Stefan/Wylie, Robert: The Emergence of European 

Defence and Defence Industry Policies, in: Security Challenges, 
Volume 3, Number 2, Juni 2007, S. 31-51, S. 40.

336	 Die wehrtechnische Industrie vor der Krise? Branchenreport der 
IG-Metall, 28.08.2010, URL: http://www.geopowers.com/die-we-
hrtechnische-industrie-vor-der-krise-1107.html (22.11.2011).

337	 Bertges 2009, S. 222.
338	 Barrinha 2010, S. 474.
339	 BDSV: EU-Verteidigungspaket/Defence Package, URL: 

http://www.bdsv.eu/de/Themen/EU-Verteidigungspaket.htm 
(22.11.2011).

340	 Seibold  2010, S. 15. Siehe auch Küchle, Hartmut: Die Neus-
trukturierung des deutschen Rüstungsmarktes als industriepoli-
tische Aufgabe, edition der Hans-Böckler-Stiftung 135/2005, 
S. 17: „Aufgrund der gesunkenen staatlichen Nachfrage nach 
Rüstungsgütern,,haben große Teile der Rüstungsindustrien – über-
all in Europa – kaum Überlebenschancen in weiterhin abgeschlos-
senen nationalen Märkten.“

341	 Pöcher 2010. Vgl. auch Brune, Sophie C. u.a.: Restructuring Eu-
rope’s Armed Forces in Times of Austerity, SWP-Comments 28, 
November 2010, S. 6.

342	 Siehe für einen Überblick etwa Mölling/Brune 2011.
343	 Wikipedia: Kompensationsgeschäfte. 
344	 BDI: Offset, URL: http://www.bdi.eu/2094.htm (22.11.2011).
345	 Vgl. Edwards, Jay: The EU Defence and Security Procurement Di-

rective: A Step Towards Affordability?, Chatham House, August 
2011, S. 10f.

346	 The Code of Conduct on Offsets, Brussels, 24 October 2008.
347	 Schmidt 2009, S. 15f. Andere halten die Offset-Vereinbarung gar 

für einen Meilenstein. Vgl. etwa O’Donnell 2009.
348	 Kerber, Markus C.: Mehr Wettbewerb wagen - Anmerkungen 

zur Öffnung der nationalen Märkte und Schaffung eines Bin-
nenmarktes für Güter der Verteidigung und der Sicherheit durch 
Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Juli 2009, Schriftenreihe des Instituts für Verteidigung-
stechnologie, Streitkräfteökonomik und Geopolitik, Nr. 7/Januar 
2011, S. 2.

349	 Meirino, Arturo Alfonso: The Defense Market and the Strength-
ening of Europe’s Defence Technological and Industrial Base, in: 
European Defence Agency: Past, Present & Future, Ministerio de 
Defensa 2010, S. 173-203, S. 176.

350	 Ames, Paul: New task force to strengthen European defence indus-



59

try, Europolitics, 08.11.2011. 
351	 The Code of Conduct on Defence Procurement of the EU Member 

States Participating in the European Defence Agency, Brussels, 
November 21, 2005.

352	 Kerber 2011, S. 4.
353	 Mitteilung der Kommission zu Auslegungsfragen bezüglich der 

Anwendung des Artikels 296 des Vertrags zur Gründung der Eu-
ropäischen Gemeinschaft (EGV) auf die Beschaffung von Vertei-
digungsgütern, KOM(2006) 779, Brüssel, den 7.12.2006. 

354	 BDSV: EU-Verteidigungspaket/Defence Package, URL: http://
www.bdsv.eu/de/Taetigkeitsfelder/Themen/EU-Verteidigungspa-
ket.htm (08.11.2011).

355	 Richtlinie 2009/81EG über die Koordinierung der Verfahren zur 
Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge in 
den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur Änderung der 
Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG, Brüssel, den 13.07.2009.

356	 Richtlinie 2009/81, Absatz 18: „Allerdings sollte die Möglichkeit, 
von solchen Ausnahmen Gebrauch zu machen, nach der Rechtspre-
chung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften nur so 
weit in Anspruch genommen werden, wie dies zur Wahrung der 
nach den genannten Artikeln als legitim anerkannten Interessen 
unbedingt erforderlich ist. Dies bedeutet, dass eine Nichtanwend-
ung der Richtlinie sowohl den verfolgten Zielen angemessen sein 
als auch die Option darstellen muss, die den freien Warenverkehr 
und die Dienstleistungsfreiheit am wenigsten behindert.“ 

357	 Richtlinie 2009/81, Absatz 18.
358	 EU-Kommission Unternehmen und Industrie: Verteidigung und 

Sicherheit am Scheideweg, Online-Magazin Unternehmen & In-
dustrie, 19.04.2011, URL: http://ec.europa.eu/enterprise/maga-
zine/articles/industrial-policy/article_10997_de.htm (22.11.2011). 

359	 Richtlinie 2009/43/EG zur Vereinfachung der Bedingungen für die 
innergemeinschaftliche Verbringung, Brüssel, den 6. Mai 2009. 

360	  EU-Kommission Unternehmen und Industrie 2011. 
361	 Defence procurement Transposition of directive under tight sur-

veillance, Europolitics, 04.11.2011.
362	 Ghivarelli, Isa: The State of the European Defence Equipment 

Market, Centro Studi sul Federalismo, Research Paper, Oktober 
2009, S. 3; Mölling/Brune 2011, S. 29.

363	 Vgl. Cassier, Marion: Development of a European Defence Mar-
ket, Promotion 2009/2010, URL: http://www.iehei.org/bibli-
otheque/memoires2010/Cassier.pdf (22.11.2011), S. 18; Edwards 
2011, S. 14.

364	 Vgl. Schmidt 2009. 
365	 Hofbauer 2010, S. 42.
366	 Vgl. Mawdsley 2008.
367	 Lühmann 2011, S. 8.
368	 Vgl. Kerber 2011 und Jehin 2010.
369	 O’Donnell 2009.
370	 Vgl. Edwards 2011, S. 10; Mawdsley 2008, S. 380.
371	 Vgl. Valasek, Thomas: Surviving Austerity: The case for a new ap-

proach to EU military collaboration, CER, April 2011, S. 12.
372	 Heusgen u.a.: Sicherheitspolitische Kooperation ein Jahr nach 

Lissabon, in: Kaldrack/Pöttering 2011, S. 57-67, S. 63.
373	 Seibold 2010, S. 16.
374	 Vgl. Heidbrink 2006, S. 250ff. 
375	 Coelmont , Joe: Pooling & Sharing: From Slow March to Quick 

March?, Egmont Security Policy Brief 23, Mai 2011, S. 4.
376	 Vgl. Mölling/Brune 2011, S. 52.
377	 Europäischer Rat: Mitteilung an die Presse, 09.12.2010, URL: 

http://consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/DE/
foraff/119130.pdf (22.11.2011).

378	 Hale, Julian: Pooling, Sharing a ‘Necessity’: EU Report, Defense 
News, 19.07.2011. 

379	 Vgl. O’Donnell 2011, S. 2.
380	 Vgl. Hale 2011. 
381	 Vgl. Wagner, Jürgen: Die Geostrategie Europäischer Macht. 

‚Grand Area‘ - ein imperiales Raumkonzept als Rezept fürs Desas-
ter, in: AUSDRUCK (Oktober 2011), S. 1-12.

382	 Cremer 2011. Vgl. auch  Kempin, Ronja/Ondarza, Nicolai von: Die 
GSVP vor der Erosion? Die Notwendigkeit einer Wiedereinbind-
ung Frankreichs und Großbritanniens, SWP-Aktuell, Mai 2011.

383	 Declaration signed by the UK and France following the UK-France 
Summit 2010 in London on 2 November 2010, Absatz 18.

384	 Vgl. Torreblanca, Jose Ignacio: A pocket superpower, ECFR, 
11.11.2010; O’Donnell, Clara Marina: Britain’s defence review: 
Good news for European defence?, CER, 28.10.2010. 

385	 Jones 2011, S. 54.
386	 Vgl. Valasek 2011, S. 15; Jones 2011, S. 8.
387	 SIPRI Yearbook 2011, S. 273.
388	 Vgl. Amnesty-International: Arms Transfers To The Middle East 

And North Africa: Lessons For An Effective Arms Trade Treaty, 
19.10.2011.

389	 Deutsche Waffen gegen arabischen Frühling, jungen Welt 
21.10.2011.

390	 Vranckx, An u.a.:,Lessons from MENA - Appraising EU transfer 
of military and security equipment to the Middle East and North 
Africa’, Gent, November 2011, S. 17.

391	 Marzi, Heinz: Die Bedeutung des Rüstungsexports für Deutsch-
land, 11.09.2010, URL: http://www.geopowers.com/sicherheit-
made-germany-1118.html (22.11.2010).

392	 Eine Frage des Überlebens, German-Foreign-Policy.

com,27.10.2011.
393	 BDSV: Sicherheit made in Germany. „Zeit für Veränderungen – 

Chancen erkennen und nutzen“, Juli 2010, S. 7.
394	 So etwa Ex-BDSV-Chef Heinz Marzi: „Deutschland und seine In-

dustrie liefern im Übrigen nicht in Kriegs- und Krisengebiete, die 
wesentlichen Exportländer sind unsere Partner in der EU und in der 
NATO. Diese, heute gültigen und im europäischen Vergleich jedo-
ch immer noch restriktiven Rüstungsexportbestimmungen sollten 
auf europäischer Ebene harmonisiert werden, um so zumindest auf 
annähernd vergleichbare Wettbewerbsbedingungen hinzuwirken 
(„Level Playing Field“) und so europaweit hin zu einer verantwor-
tungsvollen Exportpolitik zu kommen.“ Siehe Marzi 2010.

395	 Fischer, Sebastian: Deutsche Rüstungsexporte: Kanonen für die 
Konjunktur, Spiegel Online, 11.11.2010. 

396	  Depauw, Sara: Risks of the ICT-directive in terms of transparency 
and export control, in: Flemish Peace Institute 2011, S. 67- 74, S. 
71.

397	 Gemeinsame Konferenz Kirche und Entwicklung (GKKE): Rüs-
tungsexportbericht 2009, Bonn/Berlin 2009, S. 70.

398	 Vgl. Baum, Tom: Concluding remarks: Effective security and re-
sponsible trade, in: Flemish Peace Institute 2011, S. 75-80, S. 79; 
Bromley, Mark: The EU common position on arms exports and 
national export control policies, in: Flemish Peace Institute 2011, 
S. 39-51, S. 45.

399	 Council of the European Union, ‘European Union Code of Con-
duct on Arms Exports’, Document 8675/2/98 Rev 2, Brussels, 5 
June 1998. 

400	  Dementsprechend mager fallen die Erfolge des Kodex aus. Vgl. 
Bromley 2011.

401	 Gemeinsamer Standpunkt 2008/944/GASP des Rates betreffend 
gemeinsame Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtech-
nologie und Militärgütern, Brüssel, den 8. Dezember 2008.

402	 Poitevin, Cédric: A European export control regime: balancing ef-
fectiveness and responsibility, Flemish Peace Institute 2011, S. 47-
51, S. 50.

403	 Vgl. Depauw 2011, S. 72.
404	 Bromley 2011, S. 44.
405	 Aken, Jan van: Umfrage Rüstungsexporte, 20.10.2011, URL: 

http://www.jan-van-aken.de/aktuell/umfrage-ruestungsexporte.
html (22.11.2011).

406	 Rogers/Simón 2011, S. 4 und 8. Hervorhebung JW.
407	 Pöttering, Hans-Gert: Vorwort der Herausgeber, in: Kaldrack/Pöt-

tering 2011, S. 7-16, S. 7.
408	 Zoller 2011, S. 246.
409	 Vgl. bspw. Ellinger, Dirk: Der Erhalt industrieller wehrtechnischer 

Kompetenzen liegt im nationalen Sicherheitsinteresse, in: Eu-
ropäische Sicherheit, März 2010, S. 51-55. Einen umfassenden 
Überblick über die nationalen Rüstungsindustrien in Europa bietet 
Pöcher, Harald: Rüstung in Europa, Wien 2011.

410	 Witney 2008, S. 38.
411	 Vgl. Burmeister 2010, S. 31 und Dörner u.a. 2011: „Als Thyssen-

Krupp einen Partner für seine Marinewerften suchte, gab es ein 
klares Veto gegen ein Engagement französischer Rivalen. Bei den 
Werften wird Thyssen-Krupp daher mit Abu Dhabi Mar aus den 
arabischen Emiraten kooperieren. Auch ein zu enges Band mit den 
Amerikanern lehnt die Politik ab. Die Beteiligung des US-Finan-
zinvestors One Equity Partners am Unterseebootbauer HDW war 
Berlin nicht geheuer. Die Regierung fürchtete, dass die fortschrit-
tliche Batterietechnik komplett nach Übersee abwandern könnte. 
Mit dieser können konventionelle U-Boote länger unter Wasser 
bleiben.“ 

412	 Ein Spielball politischer Interessen, Welt Online, 04.07.2006. 
413	 Profitable Kröte, Handelsblatt Online, 11.11.2011.
414	 So der Finanzwissenschaftler Markus Kerber zitiert bei Bertges 

2009, S. 133.
415	 Mis o.j., S. 43.
416	 Mölling/Brune 2011, S. 15.
417	 Brune u.a. 2010, S. 1.
418	 Brune u.a. 2010, S. 5. 
419	 Europe: Military Modernization, Strategic Forecast (Stratfor), 

30.08.2010.
420	 Vgl. Wagner, Jürgen: EUropa außer Kontrolle. Die EU-Außen- 

und Sicherheitspolitik im parlamentarischen Niemandsland, in: 
Informationen zu Politik und Gesellschaft, Nr. 6/2011.

421	 Brink 2008, S. 135.
422	 Wissel, Jens: Second Empire. Zu den Europäischen Welt(un)ord-

nungspolitischen Ambitionen, in: Brink, Tobias ten (Hg.): Globale 
Rivalitäten, Stuttgart 2011, S. 183-202, S. 197. Das Zitat stammt 
von Hans-Jürgen Bieling.

423	 Vries, Wendela de: Reduction of Military Budgets - What can 
United Nations do? Lecture University of Amsterdam, 08.01.2011, 
URL: http://stopwapenhandel.org/node/1000 (22.11.2011). 



Büro Brüssel:
Europäisches Parlament
Sabine Lösing
Rue Wiertz ASP 06F255
B-1047 Brüssel
Tel.: 0032-2-284 7894
Fax: 0032-2-284 9894
Mail: sabine.loesing@europarl.europa.eu
Mitarbeiterinnen: Ota Jaksch und 
Theresa Wögerbauer

Bürgerbüro:
Abgeordnetenbüro Sabine Lösing
Lange Geismarstraße 2
37073 Göttingen
Tel.: 0551-50766823
Fax: 0551-50766838
Mail: europabuero-loesing@web.de
Mitarbeiter: Dr. Fritz Hellmer

Verbindungsbüro Deutscher Bundestag:
Europabüro Berlin
Sabine Lösing, MdEP
Unter den Linden 50
10178 Berlin
Tel.: 030-227 71405
Fax: 030-227 76819
Mail: sabine.loesing@europarl.europa.eu
Mitarbeiter: Arne Brix

Sabine Lösing, MdEP


